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Aus dem Inhalt von Heft 42
„Ende des Massenwohnungsbaus?“
R. Ulbrich, U. Wullkopf: Hat der soziale
Wohnungsbau noch eine Zukunft? - F. Gschwind:
Wo versickert die staatliche Wohnungsbauför-
derung? - W. Voigt: Nach der Demontage des
sozialen Wohnungsbaus - Drückt sich der Staat
um die Nachsubvention? - W. Durth, G.
Hamacher: Alle reden vom Stadthaus ... - F.
Eichstädt-Bohlig, W. Eichstädt: Thesen zur
Instandsetzungspolitik - J. Klug, Mietergenossen-
schaft - Eine Alternative? - D. Ipsen: Wohnsitua-
tion und Wohninteresse ausländischer Arbeiter in
der BRD - J. Günter, R. Günter: Soziale
Architektur und ihre Elemente - F. Pesch, K.
Selle: Rationale Architektur im Revier - A.





Aus dem Inhalt von Heft 43/44
„Alternativen der Wohnumfeldverbesserung“
J. Wolf: Sozialorientierte Wohnumfeldverbesse-
rung - D. Hoffmann-Axthelm: Doppelt betroffen
- U. Hellweg, W. Schneider: Bilder zur Wohn-
umfeldqualität im Ruhrgebiet - R. Günter, J.
Günter: Wohnumfeldverbesserung - R. Günter-
Leben auf der Straße - L. Burckhardt: Demo-
kratie im Städtebau: Pavia - Arbeitskreis Verkehr
des BBU, T. Schaller u.a.: Alternativen zur
Verkehrsplanung - Architekturkritiken von J
Posener, M. Speidel (Staatsbibliothek), D.
Hoffmann-Axthelm (Ephraim-Palais) u.a. - Be-
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Aus dem Inhalt von Heft 45
„Vergessene Reformstrategien zur Wohnungs-
frage“
G. Uhlig: Sozialisierung und Rationalisierung im
„Neuen Bauen“ - K. Novy: Der Wiener Gemeinde-
wohnungsbau: „Sozialisierung von unten“ - G.
Uhlig: Kolektivmodell „Einküchenhaus“ - J.
Wolf: Stadterneuerung durch Bewohnergenos-
senschaften - K. Dubois/G. Wulf, M. Müller, J.
Posener- Was heißt Kultur heute? - E.v.Einem, M.
Konukiewitz, W. Tessin, H. Bodenschatz, T. Har-
lander, W. Durth, M. Teschner: Drei Kritiken zu
Häusermann /Siebel: „Krise der Stadt - Krise der
Stadt?“ - Berichte und Rezensionen von F
Gschwind D. Henckelua
2. Auflage Februar 1980
ASARCHT
"echnalogie und Massenästhetik
Julius Posener: Vorlesungen zur
Geschichte der neuen Architektur
ARCH}Soandernummerzum75.GehurtstanvonJuhusPespurVerkehrsberuhigung - verkehrte
Beruhigung?
Aus dem Inhalt von Heft 46
„Technologie und Massenästhetik“
M. Hellgardt: Die Frage der Technologie im
Arbeiterwohnungsbau - J. Halfmann, C. Zillich:
Schinkel-Cafe - B. Uhde: Bericht über ein sechs-
wöchiges Dorf im Bauch der Großstadt - R. Graff.
R. Kruse: Neues Leben in alten Fabriken - D.
Hoffmann-Axthelm: Hausbau: Technologie und
ästhetische Praxis - P. Bumke, N. Nissen, A.
Petersen, W. Schiffauer: Architektur und Ethno-
logie: Berlin Kreuzberg - K. Selle: „Mittlere
Intensität“ - Berichte und Rezensionen von D
Hoffmann-Axthelm. P. Hofmann u.a
Aus dem Inhalt von Heft 47
„Verkehrsberuhigung - verkehrte Beruhigung?“
E. Jacobi. V. Martin, K. Pächter: Verkehrsbe-
ruhigung als Teil eines städtischen Freiraum-
konzeptes - H. Monheim: Verkehrsberuhigung
durch Stadtschnellstraßen? - P. Müller: Stadt-
entwicklung und Verkehrsberuhigung - E. Bann-
wart: Verkehrsberuhigung als räumliche Alpha-
betisierungskampagne - BI Westtangente: Fahr-
radverkehr - M. Glotz: Verkehrsberuhigung und
soziale Folgen - H. Monheim: Grundzüge eine
alternativen Stadtverkehrsplanung - H. Klippel
U. Pauen: Kind und Straße - H. Kahmann
Modell für Deutschland - Berichte und Rezen-
sionen von R. Günter, D. Menckel. 0. Moll. D
Stahlbaum 11a
Aus dem Inhalt von Heft 48
„Julius Posener: Vorlesungen zur Geschichte der
neuen Architektur”
13 Vorlesungen zur Geschichte der modernen
Architektur von 1880 bis 1933
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Erwiderung auf Selle, „Mittlere Intensität“
Arbeitskreis Verkehr im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V
Neues Bundesbaugesetz verabschiedet
Klageverfahren gegen Kraftwerke, Autobahnen und andere Bauvorhaben sind
gefährdet durch die Beschleunigungsnovelle!
Klaus Duntze
Preisverleihung an Kreuzberger Strategien - ein Spectaculum
(ergötzlich und lehrreich zugleich)
Arbeitsgemeinschaft der Arbeitersiedlungsinitiativen im Ruhrgebiet
Offener Brief zum Geschäft mit der Modernisierung der Arbeiter-
siedlungen
(Schwerpunkt: Stadtkultur - sozialkulturelle Initiativen |
Richard Laufner
...Nichtnur eine Frage von Kulturpolitik
Oskar Holl
Versuche, Kultur etwas kleiner zu schreiben
Kulturelle Stadtteilarbeit in der Kulturstadt München
Florian Straus
Das Münchener Modell der Kulturläden
Die Sendlinger Kulturschmiede, ein sozio-kulturelles Kleinzentrum
Dieter Frowein, Gerhard Spangenberg
Neue Nutzung für den Fichtebunker
Paul Hofmann
„Revierpark heißt die Idee, sie verändert die Wirklichkeit!“
13 Jahre Freizeitpolitik im Ruhrgebiet
Uli Hellweg, Ulrike Moths
„Seitdem wir unseren Verein haben ...“
ARCH+-Interview mit Mitgliedern der Siedler-Interessengemeinschaft Bergarbei-
tersiedlung „Am Kanal“ e.V. in Lünen
Traudel und Hans-Georg Tomshöfer
Das Heini-Wettig-Haus - Unser Volkshaus
Adalbert Evers
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Hartmut Häußermann, Walter Siebel
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Anmerkungen zum Heft 47
57 Angaben zu den Autoren dieses Heftes
Editorial
Etwas Unbehagen war schon dabei, als
dieses „Kulturheft”” vorbereitet wurde:
Alle Welt spricht und/oder schreibt
über Kultur, über erste und zweite,
über Hoch-, Volks-, Sub-, Alternativ-,
Alltagskultur. Warum aber nimmt jetzt
auch ARCHT, Zeitschrift für Architek-
ten, Stadtplaner, Sozialarbeiter und
kommunalpolitische Gruppen, „Kultur”
gesondert zum Thema?
Was uns interessierte und Anlaß war
zur Auseinandersetzung mit der Kultur-
diskussion der letzten Jahre, war eine
doppelte Akzentverschiebung, die uns
viele Fragen aufgab:
1) Die Doppeldeutigkeit einer Transfor-
mation der aus der Studentenbewegung
entwickelten Politikansätze in eine so-
zialkulturelle Neuorientierung: eine zu-
nehmende Emanzipation kultureller Ak-
tivitäten von Versuchen zur Instrumen-
talisierung für eine immer abstrakter
werdende Politik. Statt nach der ‘Verall-
gemeinerbarkeit von Interessen’ und der
‘richtigen’ Organisationsform’, wird im-
mer öfter nach den subjektiven Bedin-
gungen und dem (mikro-) politischen Po-
tential des ‘richtigen Lebens’ gefragt,
— bis hin zur Verweigerung jedes An-
spruchs auf Verallgemeinerung und Or-
ganisation von Interessen, pardon: von
„Wunsch”” und ..Begehren’.
2) Die Doppeldeutigkeit aber auch der
wachsenden Bedeutung, welche auf der
Suche nach sozialer und kultureller Iden-
tität wieder den engeren räumlichen Be-
zügen gesellschaftlichen Lebens zuge-
wiesen wird, insbesondere dem Stadt-
quartier.
Kultur — und eine Transformation der
Politik?
Mit der tendenziellen Vereinheitlichung
der Politik der im Bundestag vertretenen
Parteien geht eine Vereinheitlichung kul-
tureller Tendenzen einher, die in Form
eines neuen mittelständischen Konserva-
tismus bis auf die Ebene kommunaler
Kulturpolitik durchschlägt. Diese Ver-
einheitlichung zieht Ausgrenzungen und
subkulturelle Zersplitterungen nach
sich, die auf der anderen Seite zur Suche
nach politischen und kulturellen Alterna-
tiven führt, welche mit der griffigen For-
mel von der „Zweiten Kultur” verein-
heitlicht werden.
So setzt sich die Kette der gängigen
Polarisierung von zwei Kulturen aktuell
fort: Den Hochkulturen der Herrschen-
den wurden früher die Volkskulturen ge-
genübergestellt, dann der bürgerlichen
die proletarische Kultur. Mit der Stu-
dentenbewegung jedoch wurde spätestens
deutlich, daß sowohl an der Kultur der
Bürger wie an der aus der Arbeiterbewe-
zung stammenden einiges morsch gewor-
den war. Was bedeuten diese Grenzen
heute, wie weit sind sie verschoben, rela-
tiviert worden. aufgelöst im Getriebe einer
scheinbar alles absorbierenden Kulturin-
dustrie? Was mit dem Ende der 60er Jah-
re in den Vordergrund trat, waren neue
Formen einer allseitig oppositionell sich
gebärdenden ‘Kultur der Spontaneität’,
die sich weder auf die Traditionen der
Arbeiterkultur noch auf die subventio-
nierten Reste etablierter Bürgerlichkeit
beziehen wollte.
Ihre hauptsächlichen Träger, die A bweich-
ler aus den Mittelschichten, wollten selbst
auf die Suche gehen. Immerhin: die pro-
vozierend nach außen gewandten Politi-
sierungsansprüche boten produktive Rei-
bungsflächen und auch an Vermittlungs-
versuchen zwischen den Richtungen fehl-
te es nicht in der reformerischen Stim-
mung des Aufbruchs in die 70er Jahre.
Zur inhaltlichen Füllung des Pro-
gramms ‚Kultur für alle’” begannen eini-
ge SPD-Politiker in den Kommunen
schon früh, den traditionell bürgerlichen
Kulturbegriff und die entsprechende Poli-
tik durch sozial-orientierte Ansätze zu
erweitern und diese über enge Ressort-
grenzen hinweg zu verankern. Man be-
mühte sich um Vermittlung mit den vor
allem aus der Studentenbewegung kom-
menden sozial-kulturellen Anstößen.
Mit der Krise von Wirtschaft und Wohl-
fahrtsstaat, dem Scheitern der Reform-
politik haben sich die Entfernungen zwi-
schen den Richtungen vergrößert, die
Vermittlungsversuche sind selten und
schwieriger geworden. Die produktive
Reibung weicht einer Attitüde des wech
selseitigen Sich-Ignorierens. Inzwischen
können konservative Kreise mit hämi-
schem Verweis auf die überraschende
Museums-Manie breiter Bevölkerungs-
schichten sich über die verfehlte Öffnung
und Didaktisierung der Kultur mokieren
und „Nivellierung” beklagen; ein arro-
ganter Elitismus wird Mode — auch und
gerade in der Architektur, wie man weiß
Wie ist sie nun zu begreifen, diese neue
Darstellung von „zwei Kulturen”, deren
Besonderheit wohl in der „Lagermentali-
tät” auf der einen wie der anderen Seite
liegt? Zwei Deutungen bieten sich an.
Da sind auf der einen Seite die eher
caritativen Sichtweisen einer mehr oder
minder traditionellen Linken: hier sieht
man zuerst diese „zweite Kultur” als die
des Mangels, der Beschädigungen, der
Opfer. Wie kann dieses Potential „wieder”
politisiert werden, zurück finden zu oder
sich wieder einfinden an der eigentlich
schon immer feststehenden Kampf- und
Frontlinie: Lohnarbeit contra Kapital?
Da sind auf der anderen Seite die
Euphoriker des ganz Neuen und Ande-
ren: „Nicht nur die gesellschaftlichen
Verhältnisse bei der Wurzel packen,
sondern die Verwurzelung dieser Verhält-
nisse in uns selber bekämpfen!” Unter
der Fahne einer „Politik in der ersten
Person” allerdings läßt sich das „Pathos
des Aussteigens” oft nur als „politische
Pathologie der Aussteigenden” (Offe)
begreifen, die bis hin zu Selbstisolation
und -zerstörung gehen kann und alle Zwei.
felan der These rechtfertigen, daß ‚die
Zukunft den Marginalisierten gehört.”
In dem Beitrag von Evers wird ver-
sucht, jenseits dieser beiden Bewertun-
gen eine Orientierung zu ermöglichen,
die neuen sozialen und kulturellen Ini-
tiativen weder zuerst als Opfer und Irrtum
noch als bereits präsente neue Subjekte
einer anderen Politik zu begreifen — viel-
mehr als ein Feld, in dem sich ‚, ein Netz
von emanzipatorischen und befreienden
wie aber auch regressiven Momenten” of-
fenbart. Diese Bewegungen sind immer
noch die lebendigsten Träger und Protago-
nisten der wichtigsten und am meisten um-
kämpften Ziele des letzten Jahrzehnts. Sie
sind aber zugleich auch schon etwas anderes
geworden. Denn was wird aus dem Ver-
such des Aufbaus anderer Lebens- und
Arbeitsbeziehungen, wenn ihm der .‚poli-
tische, kulturelle und gesellschaftliche
Raum abgeschnitten wird? Wie weit
sind die Folgen in einer solchen Situation,
die Verdinglichung von Utopien, die Iso-
lierung, das Auseinanderdriften unverein-
barer Lebens-, Sprach- und sogar Denk-
stile zwischen Mitte/Kern und Rand der
Gesellschaft die Frucht aufgezwungener
oder selbstgewählter Entscheidungen
der neuen sozialen Bewegungen und
Initiativen?
Vor dem Hintergrund einer solchen
Differenzierung haben wir uns bei der
Auswahl der spezifischen Beispiele für
sozialkulturelle Bewegungen und Initia-
tiven in diesem Heft vom „Prinzip Hoff:
nung” leiten lassen: zwischen „Drinnen
und Draußen”, zwischen „Mitte und
Rand” der Gesellschaft findet nicht
nur Ausbürgerung und wechselseitige
Ausgrenzung statt.
Daß wir nicht am (negativen) Beginn
eines Prozesses vollständigen Auseinan-
derfallens stehen und neue Vermittlungs:
ebenen erschlossen werden, — darauf
weist nicht nur die wachsende Bedeu-
tung der „Grünen” hin und ihr sich-
Hineinwagen in die institutionalisierte
Politik. Auch in anderen Bereichen
scheint sich die Zahl der Grenzgänger
zu vergrößern, die, wie es etwa Straus
anhand einer Münchener Kulturinitiative
schildert, „zwischen den Stühlen” einer
konservativ formierten Gesellschaft und
den sozialen und kulturellen Ghettos von
Randgruppen ihren Platz und ihre Auf-
gaben suchen: Mitglieder von Bürgerin!-
tiativen, denen die sozialen Erfahrungen
und Zusammenhänge in ihrer BI inzwi-
schen wichtiger sind als der Anlaß ihrer
Gründung und die damit verbundenen
Forderungen nach außen; Sozialpädago-
gen und Erwachsenenbildner, die als
zweifelnde ‘Sinnvermittler’ sich und
anderen zur Selbstverwirklichung neue
Tätigkeitsfelder suchen ... die Reihe der
solcherart ‘unpolitischen’ Träger der
‘“sozialkulturellen Bewegung’ ließe sich
beliebig verlängern: „Wir sprechen nicht
über Politik, wir machen Politik” (K.
Walter im Interview in diesem Heft).
Vor allem solche ‘Grenzgänger’ Kom-
men in diesem Heft zu Wort. die ZWI-
schen etablierten Institutionen auf der
einen und der sogenannten Alternativ-
bewegung auf der anderen Seite in ver-
schiedenen Positionen und Perspektiven
kommunikative Handlungsfelder zu
eröffnen und zu sichern versuchen —
ein insgesamt recht schillerndes Bild von
Berichten: über die fast anachronistisch
anmutende Wiederbelebung von ‘Arbei-
terkultur’ im Ruhrgebiet, über die unge-
liebten Folgen sozialdemokratischer
Kultur-Reformpolitik im CSU-regierten
München (vgl. die Beiträge von Straus
und Hol) oder in Marburg /(Laufner),
die Konzeptionierung von und Ausein-
andersetzung um ein Bunkerprojekt in
Berlin (Frowein/Spangenberg) und die
Dokumentation eines Falles, wo Mittel-
standskultur zerstörerisch über Alterna-




Blickt man heute auf die Werte und Ziel-
setzungen zurück, unter denen nach 68
die „„Politisierung des Alltags” zum Pro-
gramm wurde, so kann man feststellen,
daß das Spektrum der Bedürfnisse, Äng-
ste und Sensibilisierungen, die man an-
sprach, viel breiter war, als es der schma-
le Raum seiner politisch-radikalen Um-
setzung damals vermuten ließ. Die Kri-
tik entmenschlichter Alltagsbeziehungen
der Auflösung von Formen der Gemein-
schaft und Solidarität in einer Art der
modernen Wolfsgesellschaft, der Bedeu-
tungsgewinn regionaler Traditionen und
lokaler Besonderheiten als Symbole des
Widerstandes gegen eine einsinnige Mo-
dernisierung räumlicher und sozialer
Verhältnisse — auch ohne die Frage
von Ökologie und Natur hier mitanzu-
sprechen läßt sich leicht zeigen, daß
diese Art des Mißtrauens und der Kritik
von „Fortschritt”” nicht a priori durch
irgendeine Seite des politischen Spek-
trums monopolisiert werden kann.
Auch die Orientierung auf das Quartier,
die im Rahmen einer so angelegten Zi-
vilisationskritik nur folgerichtig er-
scheint, ist mehrdeutig. Relativ leicht
zu unterscheiden ist die unterschiedliche
Bedeutung der Quartiersorientierung so-
zialkultureller und politischer Initiativen
und jene Art von „Quartiersbezug””, mit
der sich die herrschende Politik und Ad-
ministration heute Wünsche und Hoff-
nungen zwecks Herrschaftssicherung
nutzbar zu machen versucht; schwieriger
wird es schon bei einer Diskussion der
Mehrdeutigkeit der alternativen Ansätze
selhst
Je mehr in der laufenden sozialkulturel-
len und politischen Entwicklung das All-
tagsleben zentralisiert und bürokratisiert
wird, auf den verschiedensten Gebieten
der Zentralstaat in die Kommunen
hineinregiert,im Zeitalter der Pressekon-
zentration der regionale Bezug der gro-
ßen Medien nur noch als Privatisierung
oder parteipolitischer Machtwechsel bei
Rundfunk- und Fernsehanstalten gedacht
werden kann, desto mehr bedarf es schein-
bar auch einer Strategie, die symbolische
Orte zur Wiederfindung verlorengegange-
ner Heimaten und Identitäten zu bieten
vermag. Der Handelswert des Quartiers
scheint mit dem Verlust seines realen
Gebrauchswerts in einer diesermaßen
zentral verwalteten Welt nur zu steigen.
In den verschiedensten Dimensionen
arbeitet die offizielle Politik an der Auf-
rüstung des Quartiers als einer sozialen
und kulturellen Verteidigungszone be-
sonderer Ort:
@ Ökonomisch: Gegen die „Stadtflucht”
zahlungskräftiger „Aktivbürger” mit-
tels Eigentumsförderung, subventio-
nierter Anhebung der Wohnungsstan-
dards durch Modernisierung, Wohn-
umfeldverbesserung und Verkehrsbe-
ruhigung (vgl. den Beitrag von Häusser-
mann /Siebel)
politisch: gegen das parteipolitische
Desengagement der Aktivbürger durch
institutionalisierte Partizipationsange-
bote, demonstrative Stärkung der
„basisbezogenen” Organisationsfor-




Orientierung” durch stadtteil- und all-
tagsbezogene Kulturangebote zur Stär-
kung der Ortsbindung von Bewohner-
gruppen
ästhetisch: gegen Verwechselbarkeit
und Identitätsverlust durch quartiers-
typische bzw. historisierende Stadt-
reparaturen zur Vermittlung der kul-
turellen Bedeutungsgehalte lokaler
Architektur.
Mit dem Blick auf die sterile Bürgerlich-
keit dessen, was viele Stadtväter und
manche Zeitschriften vom Fachals sa-
niertes/revitalisiertes Quartier vorweisen.
scheint es sich zu bestätigen: „Je unper-
sönlicher und unangreifbarer die A ppa-
rate sind, desto dringlicher wird die
Herausbildung eines durch seine Morali-
tät gekennzeichneten Mittelstandes, der
die wirkliche Macht verschleiert.”
(Touraine). „Quartiersbezug” in diesem
Sinne dürfte für Parteien und Admini-
stration also eine echte „Gemeinschafts-
aufgabe’”’ darstellen.
Eine ganz andere Bedeutung von Quar-
tiersbezug wird sichtbar, wenn wir die
Beiträge von Holl, Straus, Hofmann,
Hellweg/Moths u.a. in diesem Heft ver-
folgen. Die im Quartier agierenden Ini-
tiativen verstehen das Stadtviertel als all-
täglichen Lebensrahmen, als Lernfeld
und Vermittlungsebene autonomer In-
teressenartikulation zur Bildung kollek-
tiver Erfahrungsmöglichkeiten.
Aber auch in diesem wichtigen und
zentralen Bemühen um „konviviale”
Lebensbedingungen im unmittelbaren
Alltagsbereich läßt sich noch einmal
entdecken, was wir vorher bereits unter-
strichen hatten: die gerade genannten
neuen progressiven Momente müssen
sich ihr Überlebensrecht unter politischen
Umständen erkämpfen, deren oftmals
stumme Gewalt ihnen auch Anzeichen
der Regression aufherrscht. An zwei
Punkten dieser Quartiers-Kultur-Bewe-
gung scheint uns das besonders deutlich
zu werden.
Der erste Punkt betrifft das, was
„übrigbleibt’””: die Macht der kulturellen
Großtechnologien, die mit den neuen
„Produktivkräften”” des Kabel-TV u.a.
Dinge au‘geworfenen Probleme. So ab-
strakt und letztlich erfolglos die „boy-
kottiert-Springer-Parolen”” der Studenten-
bewegung gewesen sein mögen — wurde
hier nicht noch offensiv eine Auseinan-
dersetzung geführt, der man heute eher
aus dem Wege gehen will, oder die man
einfach unterlaufen zu können meint?
Warum gibt es heute Blockaden und
Hindernisse auf dem glatten Weg in die
„Kabelkultur””? Hat eine offensive Aus-
einandersetzung innerhalb der Linken
dazu irgendetwas beigetragen? Oder
anders: kann man es sich leisten, mit
dem Schreckbild U.S.-amerikanischer
Kabelstädte, das in den Beiträgen von
Milzkott und Kirschenmann So an-
schaubar gezeigt wird, eine tech-
nische Möglichkeit zu exorzieren, deren
Verlockungen dann mit der heimlichen
Frage — ist da nicht auch für uns ein
Kanal drin? — erst recht bestehen blei-
ben? Daß es hier eine Lücke in dieser
ARCH*-Nummer gibt, hat also weniger
mit dem geringen Architekturbezug sol-
cher Fragen zu tun, sondern weit mehr
mit Lücken und Regressionen in einer
Quartierskultur-Praxis, deren scheinbar
auf der Hand liegender politischer Rea-
lismus der Selbstbescheidung sich nicht
nur im Hinblick auf die Negation der
alten und neuen „Großtechnologien”
der Kulturindustrie einige kritische Fra-
gen gefallen lassen muß.
Damit sind wir schon beim zweiten
Punkt. Wo nämlich schlägt ein solcher
„Realismus’”” der Quartiersorientierung
in eine Art selbstzufriedenen Lokalis-
mus um, für den die Welt schon in Ord-
nung ist, wenns „im Viertele” gut läuft?
Und steckt hinter einer solchen Haltung
nicht oft etwas ganz anderes als der viel-
leicht nur allzu berechtigte Psssimismus,
daß man im kulturellen und politischen
Großbetrieb ja doch nichts machen kann,
ein heimlicher Optimismus nämlich?
Darauf hoffend, daß die Vielzahl der
kleinen „Graswurzel”-Bewegungen, ange-
siedelt in Peter Brückners „Löchern im
Vergesellschaftungsprozeß” irgendwie
zu einem flächendeckenden Geflecht
zusammenwächst, das die Strukturen
der „Großsysteme” der zentralstaatli-
chen Macht- und Kulturausübung gleich-
sam „nebenbei” erledigt? Diese Art der
Selbstbeschränkung, nicht aus Not son-
dern aus Überzeugung, muß sich allerdings
die Frage gefallen lassen, ob die dramati-
sche Alternative des „‚Barbarei oder Sozia-
lismus” sich tatsächlich ummünzen läßt in
die mehr oder minder friedliche Koexistenz
von so gern beschworener „Barbarei”” des
Atom/Überwachungs/Telekommunika-
tionsstaates und „sozialistischer”” Inseln
kleiner Technologie/sanften Lebens und
einer Kultur des Selbermachens.
Werner Durth / Adalbert Evers
Aktuelles
Dietrich Sperling
Erwiderung auf Selle, „Mittlere Intensität“
Die Thesen, mit denen Klaus Selle seinen
zur Diskussion gestellten Beitrag über die
geplante Einführung des Instruments ei-
ner „einfachen städtebaulichen Erneue-
rung” in ARCHT, Heft 46/1979, ab-
schließt, können nicht unwidersprochen
bleiben. Sie beruhen auf einem unzurei-
chenden Informationsstand und sind da-
her zum großen Teil unvollständig oder
unrichtig und unterschieben den Überle-
zungen zu einem entsprechenden Geset-
zesvorhaben eine Tendenz, die ihnen
nicht innewohnt. Zudem koppelt Selle
die Einführung dieses neuen städtebauli-
chen Instrumentariums mit der in ganz
anderem systematischen und sachlichen
Zusammenhang stehenden Beschleuni-
gungsnovelle, so daß er den sachlichen
Gehalt der entstehenden Neuregelung
und die mit ihr angestrebten Ziele gar
nicht zutreffend erfassen kann
[. ZUR „EINFACHEN STÄDTEBAULI-
CHEN ERNEUERUNG”
Bei dem im Bundesbauministerium der-
zeit erwogenen Gesetzesvorhaben geht
es neben der Vereinfachung der Sanie-
rung um die Schaffung eines Instruments
„Mittlerer Intensität”. Damit sollen jene
Gebiete erreicht werden, in denen vor al-
lem ein erheblicher Nachholbedarf an
Modernisierungsinvestitionen besteht und
das Wohn— und Arbeitsumfeld beein-
trächtigt ist, ohne daß städtebauliche Miß-
stände im Sinne des Städtebauförderungs-
gesetzes vorliegen. Dieses vorausgeschickt,
ist im einzelnen aufSelles Thesen, soweit
sie das neue städteplanerische Instrument
der „einfachen städtebaulichen Erneue-
rung” betreffen. folgendes zu entgegnen:
|. Demokratisierung durch Dezentralisie-
rung von Verantwortung
Durch eine Regelung der einfachen städ-
tebaulichen Erneuerung im StBauFG
(nicht, wie Selle schreibt, im Moderni-
sierungs— und Energieeinsparungsge-
setz) würden weder Demokratisierungs-
möglichkeiten noch Informations— und
Verteidigungsrechte der Bürger beschnit-
ten. Es ist gerade eine wesentliche Ten-
denz des in Angriff genommenen Ge-
setzesvorhabens, Verantwortung auf
Gemeinden und Bürger zu delegieren.
Dabei würden die Gemeinden ihre her-
kömmliche Verwaltungspraxis oft über-
denken müssen, und die privaten Nut-
zer und Investoren wären hier als direkt
Beteiligte zu konstruktiver Mitwirkung,
nicht nur zu bloßer Kritik aufgerufen.
So könnte es den Gemeinden zur
Pflicht gemacht werden, im Rahmen
ihrer Stadtentwicklungsplanung für je-
des Erneuerungsgebiet ein Erneue-
rungsprogramm aufzustellen. das die
wesentlichen für das jeweilige Gebiet
in Betracht gezogenen Erneuerungsmaß-
nahmen enthalten soll. Dieses Programm
müßte die Gemeinde mit den Eigentü-
mern, den Mietern und den anderen
Nutzungsberechtigten erörtern. Dabei
wäre vorallem die Einstellung der Be-
teiligten zu den Erneuerungsmaßnahmen
und ihre Mitwirkungsbereitschaft festzu-
stellen. Denn gerade bei Maßnahmen der
einfachen städtebaulichen Erneuerung
ist es für jeden mit der Problematik Ver-
trauten selbstverständlich, daß Gemein-
de und Bürger eng zusammenarbeiten
müssen. Eine Umgestaltung des Wohn
und Arbeitsumfeldes ist ohne aktives
Mitwirken der dort wohnenden und ar-
beitenden Menschen gar nicht sinnvoll
und gar nicht möglich. Hier muß der
Bürger aus seiner besonderen Kenntnis
des Wohn— und Arbeitsbereichs heraus
Kritik üben und aufgrund seiner indivi-
duellen Bedürfnisse Anregungen unter-
breiten. Beratung, Aufklärung und An-
regung der Initiative von Eigentümern
und Mietern, Geschäfts— und Betriebs-
inhabern sowie Beschäftigten erscheint
in solchen Erneuerungsgebieten daher
als zentrale Kommunale Aufgabe. Es
würde dann an den Beteiligten selbst lie-
gen, ob und wie sie die ihnen eingeräum-
ten Möglichkeiten zur Partizipation und
zur Wahrung ihrer Interessen nutzen.
2. Fortentwicklung bloßer Beteiligungs-
rechte zu Möglichkeiten aktiver Mit-
gestaltung
Von einem Abbau sozialer Sicherungen
könnte bei Einführung der einfachen
städtebaulichen Erneuerung ebenfalls
keine Rede sein. Selles Kritik ist in die-
sem Punkt schon in ihrem Ansatz ver-
fehlt. Die Intention des Gesetzesvorha-
bens geht dahin, möglichst die Bevölke
rung in den Erneuerungsgebieten zu er-
halten. Ein Sozialplan wird daher oft-
mals gar nicht erforderlich sein. Kann
die Zielsetzung aber im Einzelfall nicht
erreicht werden, so müßte selbstverständ-
lich auch hier ein Sozialplan aufgestellt
werden. Außerdem wird erwogen, die Ge-
meinden zu verpflichten, unvermeidbare
Verdrängungen durch Wohnungsbaupro-
gramme aufzufangen.
Auch daß nach dem im Bundesbau-
ministerium derzeit angestellten Über-
legungen keine förmlichen vorbereiten-
den Untersuchungen im Sinne des StBau-
FG durchgeführt zu werden brauchen,
erscheint wegen der gegenüber der Sanie-
rung erheblich geringeren, eben nur
„mittleren Intensität” der Maßnahmen
als nicht erforderlich. Die Gemeinde
müßte jedoch — wie erwähnt - Erneue-
rungsprogramme entwickeln. Dafür hätte
sie sich die notwendigen Beurteilungs-
grundlagen zu verschaffen und die Er-
neuerungsprogramme mit den Beteilig-
ten unter anderem gerade im Hinblick
auf ihre Einstellung zur vorgesehenen
Erneuerung zu erörtern. Für die gegen-
über der Sanierung ganz anders geartete
Erneuerung wäre dies die adäquatere
Vorbereitung. Selle hätte eigentlich wis-
sen müssen, daß bei den hier in Betracht
kommenden Maßnahmen die Phase zwi-
schen Vorbereitung und Durchführung
anders als bei den Sanierungsmaßnahmen
kürzer ist, so daß langwierige vorberei-
tende Untersuchungen, die hier u. U.
auch schnell überholt sind, fehl am Plat-
ze wären.
Die gegenüber der Sanierung veränder-
ten Partizipationsansätze verfolgen also
nicht einen „Abbau” von Beteiligungs-
rechten und von Betreuung der Beteilig-
ten, sondern sind als bewußte Fortent-
wicklung dieser Prinzipien nach den un-
terschiedlichen Sachverhalten im Städte:
bau zu verstehen. Sie sollen über das gel-
tende Recht hinaus die beteiligten Bür-
ger nicht nur als „Betroffene” öffentli-
cher Planungen mit Rechten ausstatten,
sondern ihre aktive Mitgestaltung des
Erneuerungsprozesses erreichen.
3. Steuerung soweit nötig, Selbstent-
scheidung soweit möglich
Die kommunale Planung begäbe sich bei
Erneuerungsmaßnahmen auch keinerlei
wesentlicher Steuerungsmöglichkeit.
Wenn ein Teil des bodenrechtlichen In-
strumentariums des StBauFG im Rah-
men von Erneuerungsmaßnahmen keine
Anwendung finden soll, so hat dies seine
Ursache darin, daß es zur Erreichung
des Erneuerungszieles seiner nicht be-
darf. Auch hat Selle offensichtlich über-
sehen, daß in das fortentwickelte Bun-
desbaugesetz die wesentlichen boden-
rechtlichen Instrumentarien bereits ein-
gearbeitet sind. Diese können auch bei
der Erneuerung, soweit überhaupt erfor-
derlich, Anwendung finden. Ob ein zu-
lässiges zeitlich befristetes Steuerungs-
instrument, das den geplanten Erneue-
rungsmaßnahmen angemessen ist, ein-
geführt werden sollte, ist derzeit Gegen-
stand gründlicher Überlegungen.
Im übrigen könnte die Anwendbarkeit
der für die Erneuerung notwendigen
Maßnahmen erleichtert werden. So dürf-
te etwa in Erneuerungsgebieten, in de-
nen Art und Maß der baulichen Nut-
zung nicht verändert werden sollen, die
Aufstellung von Bebauungsplänen nicht
undifferenziert zur Pflicht gemacht wer-
den. Sie müßte vielmehr wie auch im
übrigen von der Erforderlichkeit für die
städtebauliche Entwicklung und Ord-
nung abhängig sein. Auch hier würde
Verantwortung auf die Gemeinden de:
legiert. Es würde ihnen ein Gestaltungs-
spielraum und damit aktiven Bürgern,
also Nutzern und Investoren, eine Mit-
wirkungsmöglichkeit eröffnet. Die Dar-
legung von Selle, die Lenkung der Stadt-
erneuerung werde völlig auf finanzielle
und damit subsidiäre Anreize umgestellt
ist hiernach unverständlich. Wenn er da-
gegen meint, es gehe (auch!) darum, An-
reize für private Investitionen zu schaf-
fen, so hat er recht. Gebäudemodernisie-
rung und Wohnumfeldverbesserung sind
zu einem nicht unwesentlichen Teil eine
private Aufgabe, deren Finanzierung der
Staat nur erleichtern, nicht aber vollstän-
dig übernehmen kann. Dies ermöglicht
auch eher eine dem Einzelfall angemes-
sene und bedarfsgerechte, ggfls. stufen-
weise und nicht sofort vollständige Er-
neuerung.
Um solcherlei schrittweise Erneuerung
sicherzustellen, wird eine etwa als „Mä-
Bigungsklausel” zu bezeichnende Rege-
lung erörtert. Danach müßte eine Be-
schränkung der förderungsfähigen Erneue-
rungsmaßnahmen auf die für das jeweili-
ge Gebiet nach Auffassung der Gemeinde
besonders dringlichen und bedeutsamen
Maßnahmen erfolgen. Private Investoren
sind nicht nur Spekulanten oder allein an
bestmöglicher Kapitalverwertung inter-
essierte Eigentümer, die Selle offenbar
ausschließlich sieht, sondern sehr oft
auch kleinere Eigentümer (Rentner, klei-
ne Gewerbetreibende usw.). Die Förde-
rung gerade solcher kleinen Investoren
ist erklärtes Ziel des Gesetzesvorhabens.
Erneuerungsmaßnahmen sollen nämlich
gerade in solchen Gebieten vordring-
lich durchgeführt werden, in denen ohne
staatliche Unterstützung private Investi-
tionen ausbleiben würden.
Der von Selle beschworene ..sozial-
politische Regressionsprozeß” findet al-
SO nicht statt. Es geht im Gegenteil dar-
um, das Wohn— und Arbeitsumfeld ge-
rade auch der finanziell schwächeren
Bürger zu verbessern und damit einen
Beitrag zur Erhöhung ihrer Lebensqua-
lität zu leisten. Allerdings wird dabei
nicht eine „wohlfahrtsstaatliche Be-
glückungsstrategie” verfolgt, sondern es
sollen den Gemeinden und ihren Bür-
gern, Nutzern wie Investoren, wesent-
lich sozialstaatlich motivierte planeri-
sche und finanzielle Möglichkeiten eröff-
net werden. Ob und wie diese Chancen
genutzt werden, würde der Verantwor-
tung und dem Engagement der Gemein-
den und ihrer Bürger als denjenigen,
die ihre Bedürfnisse am besten kennen,
zur gesamten Hand anvertraut
IL. ZUR BESCHLEUNIGUNGSNOVELLE
Abschließend seien noch zwei Bemerkun-
gen zur Kritik Selles an der Beschleuni-
gungsnovelle angefügt.
1. Heilung von Form— und Verfahrens-
fehlern
Um das berechtigte Vertrauen von Bür-
gern auf den Bestand von Bauleitplänen
zu schützen und das Wohl der Allgemein
heit zu wahren, sind gerichtliche Kon-
trollmöglichkeiten in bezug auf die Ver-
letzung von Form— und Verfahrensfeh-
lern, die für das Planergebnis ohne Aus-
wirkung waren, eingeschränkt worden.
Unberührt davon blieb aber die Rechts
pflicht der Gemeinden zur Beachtung
aller Form— und Verfahrensvorschrif-
ten. Gleichermaßen ist es weiterhin die
Pflicht der Aufsichtsbehörden, die Be-
achtung dieser Bestimmungen zu kon-
trollieren. Aber es kann nicht richtig
sein, daß ein geringfügiges Versehen der
Gemeinde, das immer einmal unterlau-
fen kann und das niemandem gescha-
det hat, noch nach Jahren zur gerichtli-
chen Aufhebung eines Bebauungsplanes
führt. Form— und Verfahrensvorschrif-
ten dürfen nämlich nicht ein System von
„Stolperdrähten”” sein, sondern müssen
dem Ausgleich der verschiedenen in das
Verfahren einbezogenen Interessen die-
nen. Diesen mehrseitigen Ansprüchen an
die Ausgestaltung von Form— und Ver-
fahrensvorschriften im Städtebaurecht
sucht die Beschleunigungsnovelle zu ge-
nügen.
2. Erleichterung und Verbesserung der
Sozialplanung
Die Sozialplanung ist erleichtert worden,
indem sie von Anforderungen, die sich
in der Sanierungspraxis als unnötiger und
hemmender Ballast erwiesen haben, frei-
gestellt wurde. Der Schwerpunkt soll auf
der praktischen Beteiligung der Bürger,
nicht auf der Erstellung von Datenfried-
höfen auf Hochglanzpapierliegen. Dies
ist vor allem auch für die Bürger eine Ver
besserung, weil sich die Gemeinde ihren
Forderungen direkter stellen muß und
sich nicht mehr so leicht durch den Ver-
weis auf Zahlen, Gutachten, Prognosen
usw. vor ihrer Verantwortung für politi-
sche Entscheidungen davonstehlen kann
In der Beschleunigungsnovelle einen Ab-
bau von Partizipationsrechten zu sehen,
wie Selle dies tut, ist daher unzutreffend
Gerade das Gegenteil ist der Fall: Die Sa-
nierung soll weniger förmlich und damit
hürgernäher werden
Arbeitskreis Verkehr im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V.
Neues Bundesbaugesetz verabschiedet
Klageverfahren gegen Kraftwerke, Autobahnen und andere Bauvorhaben sind gefährdet durch die Beschleunigungsnovelle!
Ein Freibrief für die Verwaltung zum
widerspruchsfreien Bauen
Ab 1.8.79 gilt nach einer Frist von nur
3 Jahren eine neue Fassung des Bun-
desbaugesetzes und des Städtebauför-
derungsgesetzes. Während man bei der
letzten Änderung des Bundesbauge-
setzes 1976 wenigstens von einer teil-
weisen Verbesserung der Beteiligungs-
und Widerspruchsmöglichkeiten ausge-
hen konnte, so bedeutet die aktuelle
Änderung eine praktische Ausschaltung
von Betroffenenmitwirkung und Kon-
trolle.
Die sogenannte „BESCHLEUNI-
GUNGSNOVELLE” dient — auch rück-
wirkend bei jahrealter Planung — der
„Entbürokratisierung””, wie es im Ge-
setz heißt (und der „Entdemokratisie-
rung”, wie wir es verstehen). Die „In-
vestitionshemmnisse”” sollen beseitigt
werden, wie die Notwendigkeit der No-
velle beispielsweise vom Land Berlin
im Bundesrat begründet wurde,
Bisher war es möglich, MÄNGEL
DER PLANUNG, also FORMFEHLER.
gerichtlich feststellen zu lassen und
einen Bebauungsplan für nichtig erklä-
ren zu lassen. Dies hatte dann zur Fol-
ge, daß ein neues Bebauungsplanverfah-
ren eingeleitet werden mußte, was für
die Verwaltungen einen großen Zeitver
lust bedeutete.
Jetzt ist es für die „Rechtswirksam-
keit eines Bauleitplans” (Bebauungs-
plan/Flächennutzungsplan) unbedeu-
tend, ob bestimmte Formvorschriften
eingehalten werden oder nicht. Außer-
dem kann durch die Verkürzung der Bür-
gerbeteiligung die Aufstellung von Be-
bauungsplänen beschleunigt werden.
Die Legitimierung von Verfahrens-
und Formfehlern
Mit Hilfe der Paragraphen 155a und
155b wird der Verwaltung eine Fehler
quote von 13 Möglichkeiten pauschal
genehmigt, die alle bei der Aufstellung
von Bauleitplänen erlaubt sind, ohne
die Rechtmäßigkeit der Pläne zu beein-
trächtigen. Beispielsweise sind jetzt fol-
gende Formfehler „erlaubt”:
® Ein Bebauungsplan kann rechtmäßig
sein, obwohl eine wichtige städtebau:
liche Untersuchung (Verkehrsgutach-
ten, Landschaftsgutachten etc.) igno-
riert wurde. ($ 155b Abs. 1.1)
Sind Träger öffentlicher Belange, also
eine Behörde oder ein Interessenver-
band, nicht gehört worden, so hat
dies keinen Einfluß mehr aufdie
„Formgerechtigkeit” des Bauleit-
plans ($ 155b Abs. 1.2)
Ist eine soziale Maßnahmeplanung
für Betroffene nicht aufgestellt wor-
den, so gilt dies nicht als Formfehler
($ 155b Abs. 1.4)




werden, ohne daß damit der Bebauungs-
plan rechtsunmäßig wäre. ($ 155b,
Abs; 1.7)
Fehler bei der Planung, also Mängel
der Abwägung, wirken sich nur auf die
Rechtmäßigkeit eines Bebauungsplans
aus, wenn die Fehler offensichtlich wa-
ren und hierdurch ein anderes Planungs-
ergebnis zustande kam. ($ 155b, Abs.2)
Damit wenigstens der Schein gewahrt bleibt
bei all dieser Willkür, ist ein $ 155c hinzu-
gefügt worden, der die Aufsichtsbehörde
bittet, auf die Einhaltung der Vorschriften
zu achten; wie angeführt führt aber ihre




War es bisher üblich, wenigstens so zu tun,
als würden „Vorbereitende Untersuchun-
gen” begründen, warum in einer Stadt an
einer bestimmten Stelle Sanierungsmaß-
nahmen notwendig seien, so brauchen
solche Untersuchungen jetzt nicht mehr
herangezogen zu werden. In $ 4 der Be-
schleunigungsnovelle heißt es in Absatz 1,
daß diese Untersuchungen nur notwendig
sind, „soweit nicht bereits hinreichende
Beurteilungsunterlagen vorliegen.”
Die Grundsätze des Sozialplans brau-
chen nicht mehr wie bisher vor der Fest-
setzung des Bebauungsplans festgelegt
zu werden, sondern können auch da-
nach aufgestellt werden! Wenn nur weni-
ge Menschen im Planungsgebiet wohnen,
kann sogar von der Aufstellung eines
Sozialplans abgesehen werden
Die praktische Auflösung des zweistufi-
gen Planungsverfahrens
Bisher war es in den meisten Fällen not-
wendig, einen Flächennutzungsplan auf-
zustellen, in dem die Grundzüge der
Städteplanung niedergelegt waren. Hier-
aus wurden dann die Bebauungspläne
entwickelt. Nur in ZWINGENDEN Fäl-
len konnte auf einen Flächennutzungs-
plan verzichtet werden. Nun allerdings
kann man die Landschaft mit Bebauuns-
plänen allein verplanen, wenn es nur
DRINGENDE Gründe hierzu gibt.
Braucht man nun faktisch keinen Flä-
chennutzungsplan mehr, so kann dieser,
falls er existiert, zusammen mit dem Be-
bauungsplan geändert werden.
Die Gerichte sollen durch die Novelle
ausgeschaltet werden
Die Novelle soll Schwierigkeiten beseiti-
gen, die sich aus der zunehmenden ge-
richtlichen Kontrolle von Verwaltungs-
vorgängen ergeben.
Es war bisher oft erst durch ein Ge-
richtsurteil möglich, einen erneuten po-
litischen Anstoß zu geben, genau dies
soll jetzt vermieden werden. Durch die
Legitimation von Planungsfehlern zum
Nachteil der Betroffenen ist der Weg
zum Gericht unter Umständen umsonst.
Nur wenn die Gerichte selbst dieser Aus:
höhlung des Planungsrechtes nicht un-
widersprochen zusehen, besteht eine
Chance für eine juristische Auseinander-
setzung.
Es bleibt zu prüfen, ob diese Ein-
schränkung der Rechte des Bürgers




Diese Novelle stellt alles auf den Kopf,
was es bisher an Möglichkeiten der Mit-
wirkung und des Widerspruchs gab. Die
gesamte Planungspraxis entzieht sich
damit der öffentlichen Kontrolle und
dient ausschließlich der Durchsetzung
der Bauvorhaben, Davon profitieren die
Bauherren (private und öffentliche), die
bauen dürfen, ehe geprüft worden ist,
ob das Bauwerk überhaupt zulässig ist.
Diese elementare Beeinträchtigung ihrer
Rechte müssen die betroffenen Bürger
gemeinsam bekämpfen. Noch weniger
als bisher dürfen wir uns trennen lassen
in Sanierungsbetroffene, Autobahnbe-
troffene, Kraftwerksbetroffene usw.
aber auch nicht in direkt Betroffene und
nicht direkt Betroffene (eine übliche Un-
terscheidung um den Kreis der möglichen
Kläger so gering wie möglich zu halten,
da die Direktheit eine Auslegungsfrage
ist).
Mit der Beschleunigungsnovelle wurde
die Unverhältnismäßigkeit zwischen den
Möglichkeiten der Ausführungsorgane
und den Rechten der Bürger weiter
zuungunsten der Bürger verschoben, die
Novelle kommt einer totalen Entmach-
tung gleich. Die Aktionsformen der Bür-
gerinitiativen werden sich zwangsläufig,
sollte das Gesetz verfassungsgemäß
sein. ändern müssen.
Klaus Duntze
Preisverleihung an Kreuzberger Strategen - Ein
Spectaculum (ergötzlich und lehrreich zugleich)
Schon den Termin auszuhandeln war ein
Problemum politikum: mal war die Aula
des neuen berufsbegleitenden Oberstufen-
zentrums in der ehemaligen Wrangelka-
serne nicht frei, mal konnte das Bezirks-
amt wegen BVV-Sitzung nicht, mal
hatte der Präsident der Kultur—Politi-
schen Gesellschaft noch wichtigere Ver-
pflichtungen ... Und dann kam Harry
Ristock nur, weil ihn ein Mitarbeiter
beim Mittagessen von der Einladung er-
zählte, die das Büro dem Senator unter-
schlagen hatte. Da kam Harry spontan
— konnte er doch zugleich die Scharte
auswetzen, die er erlitten hatte, als er
beim Einweihungstermin zum Oberstu-
fenzentrum vom Schulsenator ausge-
timet worden war! Und der Bezirksbür-
germeister Rudi Pietschker war dann
doch krank und mußte sich von vier
Stadträten vertreten lassen. Wer aber
am schärfsten getimet hatte, war weder
der Veranstalter noch einer der Ehren-
gäste — die COMBAU GMBH war es,
die im Block 133 (rechts neben Haber-
kern) nach der Entmietungskampagne
gegen Gewerbetreibende und Wohnungs-
mieter die ersten Fenster und Türen zu-
mauern ließ. Doch gemach, davon wird
noch die Rede sein. Zunächst füllte sich
der Saal zögernd mit all den Leuten aus
Verwaltungs— Politiker— Bürger— Pla-
ner— und Soziologen—Kreisen, die böse
Zungen schon längst die „Strategien-
schickeria” nennen; es waren zum gro-
ßen Teil dieselben, die vierzehn Tage
vorher im Turm der Emmauskirche am
Lausitzer Platz bei der Bilanz zu den Stra-
tegien für Kreuzberg deren Stagnation,
wenn nicht gar endliches Versanden be-
klagt hatten. Vor den Leuten, die um die-
se Abendzeit in der Wrangelstraße einzu-
kaufen oder von der Arbeit zu kommen
pflegen, sah man so gut wie keinen —
außer denen, die inzwischen zur Stütze
des Vereins SO 36 avanciert sind. Aber
so toll war das kalte Büffett nicht, und
von den Reden wird gleich die Rede sein.
Natürlich war viel junges Volk da, solche,
von denen man immer nicht weiß, ob
sie so‘ne Berufspretestler, Alternative
oder vielleicht doch die Redaktions-
mannschaft „des Südost Express”, des
geehrten. Denn dazu war man ja zusam-
men, weil die KULTURPOLITISCHE
GESELLSCHAFT E.V. (Präsident Dr.
Olaf Schwencke, MdB und MEP, Bonn)
zum Festakt eingeladen hatte. „Der Ver-
ein SO 36 und die Bürgerinitiative SO 36
sind die Preisträger der Innovationsgabe
1979 der KULTURPOLITISCHEN GE-
SELLSCHAFT. Sie will damit die öf-
fentliche Aufmerksamkeit auf die „Stra-
tegien für Kreuzberg” lenken. Dieses in
seinem Umfang und seinem Modellcha-
rakter einzigartige Projekt einer umfas-
senden Stadterneuerung mit Hilfe der
betroffenen Bevölkerung wird im Sa-
nierungsgebiet im wesentlichen vom Ver
ein und von der Bürgerinitiative SO 36
getragen. Mit ihrer Innovationsgabe will
die KULTURPOLITISCHE GESELL-
SCHAFT beide Organisationen in ihren
einander ergänzenden verantwortungs-
vollen und schwierigen Aufgaben bei
der Umsetzung der Wettbewerbsergeb-
nisse der „Strategien für Kreuzberg”
ermutigen. Der Preis wird, zweckgebun-
den, der Lokalzeitung von SO 36, „Süd-
ost—Express” zugute kommen, die seit
zwei Jahren ohne öffentliche Unterstüt-
zung erscheint. Auch diese Leistung
soll mit der diesjährigen Preisvergabe
gewürdigt werden...”” So der Einladungs
text, den der Leiter des Künstlerhauses
Bethanien, Michael Haerdter, der auch
zum Vorstand der kulturpolitischen
Gesellschaft gehört und sich auch als
Kreuzberger fühlt, formuliert hatte.
„Kreuzberger Musike” von einem
Bardenpaar dargebracht ‚ leitete den
Abend ein: eine Mischung von Bibel
und Biermann, säkularisierte Eschato-
logie (also was von Kämpfen und Hof-
fen). In seiner Begrüßung ließ Michael
Haerdter deutlich werden, wie die KUI
TURPOLITISCHE GESELLSCHAFT
aus den Kreuzberger Blüten den Honig
der Identifikation saugt: von „Funktio-
nen der Demokratie von unten” war
da die Rede, und daß der Mensch Sub-
jekt, nicht Objekt der städtebaulichen
Planung sei. Politische Kultur! Aber
keine Euphorie für SO 36.
Alfons Spielhoff, der die Laudatio
hielt, ließ die Geehrten fühlen, in wel-
cher Gesellschaft sie sich befinden:
im letzten Jahr hatte die „Arbeiter-
initiative Eisenheim”” des Arbeiters Ro-=
land Günther, Prof. Dr. den Kulturpreis
erhalten. Und er begründete auch die
Wahl der Würdigen 1979: „Kreuzberg
ist ein Berliner Bezirk, dessen Außerge-
wöhnlichkeit bundesweit bekannt ist,
nämlich Kreuzberg hat die wenigsten
Spielflächen, die wenigsten Spiel— und
Sportstätten aller Berliner Bezirke, die
größte Einwohnerdichte, den höchsten
Ausländeranteil an der Bevölkerung,
die schlechtesten Häuser und, wie könn-
te es anders sein, Kreuzberg hat die
meisten Kinder...’ Wo aber die Not am
größten, ist Bewunderung für Engage-
ment am nächsten: „Nicht zuletzt ehrt
die KULTURPOLITISCHE GESELL-
SCHAFT mit der Preisvergabe die au-
ßergewöhnliche moralische Funktion
der Kreuzberger Initiativen, die bundes
weit alle diejenigen Gruppen unserer
Gesellschaft ermuntern wird, bei glei-
cher Problemlage, in gleicher Weise ak-
tiv zu werden.” Olaf Schwencke, MdB
und MEP, weiland Studienleiter der
Ev. Akademie Loccum, weitet die Di-
mension der Kreuzberger Lokalereig-
nisse ins Geistliche und Europäische:
Stadtbewußtsein sei weder links noch
konservativ, aber Stadthass wie Stadt-
liebe würden davon provoziert. Insofern
sei Denkmalschutz nichts anderes als
Menschenschutz. „Dies ist ein guter
Kampf!”, sagte er in Anlehnung an den
Apostel Paulus („So jemand auch
kämpft, wird er doch nicht gekrönt,
er kämpfe denn recht;” 2. Brief an Ti-
motheus, Kapitel 2, Vers 5) und stellte
für SO 36 die Parallele zu Bologna und
Ferrara her, wo rote Stadtregierungen
„Denkmalschutz als angewandte konkre-
te Gesellschaftspolitik”” treiben, Zukunft
mitgestalten lassen im eigenen Bereich
der Bewohner. „Stadtkultur hängt ent-
scheidend davon ab, ob sich die Strate-
gien SO 36 durchsetzen können” — wie
haben sie sich geehrt gefühlt, die Preis-
träger in dem Bewußtsein: die,Kulturbe-
griffserweiterer’” lieben uns!
Da reduzierte Harry Ristock in seiner
Rede, die ihm ja nun in der Eile nie-
mand hatte schreiben können, den Glo-
bus wieder auf Haberkern und Umge-
bung: nicht allgemein die Welt verbes-
sern wollen, ist hier die Parole: small
gets beautiful. So sei auch alles Tun in
dieser Ecke im Wesentlichen abgeleitet
von den Menschen hier und darum seien
Verein und BI „eine fast unersetzbare
Hilfe für die Politiker!” (nachdem man
sich aneinander herangerobbt habe).
Und über den Görlitzer Bahnhof wolle
er jetzt ernsthaft mit Ost—Berlin (Haupt-
stadt der DDR) verhandeln.
Nun wurde der Scheck überreicht,
zweckgebunden an den Südost—Express,
denn der Verein hatte vorher schon wis-
sen lassen, daß er großmütig auf seinen
Anteil verzichten könne: Der Senat
zahlt eh alles, was er braucht.
Ja. dann sangen sie wieder, die Bar-
den, von Emma uff der Banke, von Gör-
litzer Bad und Hofbegrünung, von Prak-
ma-—-Abriß und ZIP—Verschlimm besse-
rung. Und Monika, die Chef -Bild—Re-
dakteurin vom Südost—Express begründe
te, warum der Preis doch eher der ‚Ra-
dikalen Minderheit’ in der Verwaltung
hätte verliehen werden sollen — es sei
vorbildlich, wie sie mit den Problemgrup-
pen im Kietz umgehe: den armen Haus-
besitzern, den armen Wohnungsbauge-
sellschaften und den armen Spekulanten
die alle an den Strategien für Kreuzberg
ihr Päckchen zu tragen hätten. Doch wa
rum ins Allgemeine schweifen, Rhodos
liegt so nah:
„Der Verein (und die Bürgerinitiative)
SO 36 nimmt die Preisverleihung zum
Anlaß...” und dann wurde die Presser-
erklärung verlesen, die im beistehenden
Kasten dokumentiert ist.
Presseerklärung I
der Bürgerinitiative SO 36 zu den Wohnungsbesetzungen
in der Cuvrystraße
Wieder einmal sehen wir keine andere Möglich-
keit mehr, uns gegen Spekulantentum und
Hausbesitzerwillkür zu wehren, als demonstra-
tiv Wohnungen zu besetzen, und für sie und
weitere Mietverträge zu fordern.
Im Block 133 (zwischen Falckenstein-,
Wrangel-, Cuvry- und Görlitzer Straße) haben
die Spekulanten Schütze, Mewes und Olden-
burg etliche Häuser aufgekauft, um damit
Geschäfte zu machen.
Die Häuser werden systematisch vernach-
lässigt. Vielen Gewerbemietern wurde schon
gekündigt, bzw. ihre Verträge wurden nicht
verlängert, obwohl im gleichen Haus oft
noch langfristige Mietverträge bestehen.
Zum Teil sind diese Mieter bisher dennoch
nicht ausgezogen.
Die Besitzer stellten Abrißanträge für 2 Häu-
ser, eins davon wurde im sozialen Wohnungs-
bau nach dem Krieg erbaut! Die Abrißanträge
wurden abgelehnt, dennoch wird nicht wieder
vermietet.
Vernichtung des Gewerbes im Block, aber
auch Abriß der Vorder- und Hinterhäuser ist
geplant. Die verbliebenen Mieter sollen durch
das Verrottenlassen der Häuser zum Auszug
getrieben werden. Die Zustände im letzten
Winter, monatelang eingefrorene Wasserlei-
tungen, Toiletten u.a. haben viele von ihnen
schon die Flucht ergreifen lassen.
Die Besitzer spekulieren auf öffentliche Mittel,
mit denen ihnen der Abriß vollständig bezahlt
wird, und geförderten Wohnungsbau, der ihnen
sichere Gewinne bringt.
Kaum ist ein privater Investor da, ist der
Strategien-Anspruch: Beteiligung der Bewoh-
ner an der Neugestaltung ihres Wohngebiets,
vorbei. Sollte nicht die typische Kreuzberger
Mischung von Wohnen und Gewerbe erhalten
bleiben? Und wo bleibt der Anspruch, die
Bewohner durch die Sanierung nicht aus ih-
rem Wohngebiet zu vertreiben?
Gewachsene Strukturen werden zerstört wer-
den, wenn hier nicht Einhalt geboten werden
kann. Trotz der oft unmenschlich gewordenen
Wohnbedingungen hängen viele Bewohner am
vertrauten Gebiet. Zusätzlich haben wir eine
lange Liste von Interessenten. die hier im Ge-
biet eine andere Wohnung suchen. Bezirk und
Senat stellen sich machtlos, das Vorhaben der
Besitzer zu verhindern. Mit den beginnenden
Modernisierungen im Strategien-Gebiet wird
billiger Wohnraum zerstört, Umsetzwohnun-
gen werden dringend notwendig. Angesichts
der hiesigen Bevölkerung ist es unmöglich,
Neubau und teure Modernisierung in großem
Umfang zu verwirklichen. Es müssen auch nur
instandgesetzte und mit vernünftigem Aufwand
modernisierte Wohnungen erhalten bleiben.
Wir haben für diese Demonstrativmaßnah-
me diesen Block ausgewählt, aber in fast allen
Blöcken herrschen ähnliche Zustände.
Wir sehen, daß der Verhandlungsweg mit Senat
und Bezirk zu lange dauert, die Häuser zu ret-
ten. Sie müssen sofort wieder vermietet wer-
den, damit die verbliebenen Mieter diesen
Winter nicht wieder in menschenunwürdigen
Zuständen leben müssen und nicht vollendete
Tatsachen für den Abriß geschaffen werden.
Wir sind uns im klaren darüber, daß wir
sehr schnell wieder aus den von uns besetzten
Wohnungen rausgeschmissen werden können.
Wir werden nicht mit Gewalt versuchen, in den
Wohnungen zu bleiben, wenn die Besitzer die
Polizei holen. Denn nicht Auseinandersetzung
mit der Polizei ist von uns beabsichtigt, son-
dern die Auseinandersetzung mit den Besitzern.
Uns kommt es darauf an, die unmenschlichen
Praktiken stärker in die Öffentlichkeit zu
bringen.
Nur öffentlicher Druck kann noch ein Mittel
sein, die Besitzer zu einer Anderung ihrer Ent-
mietungspraxis und ihrer Planung zu bewegen
Wir fordern:
Sofortige Vermietung der leerstehenden Woh-
nungen
Rücknahme der ausgesprochenen Kündigungen
an die Gewerbetreibenden
Instandsetzung der Häuser und Modernisierung
nach den Wünschen der Mieter zu bezahlbaren
Mieten
Wohnen darf nicht länger für Geschäftemache-
rei herhalten
Rettung des Blocks 133
Bürgerinitiative SO 36 und Mieter des Blocks 133
Ja nun, da war denn die Katze aus
dem Sack, die unter Eingeweihten schon
bei Beginn des Festaktes bemunkelt wur-
de: eine Stunde vor Beginn der Feier-
lichkeiten hatte die Bürgerinitiative vier
Wohnungen in der Cuvrystraße instand-
(be-)setzt. um auf die Praktiken der
COMBAU GMBH aufmerksam zu ma-
chen und die Politiker in Zugzwang zu
bringen. Die saßen denn auch ganz ar-
tig da, der Bausenator, die Kreuzber-
ger Stadträte, die Abge- und Bezirksver-
ordneten, die Spitzen der Bau— und
manche aus anderen Senatsverwaltungen
und sahen sich die frechen Plakate an,
die nun überall angeschlagen wurden,
betrachteten die Flugblätter, die sie in
die Hand gedrückt bekamen und lausch-
ten der Erklärung der BI SO 36 zur In-
stand-(be-)setzung im Block 133, die
Michael Haerdter, Leiter des Künstler-
hauses Bethanien und Vorstandsmit-
glied der KULTURPOLITISCHEN
GESELLSCHAFT, auf Ansinnen der
Besetzer tapfer vom Rednerpult verlas.
Ach ja, ein Hauch von alten (achtund-
sechziger) Zeiten wehte durch den Saal,
bevor man sich zum kalten Buffet be-
gab und den fait accompli der Enfants
terribles nicht dadurch komplizierte,
daß man sich auch noch dazu äußerte...
So hat sich die Taktik der Kreuzber-
ger Strategen ein weiteres mal bewährt
— wie sie ja auch in der Preisverleihung
ausdrücklich belobigt worden war —,
daß die Bürgerinitiative als das „Hau
Ärmchen” der Strategien den Putz
macht, bedenkliche Reden hält, Artikel
schreibt und Aktionen unternimmt, wäh-
rend der Verein, das „Streichelärmchen”
gegenüber Verwaltung, Politikern, Woh-
nungsbaugesellschaften und Investoren,
sich ans Verhandeln macht...
Nachtrag, unbedingt zum Spectaculum
gehörend: Inzwischen hat der Vertreter
der COMBAU, der sich ursprünglich
weigerte, mit ‚‚obskuren Berufsprotest-
Offener Brief zum
Arbeitersiedlungen
Sehr geehrte Damen und Herren,
wir, die Arbeitsgemeinschaft der Arbei-
tersiedlungsinitiativen, sind eine Gruppe
von Arbeitersiedlungsinitiativen im Ruhr-
gebiet, die seit nunmehr 6 Jahren gegen
Abriß, Rausreißmodernisierung und
Privatisierung kämpfen. Mit diesem of-
fenen Brief wollen wir uns heute zum
wiederholten Male an die Verantwort-
lichen in Parteien und Gewerkschaften
wenden, um auf den drohenden Aus-
verkauf dringend benötigter billiger
Wohnungen im Ruhrgebiet hinzuwei-
sen. Genau so notwendig ist der Hinweis
auf die noch immer angewandte Raus-
reißmodernisierung mit enormer Miet-
steigerung, die ebenso wie Abriß und
Privatisierung zu einer Vertreibung
führt
Modernisierung von Arbeitersiedlungen
Im Gegensatz zu der im Ruhrkohlever-
trag eingegangenen Verpflichtung,
33,3% der Miete für Instandsetzung
auszugeben, haben die großen Woh-
nungsunternehmen über Jahrzehnte ih-
ren Werkswohnungsbestand herabgewirt-
schaftet.
lern” sich einzulassen, nach dem harten
Votum des Kreuzberger Stadtbaurates
Gramatzki (dem Nachfolger des an den
Spätfolgen des Feuerwachenabrisses
verblichenen Kliem) sich mit Keller,
dem Geschäftsführer des Vereins SO 36,
am Ku—-Damm im Cafe Möhring getrof-
fen. In einem weiteren Gespräch mit
Stadtbaurat und Vereinsvertreter hat
er sich bereit erklärt, über Gewerbe—
Erhalt nachzudenken und den Einbau
einer Kita in den Block 133 zu akzep-
tieren. Zwar habe er in Verwaltung
und bei Politikern beste Verbindungen
und sei im Berliner Baugeschäft schließ-
lich kein Unbekannter und immerhin
potenter Investor in dieser so traurigen
Gegend (in der er übrigens auch aufge-
wachsen ist!), aber wenn das Bezirksamt.
wie versprochen, bis Februar ein Alter-
nativ-Konzept zu seiner Abriß-Orgie
vorlege, dann ließe er mit sich reden —
Kunststück: denn zum ersten Mal ist
man in Berlin bereit und finster ent-
schlossen, zur Verhinderung von Speku-
lationssanierung ein Bebauungsplanver-
fahren aufdie Schnelle einzuleiten und
mit der Vorenthaltung von Förderungs-
mitteln zu drohen! Was aber unseren
Freund von der COMBAU nicht hinder
te, zum Nikolaus mal schnell 400 cbm
Gewerbesubstanz an leerstehenden Re-
misen abzureißen, bis die Bauaufsicht
seinen Caterpillar stoppte. Das erinnert
lebhaft an seinen Nachbarn in historia
Haberkern, dem auch die Polizei seine
Bauvorhaben wegen fehlender Geneh-
migung inhibierte, ohne die Einhaltung
der Verbote wirksam kontrollieren zu
können... Die Kündigungen an die Ge-
werbetreibenden hat er nicht zurückge-
nommen, aber mit seinen Architekten
in den ZIP—Ausschuß, dem Koordina-
tionsgremium zwischen Bürgern und
Verwaltung für SO 36, zu kommen,
hat er zugesagt. Und die vermauerten
Fenster und Türen, soweit sie nicht
die Instand-(be-)setzer eingerissen ha-
ben, muß er auch wieder öffnen lassen.
Wie steht es doch so schön in der Se-
natsvorlage zu den Strategien vom








Geschäft mit der Modernisierung der
So schätzte die Stadt Gelsenkirchen,
daß allen in der Siedlung Flöz Dicke-
bank (350 Wohnungen) von 1969 bis
1976 etwa 1.200.000,— DM an unter-
lassener Instandsetzung aufgelaufen wa:
ren. Die Hochrechnung des durchaus
bescheiden geschätzten Betrages von
durchschnittlich 3.400,— DM pro Woh-
nung in 7 Jahren auf den gesamten Be-
stand an alten Werkswohnungen (vor
1939 erbaut) zeigt die Dimension, in
der große Wohnungsunternehmen ihr
Geschäft mit Arbeitersiedlungen getrie
ben haben:
Durchschnittliche unterlassene Instand:
setzung pro Wohnung und Jahr (Schät-
zung Stadt Gelsenkirchen)
480,- DM
Bestand an Altbauten in Werkswoh-
nungssiedlungen des Ruhrgebiets (vor
1939)
150.000 Wohnungen
ersparter Betrag pro Jahr72.000.000,—-DMersparter Betrag (ohne Verzinsung) seitder Gründung der RAG bis heute720.000.000,- DMDer hier überschlägig berechnete Betragmag durch Untersuchungen korrigiert
werden. Seine Größenordnung dürfte
allerdings im Grundsatz zutreffen.
Den Riesengewinnen der großen
Wohnungsunternehmen stehen die Auf-
wendungen gegenüber, die die Bewohner
der Siedlungen in Selbsthilfe für die In-
standsetzung ihrer Wohnungen aufbrin-
gen. Aus vorbereitenden Untersuchungen
in verschiedenen Werkswohnungssiedlun-
gen kann davon ausgegangen werden,
daß durchschnittlich Reparaturen im
Wert von 1.500,— bis 3.500,— DM pro
Wohnung in Eigenleistung vorgenommen
wurden. Eine Hochrechnung des Durch-
schnittswerts von 2.500,— DM/Eigen-
leistung pro Wohnung auf den Althausbe-
stand zeigt die Größenordnung der Ge-
winne, die die Gesellschaften zusätzlich
zu den ersparten Aufwendungen durch
unterlassene Instandsetzung erzielt ha-
ben dürften:
2.500, — DM Eigenleistung pro Wohnung
150.000 Wohnungen
375.000.000, — DM Wert der Eigenlei-
stungen
Auch dieser Schätzbetrag kann sicher-
lich durch genauere Berechnungen präzi
siert werden. Grundsätzlich dürfte aber
auch er in seiner Größenordnung zutref-
fen
Das Geschäft mit der Modernisierung
Nachdem das Geschäft mit den Hochhaus-
wohnungen auf Grund des Widerstandes
der Bewohner in Arbeitersiedlungen
und die absackende Baukonjunktur
1975/76 nicht mehr lief. sind die großen
Wohnungsgesellschaften des Ruhrgebiets
in das Modernisierungsgeschäft eingestie-
gen, Auch hier machen sie auf Kosten
der Mieter und der Allgemeinheit ihren
Reibach. Da die Werkswohnungen in den
Arbeitersiedlungen trotz erheblicher
Eigenleistungen der Bewohner durch
einen starken Instandsetzungsstau gekenn-
zeichnet sind, werden Modernisierungen
von Arbeitersiedlungen unverhältnis-
mäßig teuer.
Nach Schätzungen der Arbeitsgemein-
schaft der Arbeitersiedlungsinitiativen be-
liefen sich die Kosten bei der Modernisie-
rung von etwa 2.000 Wohnungen der
VEBA-Wohnstätten-Gruppe in Essen und
Dortmund auf etwa 700 —900,- DM pro
qm Wohnfläche. Das bedeutet, daß für
eine normale Werkswohnung (55 qm) Mo-
dernisierungskosten von 44.000.- DM an-
laufen.
3 Faktoren sind es, die die Kosten derar-
tig in die Höhe treiben:
2 die unterlassene Instandsetzung, die je
nach Siedlung 20 — 30% der Moderni-
sierungskosten ausmacht (8.800 —
13.000 DM)
die Praxis des rücksichtslosen Rausrei-
Rens von Eigenleistungen der Mieter
durch die Wohnungsunternehmen, die
die rausgerissenen Einrichtungen dann
austauschen und finanziert über Moder-
nisierungsgelder wieder einbauen
eine aufwendige, neubauähnliche Moder-
nisierung mit Grundrißänderung und
Höchststandardt erstellen.
Das derzeitige System der Finanzierung
von Modernisierungen über verlorene Zu-
schüsse (nach $ 43 Städtebauförderungs-
gesetz) ermöglicht es dabei, den großen
Wohnungsbaugesellschaften riesige Profite
zu machen.
Die Miethöhe nach der Modernisierung
bei dieser Art der Finanzierung wird zwi-
schen Stadt, Land und Wohnungsunterneh-
men vorab ausgehandelt. Zur Zeit beläuft
sie sich auf 3,90 DM — 4,00 DM (ohne
Nebenkosten). Die Gelder, die durch
die erhöhte Miete nicht zu finanzieren
sind, werden — abzüglich eines Anteils
von 15%, den das Unternehmen trägt,
vom Steuerzahler bezahlt. Faktisch wird
damit das jetzige System der Modernisie-
rung, die unterlassene Instandsetzung
der Wohnungsunternehmen, von der
Allgemeinheit bezahlt. Die großen Woh-
nungsunternehmen kassieren also doppelt!
Zusätzlich wird der Mieter um seine
Eigenleistungen, mit denen er den Verfall
der Wohnung gestoppt hat, betrogen.
Die Forderungen der Arbeitsgemein-
schaft der Arbeitersiedlungsinitiativen
Wir als Arbeitsgemeinschaft sehen im jet-
zigen System der Modernisierungsfinan-
zierung eine riesige Verschwendung von
Steuergeldern. Wir fordern:
die Wohnungsunternehmen müssen
gezwungen werden, den Instandset-
zungsstau in ihrem Wohnungsbestand
aus eigenen Mitteln zu beheben.
Vor Beginn einer Modernisierung muß
festgestellt werden, inwieweit unterlas-
sene Instandsetzung in den Wohnungen
vorliegt.
® Der Umfang der Modernisierung muß
nach den Wünschen der Betroffenen
festgelegt werden (Bedarfsmodernisie-
rung).
Dem Mieter muß die Möglichkeit ge-
schaffen werden, Teile der Moderni-
sierung in Eigenleistungen zu erbrin-
gen. Dies muß sich anschließend auf
die Miethöhe auswirken.
Sollten die anstehenden 100.000 Woh-
nungen nach den Prinzipien einer Raus-
reißmodernisierung saniert werden (und
in der Mehrzahl wird es dabei nicht mög-
lich sein, die Mietgrenze bei 3,60 —
3,90 DM einzufrieren), so ist damit zu
rechnen, daß ein großer Teil der jetzigen
Bewohner (Witwen — 60% Rente — junge
Familien usw.) die dann geforderten Prei-
se nicht mehr bezahlen können, sie folg-
lich die Wohnung verlassen müssen. Der
Hinweis auf das Wohngeld ist dabei fehl
am Platze, denn er deckt nicht annähernd
die Mieterhöhung. Bei den anderen Fami-
lien führt es automatisch zu einem Absin-
ken des Lebensstandards auf Grund des
gesunkenen Haushaltseinkommens.
In der fast 100jährigen Gewerkschafts-
geschichte müßten gerade die IGBE-Mit-
glieder Lohneinbußen hinnehmen, wür-
den sie sich nicht aktiv gegen eine solche
Form der Modernisierung einsetzen. Die
Möglichkeiten dazu hat die Gewerkschaft
im Ruhrkohle-Vertrag ( Verlängerung
über 1989 hinaus). Über Belegungsrechte
der einzelnen Schachtanlagen können
Standards und Form der Modernisierung
sowie Miethöhe bestimmt werden.
Keine Gewerkschaft darf einmal er-
kämpfte Rechte kampflos aufgeben!
Privatisierung von Arbeitersiedlungen
Neben der Modernisierung ist die Privati-
sierung der Arbeitersiedlungen das große
Geschäft der letzten Jahre geworden.
Unterstützt durch die Förderungspolitik
der Regierung (7b Abschreibung für Alt-
bauten) wird hier eine systematische
Vertreibung der Bewohner von Arbei-
tersiedlungen betrieben.
Untersuchungen in verschiedenen
privatisierten Siedlungen (Selm, Essen,
Dortmund, Gelsenkirchen, Duisburg)
haben gezeigt, daß lediglich 20 bis maxi-
mal 40% der Bewohner einer Kolonie
in der Lage sind, zu kaufen. Der Grund
ist klar:
®@ die meisten der Bewohner in den K olo-
nien haben nicht die Einkommen,
um kaufen zu können. So lag z.B.
das durchschnittliche Einkommen
in der Rheinpreußensiedlung bei
1150,— DM (1977). Bei einer durch-
schnittlichen Haushaltsgröße von
3,5 Personen können hier unmöglich
durchschnittliche monatliche Be-
lastungen von 450,— DM allein für
den Kauf (ohne Instandsetzungen
und Modernisierungen) getragen
werden.
Die Fremdkäufer, die von außen
kommen, haben höhere Einkommen
und können die Vergünstigungen
des $ 7b Einkommensteuergesetzes
viel stärker in Anspruch nehmen als




Da die Käufer weitaus höhere Belastun-
gen zahlen müssen als sie an Miete aus
den nicht modernisierten Wohnungen be-
ziehen, müssen sie selbst, wenn sie nicht
wollten, die alten Mieter raussetzen. Ge-
lingt ihnen das innerhalb von 5 Jahren
nicht, so verlieren sie auch die Vergünsti-
gungen des $ 7b EStG.
Privatisierung von Arbeitersiedlungen
heißt also im Klartext:
Vertreibung von 60 — 80% der Bewohner‘
Die Folgen auf den Zusammenhalt inner-
halb der Siedlung können an vielen Fäl-
len nachvollzogen werden: die bisherige
solidarische gegenseitige Hilfe wird ein-
gestellt, Neid und Mißgunst herrscht
zwischen den neuen Käufern, von denen
die meisten bestrebt sind, ihren neuen
Besitz so protzig wie möglich herzurich-
ten.
Für die Bewohner von Arbeitersied-
lungen heißt Privatisierung entweder
übermäßige Verschuldung auf Jahrzehn-
te oder Rausschmiß. Für uns alle bedeu-
tet Privatisierung Vernichtung von billi-
gen und familiengerechten Mietwohnun-
gen.
Die Arbeitsgemeinschaft der Arbeiter-
siedlungsinitiativen fordert:
Die Privatisierung von Arbeitersiedlun-
gen muß gestoppt werden! Dieses Ziel
kann auf verschiedenen Wegen erreicht
werden.
® Große Wohnungsgesellschaften im
Ruhrgebiet sind direkt oder indirekt
im mehrheitlichen Eigentum der BRD
Auch die IGBE hat Minderheitsanteile
von großen Wohnungsgesellschaften
(z.B. Treuhandstelle für Bergmanns-
wohnstätten, Essen). Die öffentlichen
Eigentümer können in ihren Gesell-
schaften den Verkauf stoppen lassen.
Die yrivatisierungsbegünstigenden Aus-
wirkungen des $ 7b EStG müssen um-
gehend verschwinden.
Für den Ankauf von privatisierungsbe-
drohten Siedlungen durch die Kommu-
nen müssen Gelder bereitgestellt werden
Wir fordern sowohl von Ihnen als Politiker
(in) oder von Ihnen als Gewerkschaftler(in),
daß Sie sich für unsere Forderungen ein-
setzen und uns darüber informieren, was
Sie zu tun gedenken oder welche anderen
Vorschläge Sie uns noch zu machen haben.
Weder Sie als Politiker(in) noch Sie als
Gewerkschaftler(in) können sich dieser
sozialen Verantwortung entziehen. Sollten
Sie es doch tun, so schaffen Sie in weni-
gen Jahren einen Wohnungsnotstand, des-
sen Behebung Sie nicht nur mehr Geld
(unser Geld!) kosten wird.
Wir rufen Sie hiermit nochmals auf, der
Vertreibung durch A briß, Rausreiß moder-
nisierung und Privatisierung ein Ende zu
machen indem Sie entweder neue Geset-
ze erlassen / bestehende verändern oder






Schwerpunkt: Stadtkultur - sozialkulturelle Initiativen
Richard Laufner
„..nichtnur eine Frage von Kulturpolitik
Trabantenstadt Marburg-Richtberg — Neues Einsatzfeld für Kulturpolitik: die unwirtliche Stadt
EINLEITUNG
Im folgenden will ich auf das Verhält-
nis von kommunaler Kulturpolitik zur
sogenannten Alternativkultur eingehen.
Da die traditionelle Kulturpolitik in
Form der Unterhaltung der klassischen
Kulturtempel oft genug kritisch unter-
sucht worden ist, werde ich verstärkt
auf den Einfluß neuerer, reformistischer
Ansätze zu sprechen kommen.
Gleich einige Worte zur Bezeichnung:
Unter Alternativkultur verstehe ich in
einem weiteren Sinne die Projekte, Grup-
pen und Initiativen, die mit der Ökolo-
gie—, Frauen— und linken Bewegung im
kulturellen Bereich entstanden sind, Wo-
bei es gerade ein Charakteristikum die-
ser Bewegung ist, daß sie die strikte Tren-
nung Politik — Kultur nicht vollzieht:
Kulturläden, Mediengruppen, T heater-
initiativen, Stadtzeitungen etc. Mit neue-
ren Ansätzen zur Kulturpolitik meine ich
die vor allem von sozialdemokratischen
Kulturpolitikern (Hilmar Hoffmann, H.
Glaser u.a.) und Kulturfunktionsträgern
vorgetragenen Konzepte zur Reform der
kommunalen Kulturpolitik. (1)
Um das Verhältnis dieser Konzepte
im folgenden mit Neueren Ansätzen
zur Kultur—Politik = NKP abgekürzt —
zur Alternativkultur bestimmen zu kön-
nen, müssen beider Entstehung, Ziele,
soziale und politische Träger untersucht
werden. Erst dann läßt sich etwas über
ihre Schnittfläche sagen, die von den ei-
nen als Feld der drohenden Integration
verteufelt, von den anderen als Bündnis-
bereich und Absicherung in offziellen,
einflußreichen politischen Organen will-
kommen geheißen wird. (2)
NEUERE ANSÄTZE ZUR KULTUR-
POLITIK
Zur Entstehung der NKP: Der wichtig-
ste kulturpolitische Reformschub setzte
72/73 ein und stand noch ganz unter
dem Eindruck der Reformphase der so-
zialliberalen Koalition. In die Konzepte
gingen denn auch „„klassische” Reform-
motive ein: Die traditionelle Kultur(-Po-
litik) sei nur auf einen allzu geringen Be-
völkerungsanteil zugeschnitten und da-
mit nicht mehr demokratisch legitimier-
bar. Die in ihr produzierte und konsu-
mierte Kultur sei außerdem nicht mehr
in der Lage, sich mit den politischen,
sozialen und psychischen Problemen
der Gegenwart kritisch auseinanderzuset-
zen, geschweige denn der immer weiter
vordringenden Konsumkultur der Kul-
turindustrie, die sowohl individuelle ”
psychische Identität als auch das staats-
bürgerlich—politische Engagement „zer-
setze”, wirksam entgegenzutreten. Posi-
tiv gewendet: Es sei eine Kulturpolitik
notwendig, die auf breitere soziale Grup-
pen abziele, die Voraussetzungen für
eine individuelle Identität (Kreativität
und Kommunikation) und den „mündi-
gen Bürger” (Weiterbildung, Partizipa-
tion und Kommunikation) schaffe. Da-
mit war das Konzept der „Soziokultur”
umrissen, die nun durch die Reform
der traditionellen Kulturinstitutionen
(3) sowie die Schaffung neuer Kultur—
Orte (Topoi) wie Kommunikationszen-
tren, Kulturläden verwirklicht werden
sollte.
Neben diesem stark bildungspolitisch
geprägten wurde zunehmend ein weite-
rer Strang für die Neukonzeptionierung
der Kulturpolitik wirksam: Die Notwen-
digkeit, die Auswirkungen der Krise der
Städte politisch zu bearbeiten. Auf Kul-
turpolitik kam damit eine völlig neue
Aufgabe zu, und zwar auf zwei Ebenen:
Sie sollte eine bedrohlich werdende so-
ziale Erosion und psychische Verelen-
in
dung, die durch Stadtumbau, Traban-
;enstädte und Zerstörung „gewachse-
ner” Strukturen produziert worden wä-
ren, auffangen und kulturell-kom muni-
kativ kompensieren. Sie sollte weiterhin
dazu beitragen, den Verlust urbaner
Zentralität, der städtebaulich durch den
Tertiärisierungsschub ab Mitte der 60er
Jahre eingesetzt hatte, und der seine po-
litisch—soziale Begründung im Nieder-
gang und Funktionsverlust des stä dtisch-
orientierten Bürgertums hat, durch die
Einrichtung einer zentralstädtischen
Kultur-Öffentlichkeit vergessen zu ma-
chen (Denkmalschutz, Fußgängerzonen,
kommunikative Plätze, Spielaktionen,
offenere und kommunikativere Kultur-
institutionen etc.)
Fine solche Bewältigung der städti-
schen Krise im kulturpolitischen Rah-
men implizierte, diese Problematik
a) auf eine kulturpolitische Ebene zu
transformieren und b) sie kleinzuarbei-
ten. Zu a: Das Konzept der „Kulturland-
schaft Stadt” oder die „kulturelle Topo-
graphie” der Stadt, wie sie gerade in den
Schriften des Deutschen Städtetages for-
muliert wurden, zielt ja nicht auf die
Beseitigung der für die städtische Kul-
turvernichtung verantwortlichen Struk-
turen, allerhöchstens auf deren Modifi-
zierung (Bodenrecht, Verkehr), sondern
auf eine spezifische Interpretation die-
ser Krise, die sie als kulturpolitisch
überhaupt erst bewältigbar scheinen
J‚äßt — Begriffe wie Kommunikations-
verlust, Identitätsverlust des Stadtbildes
drücken dies aus. Schon das Leitbild ei-
ner urbanen Öffentlichkeit, das von
dem Ideal klassischer bürgerlicher Öffent-
lichkeit abgezogen ist, konnte ja nur
mehr kulturell anvisiert werden, da ihre
materiellen Grundlagen angesichts der
Internationalisierung der Ökonomie und
der Zentralisierung der politischen Kom-
petenzen längst liquidiert sind.
Zu b: Mit diesem Pochen auf der loka-
len Öffentlichkeit ist aber auch eine
Kleinarbeitung städtischer Krise verbun-
den, eine Tendenz, die jeder Kom munal-
politik oder bloß lokalen Demokratie
zugrundeliegt, da sie — wie Offe sagt —
die Verantwortlichkeit übergeordneter
politischer und ökonomischer Instanzen
dementiert. Diese Form von Kleinarbei-
tung hat aber gerade in den letzten drei
Jahren innerhalb der NKP durch die For-
derung nach dezentraler Kulturarbeit ei-
nen weiteren Aufschwung erlebt. Deren
Bedeutung ist ja ambivalent: Zum einen
Anspruch auf Ausgleich von Disparitäten,
vor allem was die infrastrukturell schlech-
ter ausgestatteten Stadtteile mit entspre-
chender Sozialstruktur betrifft. Zum an-
deren ist Dezentralisierung — und das
kommt ebenfalls in den NKP-Konzepten
deutlich zum Ausdruck (4) — als Errich-
tung von lokaler Gemeinschaft und kom-
munikativ—kreativem Beisammensein ei-
ne Art Ersatz—Vergesellschaftung auf
unterster Ebene und damit Ideologie.
Denn ein solcher „„Lokalismus” verfehlt
die Ebenen der wirklichen Dynamik der
kapitalistischen Gesellschaft. Staatsver-
drossenheit und Unbehagen an politisch-
ökonomischen „Superstrukturen” sollen
im soziokulturellen Nahbereich aüfge-
fangen und fixiert werden. Symptoma-
tisch die programmatische Aussage von
Peter Glotz zur Schaffung einer neuen
SPD Kultur in einem ähnlichen Zusam-
menhang:
„Wir brauchen die Superstrukturen;wer
glaubt, durch ihre Zerstörung ins Reich
der Freiheit zu gelangen, ist ein Illusio-
nist. Aber wir brauchen darunter auch
funktionierende persönliche Beziehun-
gen, zielorientierte Kooperationsange-
bote, die die isolierte bürgerliche Privat-
sphäre überschreiten.” (FR 5.12.79)
Während ich bisher hauptsächlich auf ver-
schiedene konzeptionelle Stränge der NKP
einging, möchte ich nun aufihre Reali-
sierung zu sprechen kommen.
Die NKP hat bisher vor allem in der
legitimatorischen Zielbestimmung, also
z.B. Wahlprogrammen und Verlautbarun-
gen, außerdem in den wenigen bisher er-
stellten Kulturentwicklungsplänen der
Städte ein stärkeres Echo gefunden. Ihr
wirklicher Einfluß ist dagegen relativ ge-
ring. Das hat verschiedene Gründe:
® Die Finanzsituation der Städte hat
sich in den letzten Jahren durch die
Wirtschaftskrise noch verschlechtert, so
daß die nötigen Mittel für entsprechende
Reformen fehlten, Kulturpolitik selber
Opfer der von ihr ausgeblendeten Ökono-
mie wurde.
e Die Lobby für solch eine Kulturpoli-
tik innerhalb einer Kommune ist zu
schwach, das traditionelle Wählerpoten-
tial der SPD, Facharbeiterschaft und
technische Intelligenz ist kommunalpo-
litisch passiv und reagiert kaum aufent-
sprechende Angebote; eine eindeutig
identifizierbare Zielgruppe innerhalb
der Mittelschicht ist schwer auszu ma-
chen; häufig verläuft gerade hier eine
Frontlinie zwischen Befürwortern und
entschiedenen Ablehnern kulturpoliti-
scher Reformen, wie sich am Beispiel
der Frankfurter Kulturpolitik H. Hoff-
manns nachweisen ließe.
e Die „kapitalistische Kulturrevolution”
etwa in Form von Städtebau, Kulturin-
dustrie setzt der kompensatorischen
Planung von Kultur enge Grenzen, d.h.
NKP kann sich innerhalb der konkurrie
renden kommunalen Ressorts hinsicht-
lich ihres Erfolges schwer legitimieren.
(Unter bestimmten „Superstruktu ren”
ist es eben nicht leicht möglich, persön-
lich funktionierende und SPD—konfor-
me Mikrostrukturen zu erhalten oder zu
produzieren!)
e Schließlich — und das ist bei der ge-
gebenen politischen Situation möglicher-
weise der gewichtigste Grund für die mä-
ßige Resonanz: Die NKP birgt, da sie auf
ein bestimmtes Maß an Partizipation,
Kreativität und Selbsttätigkeit abzielt,
immer auch die Gefahr, ‚überstrapaziert’
zu werden. So sind selbst für die SPD
selbstverwaltete Kommunikationszentren
oder paritätische Theatermitbestimmungs-
modelle zum Risikofaktor geworden, da
sie sich rasch gegen ihre Politik selber
entfalten könnten, eine Gefahr, die die
SPD bei der politisch prekären Lage in
den Kommunen (Stimmeneinbußen in vie-
len Städten) und der meist konservativen




Was die Entstehung der wie oben umris-
senen Alternativkultur angeht, möchte
ich mich kurz fassen, da hierüber in
letzter Zeit mehrere Arbeiten vorgelegt
wurden. Sie vollzog sich auf verschiede-
nen Ebenen:
e Innerhalb der linken Bewegung war
sie Resultat aus der Erfahrung mit dem
Scheitern der dogmatischen Partei—Auf-
bauphase (v.a. K-Gruppen) in der Nach-
folge der Studentenrevolte. Die dort Lra-
dierte Trennung von Kopf— und Hand-
arbeit, Führer und Gefolgschaft, eigene
Bedürfnisse versus Parteipolitik wurde
zunehmend in Frage gestellt.
e Arbeitslosigkeit, politische Repression
in Form von Berufsverboten und das
Nicht -Aufgehen der politischen Iden-
tität im bürgerlichen Berufverstärkten
die Suche nach neuen Formen repres-
sionsfreier und gebrauchswertorientier-
ter Produktion und Zusammenlebens,
die sich häufig an Stellen ansiedelten, die
die Kulturindustrie und staatliche Politik
brachliegen gelassen hatten.
e Die ökologische Krise erweiterte die
Kritik am kapitalistischen Lebensmodell
und schuf zugleich die Notwendigkeit
bestimmter auch kultureller Antizipa-
tionen eines besseren Lebens.
Basisinitiativen, Frauenzentren, Theater:
gruppen, Stadtzeitungen, Landkommu-
nen etc. sind im Resultat verschiedene
Versuche einer neuen kollektiven Iden
titätsfindung, die die Trennung privat
und öffentlich sowie Politik und Kul-
tur zu überwinden suchen.
ZUM VERHÄLTNIS NKP — ALTERNAÄ-
TIVSTRUKTUR
Die Frage taucht nun auf, inwieweit es
fließende Übergänge, Schnittflächen
zwischen der NKP und der politischen
Alternativkultur und wo es offene Ge-
gensätze gibt. Schließlich kann die NKP
durchaus als „sensible”” kulturpolitische
Strömung angesehen werden, die sehr
wohl bestimmte Krisenerscheinungen
und Widersprüche registriert und zu be-
arbeiten sucht.
Zunächst: Die Schwäche, d.h. mäßige
Resonanz der NKP ist auch eine Schwä-
che der Linken, die den Staat (Kommu-
ne) nicht zu zwingen vermag, auf diesem
Gebiet Reformen zu versuchen. Damit
stellt sich die Gefahr eines Integrations-
versuches von dieser Seite noch gar
nicht, was die Alternativkultur aller-
dings nicht mit Freude erfüllen kann.
Allerdings wäre es denkbar, daß der
Staat/die Ko mmune bei einem Anwach-
sen der grün/bunten Bewegung sich
gezwungen sähe, auf die Konzepte der
NKP vermehrt zurückzugreifen,quasi
als noch bereitliegende Kapazitäten, ver-
stärkte Legitimationszweifel und politi-
schen Protest aufzufangen. Dabei käme
ihm entgegen, daß die Alternativkultur
selber erst überwiegend auf lokaler Ebe-
ne operiert. Gemessen an der wirklichen
Bedeutung, die linke politische „Super-
strukturen”” wie die K-Gruppen tatsäch-
lich beanspruchen können. ist diese Hin-
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wendung zum Aufbau einer progressi-
ven „Infra—Struktur”” sicherlich ein
Fortschritt. Gemessen an der tatsächli-
chen Dynamik eines zunehmend interna
tional organisierten Kapitalismus gilt
das gleiche, was oben über den „Loka-
lismus’”” der NKP behauptet wurde: er
kann diesem nicht auf der adäquaten
Ebene begegnen. Auch dies ein Ausdruck
der Schwäche, die erst durch ein Über-
winden dieser Bornierung geleistet wer-
den könnte, wozu erst zaghafte Ansätze
vorliegen.Eine weitere — unfreiwillige—Über-einstimmung NKP — Alternativkulturist ihre Beschränkung auf den Reproduk-tionsb reich. Währe d die kompensato-
rischen kulturpolitischen Konzepte (etwa
zur „Humanisierung”” der Stadt) auf ei-
ne legitimatorische Absicherung der
kapitalistischen Produktionsweise und
eine Kompensation der psycho—physi-
schen Auswirkungen des Produktions-
bereichs hinzielt (5), gälte es diese Tren-
nung und Abschirmung zu durchbrechen.
Bei der selber reformistischen Orientie-
rung der westdeutschen Arbeiterbewe-
gung, innerhalb derer das kapitalistisch-
konsumistische Lebensmodell fast un-
umstrittene Hegemonie beanspruchen
kann, sind einem solchen Durchbruch zu-
mindest kurzfristig enge Grenzen gesetzt.
Inwieweit die erstarkende gewerkschaft-
liche Kulturarbeit in der Lage ist, diese
Situation zu ändern, bleibt abzuwarten.
So entwickelt die politische Alterna-
tivkultur in der BRD auch sein mag, ist
sie dennoch nicht ohne weiteres in die
Logik auch einer reformistischen Kul-
turpolitik einpaßbar: Selber auch Reak:
tion auf und Gegenprodukt zu sozialde
mokratischer Politik, kann sie sich auf
deren politische Verkehrsformen und
Aktionshorizont nicht mehr einlassen.
Das war gemeint, wenn eben von einer
politischen Überstrapazierung der NKP
die Rede war, die ja immer da auftreten
kann, wo Elemente der Alternativ kul-
tur integriert werden sollen und partizi-
pativ—reformistische Zugeständnisse
ausgenützt und „dynamisiert” werden.
Zwischen Alternativkultur und kom-
munaler Kulturpolitik läuft also eine zu-
mindest latente Konfliktlinie, was gleich-
wohl nicht heißt, daß kommunale Kul-
turämter das einzige Bezugssystem poli-
tischer Kultur sein darf, will sie sich
nicht genau die Beschränkung auferlegen,
die auch das Konzept der NKP als ganzes
kennzeichnet.
reichs. Daraus ergibt sich die vergleichs-
weise außerordentlich geringe Wirt-
schaftskraft und damit verbunden die
sehr schwache Finanzsituation der Stadt
wegen des geringen Gewerbesteuerauf-
kommens. Obwohl (oder gerade weil? )
die oberzentrale Bedeutung Marburgs
„vor allem ‚auf seiner Bedeutung im
Bildungs—, Kultur- und Verwaltungs-
bereich, weniger auf seiner Ausstrah-
lungskraft als Arbeitsplatzzentrum und
Einkaufsort” (7) beruht, liegt der Kul-
turhaushalt mitunter 1,5% (1978) unter r
dem Durchschnitt der bundesrepublika-
nischen Mittelstädte (2—-3%) und Groß-
städte (4—-5%). Hier die nach der Größe
geordneten wichtigsten Ausgabeposten
(in Klammern der Anteil, der durch
Bundes— und v.a. Landesmittel und Ei-
geneinnahmen bestritten wird):
Gesamtetat 1.900 Tausend










KULTUR: AM BEISPIEL MARBURG
Zunächst einige grundsätzliche Fakten zur
Situation: Marburg, Oberzentrum, hat
70.000 Einwohner, eine SPD/CDU Koa-
lition im Magistrat und eine 10%starke
DKP-— Fraktion. Die Stadt ist sehr stark
von der Universität geprägt: 14.000 Ein-
wohner sind Studenten, in der Gesamt-
bevölkerung besteht ein überdurch-
schnittlicher Prozentsatz an Angestell-
ten und Beamten. Auch die Wirtschafts-
kraft der Stadt ist geprägt durch die
überragende Bedeutung des tertiären
Sektors (2/3 aller Beschäftigten), wegen
der Uni vor allem des Öffentlichen Be-
1527023)
95T (28)
*nicht enthalten: Zuschüsse für das
Stadttheater
Auffallend ist das Vorherrschen der tra-
ditionellen Kultur, gerade das Stadtthea-
ter ist eine ganz und gar durchscnittli-
che Bühne: daneben ein relativ hoher
/£
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Neue Verbindung von Kultur und Ökonomie — Werbung für eine
kultivierte (Einkaufs-)Stadt
Traditionspflege und Kleinbürgerkultur: Einladung zum Jubiläum
einer Stadtteilgemeinde
Betrag für Kirche und Heimatpflege.
Die Kulturpolitik zielt also von ihrer
sozialen Zielgruppe her zumeist auf
die in Marburg meist akademische Mit-
tel— und Oberschicht ab, die ihre Kul-
turbeflissenheit in zahlreichen Kultur-
vereinen (Konzertverein, Künstlerkreis,
Literaturforum) und Privatgalerien
zum Ausdruck bringt. Daneben strebt
sie die auch im Rahmen der NKP anvi-
sierte städtische Kulturöffentlichkeit
unter Ausnutzung der historischen
Stadtstruktur, der Denkmäler, Kirchen
und des sonstigen historischen Bestan-
des (Heimatpflegeetat) an. Letzteres
hat im Falle Marburgs eine direkte Ent-
sprechung in der Stadtentwicklungspoli-
tik: Diese versucht mit dem in allen Me-
dien verbreiteten Konzept „Marburg —
Hochburg für Einkaufsbummler” zu
verhindern, daß Kaufkraft gerade des
gehobenen Bedarfs nach Gießen oder
Frankfurt abgezogen wird, eine Entwick
lung, die durch den geplanten Schnell-
straßenbau nach Gießen schwere Fol-
gen für den innerstädtischen Einzelhan-
del hätte. Das Konzept versucht eine Art
„Simultan” —Politik: Die Verbindung
„bevölkerungsfreundlicher” Maßnah-
men (Bewahrung und Kultivierung des
Zentrums durch Fußgängerzone, Ob-
jektsanierung, Denkmalschutz) mit den
Interessen des Einzelhandels als Image-
pflege Marburgs für Einkaufen mit Kul-
tur—, Freizeit— und Erholungswert (8).
Diese ökonomische Begründung schwingt
bei vielen neueren kulturpolitischen
Maßnahmen unterschwellig mit: etwa
als Schielen nach den Überregionalen
Feuilletons beim Plan, einen für die
Stadt völlig überdimensionierten Litera-
turpreis einzurichten oder bei der Ver-
anstaltung eines für die BRD bisher ein-
zigartigen Pantomimenzirkus, durch den
Marburg in die Kultursendungen der re-
gionalen Rundfunk- und Fernsehan-
stalten kam. Dezentrale Kulturarbeit im
Sinne der NKP gibt es in Marburg aller-
höchstens in Gestalt der sogenannten
Stadtteilgemeinden, die aber ein aus-
schließlich traditionalistisch—-kleinbür-
gerliches Vereinsleben betreiben und
auch nur geringfügig unterstützt werden.
Ein Kulturentwicklungsplan, von
dem sich NKP-Iler eine leichtere Durch-
setzbarkeit dezentraler Kulturarbeit er-
hoffen, existiert in Marburg nicht; die
Naturwüchsigkeit der Kulturpolitik
kommt denn auch den entsprechenden
Leuten zugute. Eine Erklärung, warum
dezentrale Kulturarbeit kaum aktiv be-
trieben wird, liegt wohl darin, daß im
Gegensatz zu Großstädten der psycho—
soziale Problemdruck in Marburg noch
relativ gering und der Bestand an „gewach-
sener kommunikativ—kultureller Infra-
struktur” in Form der Stadtteilgemeinden
noch groß ist. Wo diese allerdings nicht
vorhanden ist, wie z.B. in der Trabanten-
stadt Richtsberg, wird allerhöchstens
aus dem Sozialetat etwas Geld zur Beru-
higung eines „sozialen Brennpunktes’”
bereitgestellt.
Einziger Ansatzpunkt für ein wirklich
innovatives Kulturprojekt war der Plan
eines Kultur— und Freizeitzentrums,
den der SPD -—Kulturdezernent — von
der Hamburger Fabrik inspiriert — auf-
brachte. Als sich an diesem Projekt aber
auch politische Kulturgruppen beteili-
gen wollten, ließ der SPD—Oberbürger-
meister diesen Ansatz stoppen, weil er
fürchtete, daß ein solches offenes Zen-
trum von linksstehenden Gruppierun-
gen über Gebühr politisiert würde. An-
sonsten ist kommunale Kulturpolitik
nur in der offeneren und kommunikati-
veren Darbietung der traditionellen Kün-
ste von den Reformvorstellungen der
NKP beeinflußt (Musikbasar, Kunst-
markt, Sommermalschule...).
Das deutet auf die Schwäche derjeni-
gen hin, die es bisher nicht vermochten,
die Kulturverwaltung zu stärkeren Zuge
ständnissen zu zwingen. Das ist in Mar-
burg vor allem ein studentisches Publi-
kum, also eine für die Kommunal poli-
tiker wirtschaftlich nicht so attraktive
und aktive Gruppe wie jene aufstreben-
de Mittelschicht, die heutzutage jeder
Stadtplaner versucht, von den Umland-
gemeinden ins Zentrum zurückzuholen.
um Einkommenssteuer und Kaufkraft
Fußgänger- und Einkaufszonen: Simultane
Kultur- und Wirtschaftspolitik
Vom SPD-Oberbürgermeister abgewürgt:
Offenes Kultur- und Freizeitzentrum im
„Alten Gaswerk”
abzuschöpfen. im studentischen Bereich
sind in den letzten Jahren zahlreiche
Initiativen zu einer politischen Alterna-
tivkultur gestartet worden: ein selbstge-
tragener Kulturladen, mehrere Zeitungs
projekte, Theatergruppen, Song— und
Videogruppen etc., die oft im Zusam-
menhang mit Bürgerinitiativen stehen.
Obwohl es immer wieder Anträge auf
Bezuschussung und Unterstützung gab,
ist es der herrschenden SPD/CDU —Koa-
lition gelungen, diese Gruppen abzu-
schotten; gerade nach dem Scheitern des
Kommunikationszentrum —Plans haben
diese teilweise selber kommunalpolitisch
eine Art Lagermentalität entwickelt.
Diese wird mitgetragen durch die Be-
grenzung und Blockierung des sozialen
Erfahrungszusammenhangs der studenti-
schen Alternativkultur. Selbst die An-
sätze eines DGB —Kulturarbeitskreises
werden sehr stark von Studenten getra-
gen. Lediglich im Bereich der Bürgerini-
tiativen kann diese Begrenzung schritt-
weise aufgebrochen werden.
Das Beispiel Marburg zeigt, wie wenig
Resonanz kulturpolitische Reformvor-
stellungen haben und wie die Konflikt-
linie Kulturpolitik — Alternativkultur
durch eine Abschottung der letzteren
aus dem kommunalpolitischen Bereich
ausgelagert werden kann. Das sollte
nicht dazu verleiten, Zugeständnisse in
diesem Bereich zum alleinigen Gradmes-
ser der Wirksamkeit und politischen Dy
namik der Alternativkultur zu machen.
Allerdings wird sich diese Alternativkul-
tur nur im Medium der öffentlichen und
politischen Auseinandersetzung entfalten
und nur so das ihr oft aufgedrängte Image
einer bloßen Subkultur abstreifen können
Das aber ist nicht nur eine Frage von Kul-
turpolitik.
Anmerkungen
1) Die wichtigsten Veröffentlichungen:
H. Hoffmann (Hrsg.), Perspektiven der
kommunalen Kulturpolitik, Ffm 73
und Schwencke/Revermann/Spielhoff
(Hrsg.), Plädoyers für eine neue Kultur-
politik, München 74. Dazu kamen in
den letzten Jahren die verschiedenen
Schriften der „Kulturpolitischen Gesell-
schaft” Bonn, Bundeshaus.
So lautet die Kontroverse vor allem im
Bereich der Kommunikationszentren.
Vgl. die Konzepte in den beiden unter
1) aufgeführten Büchern.
Dokumentation 4 der Kulturpolitischen
Gesellschaft: „Kulturlandschaft Stadt
— Beispiel Klein- und Mittelstädte”,
Bonn 78.
Obgleich diese Produktionsweise ihr
selber ständig Grenzen setzt in Form
fiskalischer Krisen und Knappheit, in
Form der ganzen kulturellen Pauperi-




baden 75, S.W. 6.
Daneben wird versucht, dieses kulturelle
Image für den Tourismus und neuerdings










Versuche, Kultur etwas kleiner zu schreiben
Kulturelle Stadtteilarbeit in der Kulturstadt München
Dieser Artikel untersucht die allgemeine
Situation der kulturellen Stadtteilarbeit
in München. Eine Beschäftigung mit der
„Kulturstadt München”, also dem tradi-
tionellen Kulturgefüge, ist dabei.-nütz-
lich, wenn nicht gar unentbehrlich. Zum
Schluß wird gefragt, was die weiteren
Aussichten und der Ertrag der „Stadt-
teilkultur”” sind, zumindest aus dem
Blickwinkel einer Stadt wie München.




Beispiel 1: Seit etwa zwei Jahren beste-
hen in München drei Kulturläden. Sie
heißen zwarnicht so (darüber könnte
man sich bereits Gedanken machen),
und liegen alle in gewachsenen, jedoch
wahrlich nicht privilegierten Stadtvier-
teln am Rande der Münchener Innen-
stadt. Es sind dies der „Kulturladen West-
end’, das ‚„‚Haidhausen Museum” und
die „Kulturschmiede Sendling”. Alle
drei werden jeweils von einem der Sat-
zung nach unabhängigen Trägerverein
unterhalten, alle drei sind aber, wie soll-
te es anders sein, von Öffentlichen Mit-
teln abhängig, um zu überleben, d.h.
um wenigstens ihre Miete bezahlen zu
können. Alle drei hatten vor knapp ei-
nem Jahr ums Überleben zu kämpfen,
weil sie Teilen der München seit März
1978 regierenden CSU suspekt erschie-
nen (Zitat: „Ist gemeinsames Käseku-
chenbacken Kultur? ”’). Jedenfalls, jene
Phase haben sie überlebt, und was in ih-
nen Leben und Arbeiten, also Kultur
(zu deutsch bekanntlich: Pflege des
Wachsenden) heißt, darüber berichtet
in einem eigenen Artikel dieses Heftes
Florian Straus von der „Kulturschmiede
Sendling”.
Beispiel 2: Vor drei Jahren hat eine
Münchner Bürgerinitiative mit mehr als
17.000 Unterschriften, mit Protestde-
monstrationen und einer geradezu bei-
spielhaft durchgeführten Öffentlichkeits-
arbeit erreicht, daß eine Villa der Jahr-
hundertwende im Zentrum. des alten
Schwabing nicht zugunsten einer sechs-
geschossigen Bürobebauung abgerissen,
sondern als Kulturdenkmal und Wahr-
zeichen von der Stadt angekauft wurde
Sehr bald nach diesem äußeren Erfolg
kam die Forderung auf, diese aus Steu-
ergeldern erworbene Villa auch bürger-
freundlich zu nutzen. Ein Trägerverein
entstand, Projektgruppen etablierten
sich. Dennoch, und trotz nicht unbe-
weglichem politischen Taktieren nach
dem schon erwähnten Wahlsieg der
CSU, hatte der Trägerverein bis heute
keinen Erfolg, im Gegenteil, seit Herbst
1979 sitzt in der Villa ein Polizeirevier
(Zitat: „Auch eine bürgerfreundliche
Einrichtung.”). Vorläufig auf drei Jahre
Beispiel 3: Münchens Neubaustadtteil
Neuperlach, den man nicht mehr um-
ständlich vorzustellen braucht, hat bis
vor kurzem einen höchst aktiven Ver-
ein für Gemeinwesenarbeit gehabt. Die-
ser Verein ist auf Konkurs gesetzt wor-
den, hat aber eine Reihe von Bürgergrup-
pen hinterlassen, die nicht nur die Ziele,
sondern auch Haltung und Fähigkeit
des Nach— und Weiterdenkens, des
Selberhandelns, entwickelt haben. Die
Bürger sind jetzt enttäuscht, doch nicht
entmutigt: dazu waren ihre Integration
und ihr Handlungsvermögen schon zu
weit fortgeschritten. Auch ist es ja kein
Luxus, Neuperlach bewohnbar machen
zu wollen. Sie suchen nun nach Wegen,
für ihren Retortenstadtteil etwas zu
tun. Und da gibt es genug zu tun:
40.000 Einwohner, aber nur ein Wirts-
haus. Kino kein einziges, zuwenig Räu-
me für die Volkshochschule, für die
Halbwüchsigen, überhaupt zuwenig an
anderorts Selbstverständlichem.
Beispiel 4: Im Jahre 1 nach dem Olym-
piaboom, 1973, zog in die Keller des
Olympiastadions ein neuer Nutzer ein:
in die Tempel der Leibesübungen der
Gesundheitspark. Der Münchner „„Ge-
sundheitspark”” ist die wohl erste Ein-
richtung ihrer Art in Deutschland, ein
noch lange nicht genügend bekanntes
Werk des damaligen Münchner Kultur-
referenten Herbert Hohenemser, übri-
gens eines der hellsichtigsten Betrachter
der Münchner Kulturszene (was nicht
selbstverständlich ist). Der Gesundheits:
park hat seinen Namen nur deshalb be-
kommen, weil diese Idee unter der Flag-
ge Kultur damals politisch nicht durch-
setzbar war, wohl aber unter der Etikette
Gesundheit. Tatsächlich bietet er psy-
chisch-physische Kontrastprogramme und
sogar Therapie an und war beinahe von
Anfang an ein Bestseller. Bestseller auch
deshalb, weil man sich zu den Sitzungen
und Veranstaltungen Karten kauft wie
zu einer Kinovorstellung.
Vier Arten von Beispielen, und jede
mit einem eigenen Schicksal: Erfolg-
reich sind die Kulturläden und der Ge-
sundheitspark; um Erfolg kämpfen die
alleingelassenen Trabantenstadtbewoh-
ner.— Warum sich das „Bürgerzentrum
Seidlvilla” in Schwabing nicht durchge-
setzt hat, ist in kurzer Form nur schwer
zu erklären. Ein gewisser spiritualisier-
ter Anhauch und die Konkurrenz der
Kommerzunterhaltung Schwabings mö-
gen mitgespielt haben. So ist es wohl
kein Zufall, daß als erster Kurs ein Ent-
spannungstraining auf spiritueller Grund-
lage angeboten wurde, zu einem Preis
von DM 50,—— pro Teilnehmer; der
Kurs ist nicht zustandegekommen, und
weitere Angebote kamen nicht mehr.
Hier war vermutlich das Programm nicht
handfest genug, und das mag letztlich
den Ausschlag gegeben haben
KULTUR IN DER KULTURSTADT
Für das Entfalten von Kultur ist Tradi-
tion etwas sehr Wichtiges, richtig ver-
standen sogar selbst ein Teil der Kultur:
aber eben nur ein Teil. Wer anderes et:
träumt, der betrachte einmal, wie sich
Revolutionäre, auch solche der Kultur,
am Tage X plus 1 nach der Revolution
schon wieder verhalten.
Tradition kann andererseits aber auch
etwas sein, das die Kultur erstickt, SO WIC
zu lange gegangene Hefe sich durch ihr
Aufgehen selber vergiftet.
München hat sehr viel Tradtion.
Und innerhalb all jener Tradition am
wenigsten die der Veränderung, des
freundlichen Offenseins für Neues. Dies
klingt nach schlecht beweisbarem Feuille
tonismus, ist aber durch einen Blick auf
die Vergangenheit dieser Stadt leicht ZU
erklären. Kein anderes deutsches Bundes-
land hat die letzten Jahrhunderte territo
rial und gesellschaftlich ähnlich unbehel-
ligt durchlebt wie Bayern und dessen
Hauptstadt. Entsprechend gewachsen,
verwachsen, verhärtet sind die Struktu-
ren dieser älstesten Landeshauptstadt In
der heutigen Bundesrepublik. ?
Die Geschichte von Münchens offi-
zieller — hoher — Kultur ist nicht gerade
arm an Unterdrückung. Man braucht nur
an Wedekind oder Lautensack oder Lud-
A
wig Thoma zu denken oder daran, daß
der lebendige Karl Valentin viel weniger
beliebt war als es jetzt der tote ist, und
das reicht bis zum Verbot von Werner
Egks laszivem „A braxas’”” im Jahre 1948
Dazu kommt natürlich noch eine Menge
gewÖhnlicher kleinbürgerlicher Intole-
ranz, wie selbst beim konfliktscheuen
Thomas Mann nachzulesen.
Trotzdem ist die Wahrheit nicht so
einfach. Da Narrenfreiheit auch eine
Form der gesellschaftlichen Isolierung
ist, konnte manches geduldet werden,
eben um den Preis der Narrenfreiheit.
Denn an die Substanz gehen in aller Re-
gel weniger die Werke und Lebensäuße-
rungen der Avantgarde als vielmehr je-
ne, die das gesellschaftliche Empfinden
dreiter Wählerschichten berühren könn-
ten. Das entscheidende Stichwort hier
heißt „Lebensäußerung”; wo sich Leben
äußert, könnte auch Unerwartetes pas-
sieren. Und dann ist es, wie es in Mün-
chen heißt, auch schon passiert.
Aus dem Gesagten ergibt sich auch,
warum im weiteren nicht mehr von der
Kultur mit dem großen K die Rede sein
muß, sehr wohl aber von jener, die man-
che etwas kleiner zu schreiben versu-
chen.
Ohne hier lange theoretisieren zu wol-
len, muß ich darauf verweisen, daß
„Stadtteilkultur” in einem doppelten
Konflikt steht: dem mit der hohen Kul-
tur und jenem mit dem Bewußtsein der-
jenigen, die mit der hohen Kultur nichts
anzufangen wissen, aber auch nicht ein-




PARTEIEN, KULTUR UND WÄHLER
Der bereits erwähnte frühere Münchner
Kulturreferent Herbert Hohenemser hat
einmal gegen Ende seiner erfolgreichen
Amtszeit gesagt, seine Partei, die damals
noch regierende SPD, habe es nicht ver-
standen, die Prioritäten einer SPD—Kul-
turpolitik deutlich genug hervorzuheben:
sie sei zwiespältig geblieben, und zwar
mehr als es ihrer Wählerstruktur in Mün-
chen entspreche. Hier scheint ein Irrtum
vorzuliegen: Politische Fortschrittlich-
keit („Wählerverhalten”) wird gleichge-
setzt mit einer Vorliebe für das kulturell
Unerprobte, das in einem gewissen An-
teil zumindest anfangs ja immer auch
Lebensform ist und erst dann fertig als
Produkt, etwa als Werk oder als Darbie-
tung.
Für jeden Sitz der Münchner Kammer-
spiele, egal ob verkauft oder leerblei-
bend, oder auch der Bayerischen Staats-
theater gibt der Steuerzahler Abend für
Abend einen Zuschuß von 80 Mark. Das
entspricht dem Preis einer Stunde Psy-
chotherapie. Die klassische Antwort
hierauf, die in München „Wählerverhal-
ten” bewirkt, ist nun nicht, daß sich
die Wähler flammend für das eine oder
das andere entscheiden, also entweder
für die Kammerspiele oder die Psycho-
therapie, sondern daß sie sagen, im Grun-
de ist mir beides egal, nur bin ich die
Kammerspiele gewöhnt, Psychothera-
pie jedoch nicht.
München übernimmt in der Hochkul-
Glockenbachwerkstatt: Blumenstr. 7 München 2
Ein Fest in der Glockenbachwerkstatt
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tur einen Teil jener hauptstädtischen
Repräsentationsaufgaben, die in dem
de facto hauptstadtlosen Staat Bundes:
republik föderalistisch verteilt sind.
Oper, Sprechtheater, große Museen
funktionieren aus diesem Verständnis
— und warum auch nicht? Bedenklich
wird nur, daß in der Bundesrepublik
keine einzige Großstadt jene Funktio-
nen erfüllt, die den Hauptstädten ande-
rer Länder aufgegebensind, ob diese
nun wollen oder nicht: nämlich Ferment.
Experimentierfeld zu sein, Altes zu Neu-
em zu verdauen (mit sicherlich allen
auch unerfreulichen Konsequenzen,
vgl. die bei uns akzeptierte Bedeutung
des Wortes „zersetzend’’). Diese undank-
bare Aufgabe übernimmt in Deutsch-
land nicht einmal das „kaputte Frank-
furt”. Und so groß die Städte auch sein
mögen, genaugenommen entfliehen sie
in die kleinstädtische Idvlle.
Stadtteilkultur — ein Trennungsproblem
in diesem Rahmen muß man verstehen,
was in München an Stadtteilkultur erar-
beitet wird.
Dabei bietet schon das Wort selbst Ge-
legenheit zum Nachdenken. Ist es Stadt-
Teilkultur, oder ist es Stadtteil-Kultur?
Bemessen am Angebot der Hochkultur
ist es zweifellos „,Teilkultur”, nämlich
Kultur ohne den vermeintlich universa-
len Anspruch. Dazu muß aber sofort er-
gänzt werden, daß gerade der universale
Anspruch der Werke der Hochkultur zu
deren Unverbindlichkeit führt. Was ich
mir anschaue, und sei es noch so tref-
fend, betrifft mich lange nicht so wie das,
was ich selber gemacht habe oder was von
jemand aus meiner Familie oder meiner
Nachbarschaft stammt.
Über Stadtteilkultur gibt es schon so
viele allgemeine Überlegungen! ), daß
hier einige Hinweise genügen. Das Be-
dürfnis, in Stadtteilen lokal begrenzte
kulturelle Arbeit zu leisten, hat drei
Hauptursachen:
e die Neubewertung des Regionalismus
8 das Bedürfnis zum Selbermachen
® das Überwinden der Konsumenten-
haltung.
Für alle drei Punkte gemeinsam gilt —
und dies wiederum ist der Ansatz, der
die Leser einer Zeitschrift für Planung
daran interessieren müßte —, daß es sich
um eine gravierende Verschiebung der
Maßstäblichkeit handelt.
Die Neubewertung des Regionalis-
mus, einer lange Zeit nur verlachten
Haltung Ewiggestriger, bedeutet, daß
sich räumlich und psychisch erlebbare
Maßstäbe wieder einander nähern. In
der Blütezeit der technoiden Bauideolo-
gie, markiert etwa durch die Charta von
Athen, wäre eine solche Haltung absolut
verpönt gewesen. Heute aber soll der
Wohnort wieder ein bewohnbarer Ort
werden, und bewohnbar ist nur, was man
körperlich und seelisch erfassen, um-
schreiten, erleben kann. Daß sich dieses
von vielen Bewohnern mit ihrem Laien-
verstand als selbstverständlich erfaßte Ge-
fühl in ausgeklügelten Untersuchungen
über die psychische Wahrnehmungsstruk-
tur und Erlebbarkeit städtischer Räume
widerspiegelt, ist nach Jahrzehnten irre-
geleiteten monofunktionalen Städte-
baus leider eine bittere Ironie.
Der erlebbare Bereich einer Großstadt
ist notwendigerweise nur ein Teil davon,
ein Stadtteil, der für uns Namen, Ge-
sicht und Geschichte hat — unsere eigene
Geschichte. Und Namen geben ist, wie
selbst die älstesten Mythen wissen, einer
der ersten Schritte zur Kultur; für uns
heißt dies, daß es anstatt der abstrakt—
bürokratischen Ordnung die persönlich
erlebbare ist, die allein wir in unserem
Bewußtsein behalten.
Das Bedürfnis zum Selbermachen ist
wichtiger als das Ergebnis. Kein Zweifel
daß in einer leistungs—, also ergebnis-
orientierten Welt dieser Satz eine be-
achtliche Sprengkraft enthält. Dabei
sagt er nicht anderes aus, als was Erich
Frommseit über vier Jahrzehnten als
Mindestforderung einer psychischen
Hygiene unserer Gesellschaft ansieht:
nicht das Lebfose, Gemachte, Verfüg-
bare verehren, sondern den Mut zum
Lebendigen, Veränderlichen, Unvollen-
deten haben. Und weil wir schon bei
Fromm, also bei der Psychologie sind:
Wann endlich fällt jemand auf, daß es
nach den Regeln unserer Gesellschaft
den Erwachsenen üblicherweise verwehrt
ist, was nur bei Kindern und in der Be-
handlung Krankergeduldet wird — das
nicht bereits auf Ergebnisse program-
mierte Dahinbasteln, also die ganze Ska-
la des Selbermachens?
Legendär, und nicht grundlos legen-
där sind in der Münchner Diskussion
die Käsekuchen der Sendlinger Kultur-
schmiede geworden. „Käsekuchen als
Kultur? ” Einige Politiker hat es sehr
aufgeregt. In dem skizzierten Denksy-
stem ist die Ablehnung verständlich; wer
darin verharrt, wird nur sehr ungern zur
Kenntnis nehmen, worin denn der eigent-
liche Ertrag der Stadtteilkultur liegt. Pro-
dukte? Sind nicht immer vorzuweisen.
Bleibt also sehr wenig für die Statistik.
Und so lange zu warten, bis sich heraus-
stellt, ob die Menschen in einem funktio-
nierenden Stadtteil, in dem sie noch
oder wieder miteinander umgehen kön-
nen, gesünder sind, weniger Tabletten
brauchen, die Sozialarbeiter seltener ge-
rufen werden, so lange zu warten ist un-
dankbar und mit den rasch tickenden
Uhren der Politik kaum zu messen.
Hier trifft sich die Arbeit im Stadtteil
mit Erfahrungen der Subkultur. „Wenn
ihrs nicht fühlt, ihr werdets nicht erja-
gen.” Das ist allerdings ein Spezialfall
von Kultur, nämlich Goethe. Das Beson-
dere — und für manche auch das Fazinie-
rende — ist ja, daß in einer Tätigkeit, sa-
gen wir besser: in einem Geschehen na-
mens „Kultur im Stadtteil” keine stati-
stikfähigen Ergebnisse abgeliefert werden.
Auf der anderen Seite ist die Berüh-
rung zwischen dem, was heute Subkultur
heißt, und der Stadtteilkultur denkbar
lose, zumindest nach Münchner Erfahrun-
gen. Über die Realitätsferne einer Gruppe,
die Verweigerung schon für die einzige
ihr mögliche gesellschaftliche Haltung
hält, müßte man aber gesondert reden.
Das Verlassen der Konsumhaltung ist
die Antwort auf den Konsumzwang und
auf diese Weise eng verwandt mit dem
Wunsch nach dem Selbermachen. Im
Kulturbereich ist es immer noch leichter
diese Art Autonomie, also Selbstbestim-
mung, zu erreichen als in der Warenwelt,
wo die Alternative ja bekanntlich, und
dank der Werbemillionen, nicht heißt:
Waschpulver oder kein Waschpulver, son-
dern Weißer Riese oder Ariel (welcher
bekanntlich ein Luftgeist war). Und die-
ser Prozeß wird, eben wegen der im
Spiel steckenden Werbemillionen, auch
der langwierigste sein.
Das alles klingt sehr abstrakt, kehrt
aber rasch auf den Boden der vorstellba-
ren Wirklichkeit zurück, wenn es heißt,
also jetzt machen wir uns unsere Musi
lieber selbst. Und wie das im einzelnen
aussieht, darüber berichtet, wie bereits
erwähnt, in diesem Heft der Artikel von
Florian Straus.
Ohne sich versteigen zu wollen,
könnten wir schließlich fragen, ob es
überhaupt noch Kultur ist, wenn wir
nur fertigverpackte Hochkultur genie-
ßen, rein passiv als Konsumenten. Ab-
gesehen davon, welch verschwindend ge
ringe Minderheit diese Kulturkonsumen
ten darstellen.
Kultur, wir sagten es, ist sehr wört-
lich die Pflege des Wachsenden. „Leben
bedeutet strukturelles Wachstum; es
ist seiner Natur nach wedereiner strik-
ten Kontrolle unterworfen noch vor-
hersehbar. Im Bereiche des Lebens lassen
sich andere nur durch die Kräfte des Le-
bens wie Liebe, Anregung, Beispiel be-
einflussen. Unsere Lebensanschauung
wird heutzutage in zunehmendem Maße
mechanisch. Unser Hauptanliegen ist es,
Dinge zu produzieren, und im Zuge die-
ser Anbetung von Sachen verwandeln
wir uns selbst in Waren. Doch ist der
Mensch nicht als Sache geschaffen; er
geht zugrunde, wenn er zur Sache wird.
Bevor dies aber geschieht, verzweifelt
er an allem und hat nur den einen
Wunsch: alles Leben zu zerstören.”
Erich Fromm in einem Kapitel, das er
überschreibt: Liebe zum Tod und Liebe
zum Leben. Und das Buch heißt „Das
Menschliche in uns. Die Wahl zwischen
Gut und Böse”, Bitte wählen Sie.
Anmerkung
1) Vgl. neuestens Armin H. Fuchs, „Stadtteil-




Das Münchener Modell der Kulturläden
Die Sendlinger Kulturschmiede. ein sozio-kulturelles Kleinzentrum
EINLEITUNG
‚Die Förderung der Kulturläden’ hat Pe-
ter Gauweiler, stellv. Fraktionsvorsitzen-
der und Scharfmacher innerhalb der
Münchner CSU, als seinen größten poli-
tischen Fehler des Jahres 1979 bezeich-
net. 1) In der Tat hat es um die Förde-
rung der drei in München existierenden
Kulturläden einen dreimonatigen Streit
gegeben. In den Medien sprach man vom
‚Münchner Kulturkampf” und die Süd-
deutsche Zeitung warf der seit einem
3/4 Jahr regierenden CSU bereits ‚Ver-
ödung als Programm’ vor: „Die Tragö-
die der Kulturläden ist eine Folge der
allgemeinen Münchner Kulturpolitik.
Jahrzehntelang hatte sie keinen gültigen
Plan zur sozialen Kultur, jetzt wird sie
in diesem Punkt auch noch repressiv.”2)
Die massiven Proteste in den Medien
und in der Bevölkerung hatten Erfolg.
Im April endlich beschloß der Stadtrat
mit den Stimmen der CSU, aber gegen
ihre Überzeugung, die Kulturläden für
ein weiteres Jahr zu fördern. Welche Ar-
beit und Ziele die örtliche CSU so in
Harnisch versetzt haben, soll zusammen
mit einer Reihe weiterer Erfahrungen
im folgenden von einem Mitarbeiter ei-
nes Kulturladens dargestellt werden.
HILFE ZUR SELBSTHILFE
Alte Betroffenheit erhalten und neue er-
zeugen. Dies könnte man als ein erhoff-
tes Ergebnis sozio—kultureller Stadtteil-
arbeit bezeichnen. Bürger sollen vom An-
wohner austauschbarer Wohnheiten zu
engagierten, sich für eigene und die Inter-
essen des Stadtteils einsetzende Bewoh-
ner werden.
Dezentralisierung, Demokratisierung
und ‚Alltagskultur’ als Primärziele die-
ser Form von Kulturarbeit bedeuten
gleichzeitig, daß Räume für nicht —ent-
fremdete Tätigkeit geschaffen werden:
Möglichkeiten für eigenbestimmtes, kre-
atives Gestalten, Experimentierfelder für
menschliche Phantasie. Diese sind aber
nicht im Sinne einer abgekapselten Kunst-
zone zu verstehen, sondern als ‚Herd’,
von dem aus andere Lebensbereiche infi-
ziert werden. Menschliche Kreativität
darf nicht im Ghetto hoher Kunst und
Kultur zur Mätresse lebloser Ästhetik
verkommen, sondern soll selbstverständ-
licher Bestandteil menschlichen Alltags
werden. Die vielen, unterschiedlichen Be-
tätigungsfelder sozio—kultureller Treff-
punkte bieten dazu Ausgangsorte. Gelingt
allerdings eine Verbindung dieser Berei-
che, basteln Bürger nicht nur an Kasperl-
puppen, sondern auch an Bebauungsplä-
nen und versuchen diesen auch noch
Geltung zu verschaffen, endet die ‚Libe-
ralität’ konservativer Kulturpolitik. Sie
antwortet mit inhaltlicher Gängelung
und/oder Entzug der Förderungsmittel.
AUSGANGSPUNKT SOZIO—-KULTU-
RELLER INITIATIVEN
Sozio-kulturelle Zentren gibt es erst
seit wenigen Jahren. Es wäre eine inter-
essante Frage, ob mit dieser Form der
Kulturarbeit auch die kulturelle Tradi-
tion der Arbeiterbewegung wieder auf-
gegriffen wird. Tatsache ist, daß wesent:
liche Ziele der sozio—kulturellen Bewe-
gung nicht aus Gewerkschaftskreisen ge-
kommen sind, sondern vor allem aus
der Studentenbewegung und den (eben-
falls eher mittelschichtorientierten) Bür-
gerinitiativkreisen.
Alle drei Ziele sozio—kultureller
Stadtteilarbeit finden sich bereits in
der Studentenbewegung von 1967/68
wieder: Die Forderung nach Demokra-
tisierung aller gesellschaftlichen Berei-
che gleichermaßen wie das Aufbegeh-
ren gegen eine realitätsferne Hochkul-
tur samt ihrer traditionsbeladenen Sym-
bole (Erinnert sei an die Talarverbren-
nungen, zahlreichen, das damalige
Kunstverständnis sprengenden Happe-
nings, an die Vietnamdiskussionen im
städtischen Theater...). Ebenso gab es
erste Formen dezentraler Basisarbeit.
Allerdings blieben diese auf wenige (zu-
meist universitäre) Bereiche beschränkt.
Der Stadtteil als Ansatzpunkt war noch
nicht aktuell. Dies änderte sich mit der
Umsetzung wesentlicher Ziele der Stu-
dentenbewegung im Aktionsfeld der
Sozialarbeit und der Bürgerinitiativen.
Während erstere traditionell schon einen
kleinräumigen Bezug aufwies, war es vor
allem die außerparlamentarische Oppo-
sition der Siebziger Jahre, die dem Be-
zug zum Stadtteil den heutigen Stellen-
wert verlieh. Ob es um ‚Zu wenig Kin-
derspielplätze’, ‚Gegen den Ausbau des
Individualverkehrs’ oder ‚Für mehr Grün-
flächen’ ging, nahezu alle Themen dieser
ersten Phase der Bürgerinitiativbewegung
hatten nicht nur Stadtteilbezug, sie setz-
ten auch bereits Alltagsbedürfnisse der
Stadtteilbewohner in den Mittelpunkt
ihrer Arbeit.
Mit der Zeit wurde aber auch deutlich,
daß diese Form der Stadtteilarbeit 2 ge-
wichtigen Beschränkungen unterworfen
ist:
® Sie ist zumeist nur ‚reaktiv’, d.h. setzt
erst nach Fehlplanungen und auf-
grund bestimmter Defizite ein;
sie ist zeitlich beschränkt, d.h. endet
in der Regel, wenn die jeweiligen For-
derungen erfüllt sind oder ihre Er-
füllung aussichtslos geworden ist.
Kontinuierliche Stadtteilarbeit ergab sich
so nur in wenigen Fällen.
Ähnliches, wenn auch aus anderen Grün-
den, läßt sich für Stadtteilarbeit auf Par-
teiebene sagen. Viele derer, die nach 1969
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in Parteien stadtteilpolitische Basisar-
beit leisteten, gaben auf. Die Gründe
lagen in ‚ideologischen Zwängen und
Kontrolle von oben’, ‚dem ständigen
Eingespanntsein in Wahlkämpfen’ und
wohl auch im nachlassenden Interesse
der Bevölkerung an Straßenagitation.
Hinzu kam, daß viele nicht mehr ‚sich
selbst’ in dieser Tätigkeit wiederfanden.
Diese Erkenntnis löste eine erneute Dis-
kussion um subjektbezogene Ansätze
gesellschaftlicher Veränderung aus.
Gleich, ob man diese Diskussion als ‚Sub-
jektivismus’, ‚Neue Innerlichkeit’, ‚Trend
zum NarziRmus’ oder anders etikettiert,
eines blieb unverkennbar: der unüberhör-
bare Wunsch nach mehr Möglichkeiten
der Selbsterfahrung und des Selbstgestal-
tens, nach einer Verbindung von gesell-
schaftspolitischem Engagement und ‚Po-
litik muß Spaß machen’. Am deutlich-
sten und in jedem Sinn radikalsten sicht-
bar wird dies bei den sog. ‚Spontis’.
Meine These ist, daß sozio—kulturelle
Stadtteilarbeit ihre heutige Form und
Aktualität wesentlich aus diesen vier Ent-
wicklungen heraus erfahren hat. Für viele
ist sie ein Versuch, die oben genannten
Beschränkungen zu überwinden, ohne zu-
gleich damit den politischen Anspruch
auf eine gesellschaftsverändernde Stadt-
teilarbeit gänzlich aufzugeben. Soziokul-
turelle Arbeit als (letzter? ) Fluchtpunkt
vor Resignation und Inaktivität? '
BEGINN DER KULTURLÄDEN IN
MÜNCHEN
Stadtteilkultur im beschriebenen Sinn
gibt es in München erst seit 1977. Da-
mals begann das Kulturreferat in jeweils
4 Bezirken im Jahr Stadtteilwochen zu
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Die Sendlinger Kulturschmiede
Organisationsform: Sie ist als gemeinnüt-
ziger Verein organisiert und versteht sich
als ‚Bürgerverein’, d.h. Vereinsleben und
Vorstandstätigkeit beschränken sich auf
ein Minimum. Eigentliches Informations
und Entscheidungsgremium ist das mo-
natlich tagende Plenum, bei demjeder
Bewohner mitreden und mitbestimmen
kann.
Finanzierung: Die Arbeit wird zur Zeit
mit 30 000 DM aus dem Kulturetat der
Stadt München unterstützt. Hinzu kom-
men (neben den ehrenamtlich geleiste-
ten Sach— und Zeitmitteln) ca. 5000
DM über Spenden und ein Förderungs-
kuratorium, das ‚lose’ an den Verein
angebunden ist.
Erreichbarkeit: Die Sendlinger Kultur-
schmiede liegt 4 km vom Marienplatz
entfernt an der Lindenschmitstr. 30
(tel 089/725 11 58); sie ist Mo—Fr zwi
schen 11.00—13.00 und 14.00—19.00
und zu den jeweiligen Abendveranstal-
tungen geöffnet
veranstalten. Parallel dazu kam es zurer-
sten festen Einrichtung, dem ‚Westend-
laden’. Ihm folgte noch im gleichen Jahr
das ‚Haidhausen Museum’ und zu Beginn
des Jahres 1978 als dritter und bislang
letzter Kulturladen die ‚Sendlinger Kul-
turschmiede”, über die im weiteren be-
richtet wird.
Entstandenist die Kulturschmiede
im wesentlichen aus drei Ereignissen
und Erfahrungen heraus:
1) aus der Stadtteilwoche zur 100—jäh-
rigen Eingemeindung und der Erfah-
rung, daß Sendlings eigenständiger
Charakter zunehmend sich aufzulösen
beginnt;
‚.) der drohenden Ver—-Bebauung wesent-
licher Teile.des alten Dorfkerns und
der Erfahrung, wie notwendig es ist,
sich aktiv und kontinuierlich um Er-
haltung und Gestaltung eines Stadt-
teils zu kümmern;
3) dem Versuch, im benachbarten Stadt-
teil mit dem ‚Westendladen’ Kultur
wieder bürger— und wohnnah zu ver-
mitteln.
Insbesondere deren Erfahrungen und die
Organisationsform ‚als Bürgerverein’ ha-
ben im Januar 1978 zur Gründung der
Sendlinger Kulturschmiede geführt.)
Nachdem als Ort die ursprünglich gedach-
te alte Dorfschmiede (daher auch der Na-
me Kulturschmiede) aus finanziellen
Gründen ausschied, blieb uns damals
nichts weiter übrig, als einen 100 qm
‚kleinen’ Laden im Stadtteilzentrum an-
zumieten. Dieser wurde im April 1978
eröffnet. Was wir seitdem versucht haben
zu verwirklichen und welche Erfahrungen
wir dabei gemacht haben, soll im folgen-
den beschrieben werden.
Die SENDLINGER KULTURSCHMIEDE
als: Informationstreffpunkt zum Alltag
der Bewohner und des Stadtteils
Ob es um Mietprobleme, Heizkostenzu-
schüsse oder andere, für Bewohner wich-
tige Fragen geht, wir bemühen uns Infor-
mationen zu sammeln, verständlich wei-
terzugeben und/oder Öffentliche Informa-
tionsangebote in den Laden und damit in
den Stadtteil zu holen.
Im besonderen gilt dies auch für Fragen,
die den ganzen Stadtteil betreffen. So ha
ben wir bsp.weise ein Planungsvorhaben
nach $2a/BBauG bei uns zur Diskussion
gestellt. Dies hatte für die Bewohner im
Vgl. zur öffentlichen Auslegung die Vor-
teile, daß
® die Auslegung im Stadtteil und zu ei-
ner auch für Berufstätige günstigen
Zeit stattfand;
die Möglichkeit einer Erläuterung be-
stand, d.h. die Betreuer der Auslegung
das ‚Planer—Deutsch’ verständlich
machten;
die Bewohner die Möglichkeit hatten,
selbst Einwände zu formulieren, Al-
ternativen zu entwickeln und diese
Vorschläge sofort neben den offiziel-
len Plänen zur Diskussion zu stellen.
Die SENDLINGER KULTURSCHMIEDE
als: Kommunikationsort
Wichtiger als ein Mit—-machen bei Aktio-
nen und Ausstellungen ist für viele die
Möglichkeit miteinander reden zu kön-
nen. So verstehen wir uns auch als An-
laufstelle, bei der man überseine Sorgen
und Probleme ‚einfach mal mit jemand’
sich unterhalten kann. Ein Vorteil ist,
daß wir im Vergleich zu anderen Ein-
richtungen (wie Erziehungs—, Familien-
beratungsstellen etc.) weniger ‚Institu-
tionscharakter’ haben. So löst ein Be-
such bei uns weniger Ängste vor be-
stimmten Etiketten (Sozialfell, Thera-
piebedürftig...) aus. Ein Nachteil ist, daß
man bei uns zwar auch einfach bloß
Zeitungen lesen oder Tee, Kaffee oder
ein Bier trinken kann, wir aber räum-
lich kein richtiges Cafe oder ‚Wirtshaus’
einrichten dürfen. Ohne diese ‚klassi-
sche’ Kontaktmöglichkeit bleibt für vie-
le die Schwelle beim Betreten des La-
dens zu hoch. Wir versuchen auch au-
Berhalb des Kulturladens durch Hinter-
hofkonzerte, Straßentheater und Stra-
Benfeste Kommunikationsräume zu
schaffen, bei denen das Nachbar—-Sein
und -Werden im Vordergrund steht und
das ablaufende Programm eher Mittel
als Zweck ist.
Die SENDLINGER KULTURSCHMIEDE
als: Forum für Initiativen und Vereine
Wir bieten Initiativen und Vereinen die
Möglichkeit, bei uns ohne Konsumzwang
und Entgelt zu tagen. Wir stellen ihnen
unsere Räume für Ausstellungen zur Ver-
fügung, einem Fotoclub wie einer Bürger-
initiative, wenn sie die Ergebnisse ihrer
Tätigkeit einer breiteren Öffentlichkeit
zugänglich machen wollen. Plan für 1980
ist, die z.T. völlig vereinzelt nebeneinan-
der existierenden Vereine und Initiati-
ven miteinander bekannt zu machen und
eine Art Stadtteilausschuß auf Initiativ-
ebene. zu entwickeln. 4)
Die SENDLINGER KULTURSCHMIEDE
als: Sammlungsort für Stadtteilgeschichte
Eingemeindungen haben auch zur Folge,
daß das betreffende Dorf Teil der Ge-
schichte der eingemeindenden Stadt wird
Stadtteilgeschichte existiert allenfalls als
Teil der Stadtgeschichte. Was im Stadt-
teil sich alltäglich entwickelt und verän-
dert wird nur dann archiviert, wenn es fü
das Gesamt der Stadtgeschichte relevant
ist oder wenn ein ‚Berühmter’ im betref-
fenden Stadtteil gelebt hat. Alles andere
gerät langsam in Vergessenheit. Der Iden-
titätsverlust der Stadtteile findet auch
hier eine seiner Ursachen. Dieser Entwick-
lung entgegenzuarbeiten, dem Stadtteil
‚quasi’ seine Geschichte wiederzugeben,
ist eines unserer Hauptziele.
So haben wir bsp.weise eine Ausstel-
lung zur Stadtteilgeschichte so aufge-
baut, daß die Besucher ihren eigenen
Alltag (sei es über Bilder ihrer eigenen
Straße oder die Biographie von Nach-
barn) als ‚geschichtlichen Raum’ erfah-
ren haben. Sie konnten auch selbst ‚do-
kumentarisches Material’ wie alte Urkun-
den, Fotos und Gegenstände mit in die
Ausstellung einbringen. So hat das stän-
dige Verändern der Ausstellung den Ver-
änderungsprozeß im Stadtteil selbst noch
einmal mitdokumentiert. Auch haben die
Bewohner über ihre eigene Beteiligung
Stadtgeschichte als einen Vorgang erfah-
ren, der von Bewohnern, von ihren Ein-
stellungen und Handlungen mitgetragen
und mitgestaltet wurde und wird. Ein an:
deres Beispiel ist ein kontinuierlich statt-
findender „historischer Erzählkreis’. In
ihm erzählen ‚alte’ Sendlinger aus allen
Kreisen und Schichten, wie sich der Stadt;
teil aus subjektiver Sicht in den letzten
Jahrzehnten verändert hat und wie sie
selbst in ihm gelebt haben
Die SENDLINGER KULTURSCHMIEDE
als: Ort für kreatives Schaffen
Dies ist genau genommen kein eigenes Ak-
tionsfeld, sondern das übergreifende Ziel
aller anderen Aktivitäten in der Kultur-
schmiede. So bieten wir nicht nur Auto-
renlesungen an, sondern versuchen selbst
zum Schreiben und mit anderen ‚darüber
reden’ anzuregen (Schreiberwerkstatt);
so kann man sich nicht nur Kinofilme
anschauen, sondern die Filme gemein-
schaftlich mit auswählen, das Kino selbst
‚betreiben’ und selber (Video-)Filme dre-
hen; so sind die Ausstellungen so organi-
siert, daß der Besucher, wo er will, eigene
Ideen miteinbringen kann. Noch gelingt
uns dies nicht bei jeder Aktion. Wir ver-
suchen aber zunehmend, relativ ‚fertige
Aktionen durch weitgehend ‚offene’ Ak-
tionen zu ersetzen. Wir wollen den Be-
wohnern Sendlings so auch Mut machen,
mehr und mehr eigene Ideen zu produzie-
ren, mit diesen zu uns zu kommen, um
dann gemeinsam diese Ideen zu verwirk-
lichen
ERFAHRUNGEN
Ziel und Wirklichkeit, Räumlichkeit und
das Jeidige Geld’
Allerdings sind nicht alle Ideen bei uns
realisierbar. Einmal erweisen sich häufig
unsere Räume als zu klein. Ein noch grö-
Reres Problem ist aber meist die Finanzie-
rung. Die jährlich zur Verfügung stehen-
den 30 000 DM schränken die Möglich-
keiten drastisch ein. Zum Vergleich der
städt. Nürnberger Kulturladen hat einen
fast 4mal so hohen Etat. Nicht zuletzt
dies verdeutlicht auch den unterschiedli-
chen Stellenwert der Sozio-kultur in
beiden Städten. Die Finanzierung aus Öf-
fentlichen Mitteln wirft zudem die prin-
zipielle Frage auf, ob man sich damit
nicht in eine unheilvolle Abhängigkeit
begibt. Ob die Bereitschaft, uns zu un-
terstützen nichts anderes als ein Integra-
tionsversuch der herrschenden Öffent-
lichkeit ist? Die Gegenöffentlichkeit,
die einen neuen Lebensstil verwirklichen
will (wie Lefebvre fordert), hängt sie
nicht notwendig von der institutionellen
Autonomie der Gruppen ab?
Fragen, die heute noch gar nicht end-
zültig beantwortbar sind, wenngleich es
doch Indizien dafür gibt, ‚daß die sozial-
staatliche Vereinnahmung kultureller Ba-
sisinitiativen widersprüchlich ist und daß
ihre Instrumentalisierung nur unvollkom-
men gelingt’.5)
Zudem zeigt sich, daß die Subventions-
bereitschaft politischer Bürokratie dort
schnell endet, wo Soziokultur beginnt
parteilich zu werden, ‚wo sie den seich-
ten ‚Pluralismus’ preisgibt,’den man ihr
abfordert, wo Selbstverwaltung wirklich
praktiziert und Gebrauchswerte tatsäch-
lich eingeklat werden’.©)
Im folgenden geht es weniger um diese
grundsätzliche Problematik sozio—kultu-
reller Stadtteilarbeit als vielmehr darum,
wie die erhofften ‚Gebrauchswerte‘ tat-
sächlich herstellbar sind
Zielgruppenarbeit
Eine bis heute in der Kulturschmiede
noch nicht eindeutig entschiedene Frage
ist, inwieweit Zielgruppenarbeit sinnvoll
und notwendig ist. Viele sozio-kulturelle
Initiativen beginnen über Zielgruppenar-
beit, andere werden von einer Zielgruppe
— wie etwa die ‚Glockenbachwerkstatt’
in München von den Jugendlichen — von
einer Zielgruppe einfach in Beschlag ge-
nommen. Wir wollten von Beginn an
zielgruppenübergreifende Begegnungs-
stätte, also Treffpunkt für Junge und Al-
te, Ausländer und Deutsche werden. Um-
stritten war, ob es dazu zuerst einer Ziel-
gruppenarbeit bedarf. Wir haben dies bis-
lang nicht eindeutig getan. Dies hat uns
sicher auch Konflikte (etwa mit den Kir-
chen um die ‚Altenbetreuung”) erspart. 7)
Heute läuft der Gruppenkonsens darauf
hinaus, daß die Kulturschmiede zwar für
alle Gruppen und Schichten der Bevöl-
kerung da ist, nicht aber für alle gleicher-
maßen. Sie wendet sich mit verstärktem
Interesse denjenigen zu, die in sozialer
und kultureller Hinsicht benachteiligt
sind. Sie will Defizite kommunaler Infra-
struktur mit aufdecken, ohne allerdings
zu deren Ersatz zu werden. Zielgruppen-
arbeit kann, sofern sie stattfindet, also
nur eine kurzfristige Strategie sein.
Kontinuität
Die Funktionsentmischung unserer
Städte, der Rückzug ins Private, die Ent-
fremdung von einfachen Formen ge-
brauchswertorientierter Interaktion
sind nicht das Ergebnis kurzfristiger Ent-
wicklungen. Sie sind deshalb auch nicht
von heute auf morgen aufzulösen. Kultu-
relle Stadtteilarbeit bedarf der Kontinui-
tät, um aus dem Engagement einiger we-
niger eine selbstverständliche Bürgerak-
tion werden zu lassen, um Quantität auch
in eine neue Qualität (etwa einer transfor-
mierten Alltäglichkeit im Lefevbre’schen
Sinn) umschlagen zu lassen.
Kontinuität nach außen erfordert eine
richtige Mischung aus wiederkehrenden
‚Angeboten’”, um die bereits angesproche-
nen Bewohner zu halten, wie auch neue
Angebote, um den Kreis der Angespro-
chenen zu erweitern. Zum zweiten er-
fordert sie identische Ansprechpartner.
Anfänglich wechselten die ehrenamtli-
chen Betreuer des Ladens sich täglich
ab. Diese ‚Unkalkulierbarkeit’ der An-
sprechpartner hat für viele die Hemm-
schwelle beim Ladenbesuch erhöht.
Kontinuität nach außen erfordert auch
eine permanente Aktivität. Uns haben
die Verleumdungen der CSU weitaus
weniger geschadet wie die damit zusam-
menhängende, finanziell bedingte Re-
duktion unseres Programmes. Dieses
‚Immer-etwas-machen-—müssen’ (Pro-
gramm, Betreuung, Verwaltung) ist
auch für die Kontinuität nach innen ein
Problem. Dies gilt besonders für die ne-
benberufliche Form der Kulturarbeit.
Typische Gruppenprobleme (Fluktua-
tion, Antipathien, implizit divergieren-
de Konzepte) gewinnen einen eigenen
Status. Gruppenkonflikte, die auf
Gruppenverkleinerungen hinauslaufen,
bedingen unweigerlich Mehrarbeit für
die Verbleibenden. Dies hat unsere Kon-
fliktfähigkeit nicht gerade erhöht. Auch
kann sich dadurch leicht eine neue Hier-
archie und Ungleichgewichtigkeit eta-
blieren. Statt status— bzw. positionsbe-
dingter Unterschiede gibt es hier eine
‚Überwertigkeit’ des Aktiven. Wer aus
seiner aktuellen Lebenssituation heraus
es sich erlauben kann, viel Zeit aufzu-
wenden, kann diese ‚Mehr—Tätigkeit’
auch als Argument und Machtmittel
verwenden.
Einige der Probleme haben sich durch
die Anstellung zweier Praktikanten der
Sozialpädagogik etwas gelindert. Letzt-
lich streben wir aber eine Teilzeitbe-
schäftigung von einem oder zwei Bewoh-
ner(n) aus dem Stadtteil an. Die Anstel-
lung eines Experten (‚Kultursozialarbei-
ters’, Animateurs) lehnen wir aus konzep
tionellen Gründen ab.
Animation
Nach unseren Erfahrungen haben nur we-
nige Bewohner ein ihnen als solches be-
wußtes Bedürfnis nach (zusätzlichen) ei-
genen Gestaltungsmöglichkeiten. Die
meisten erleben Langeweile und Unzu-
friedenheit und erklären sich diese eher
mit eigenen Unzulänglichkeiten wie mit
gesellschaftlichen Defiziten. Hinzu
Modelle sozio—kultureller Initiativen
Die vielen verschiedenen Modelle lassen
sich bislang schwer klassifizieren. Zur
besseren Orientierung dennoch hier ein
Versuch:
1. Das(traditionelle)Bürgerhaus: Meist
neuerbautes Haus mit div. Gemeinschafts-
einrichtungen, Veranstaltungssaal, Restau-
rationsbetrieb, Kegelbahn etc.; z.T. mit
öffentlichen Einrichtungen wie Biblio-
thek oder Volkshochschule gekoppelt.
Träger: Gemeinde oder Verein
Betreuung: Verwaltungskra(e)ft(e)
Programm: Nutzung durch Vereine und
für div. Veranstaltungen, in der Regel
kein ständiges Programm;
Kosten: je nach Größe:einige hunderttau-
send Mark (+Neubaukosten)
2. Großzentren: (wie Hamburger Fabrik/
Wuppertaler Börse/Eschhaus in Duis-
burg...) aufgelassene Fabrikgebäude, Feu-
erwachen, alte Bürgerhäuser mit in der
Regel 1000—5000 qm Nutzfläche;
Träger: Gemeinde oder halböffentliche
Institutionen, Vereine
Betreuung: mehrere hauptamtl. Mitar-
beiter (meist Sozialarbeiter, —pädagogen)
Programm: durch Mitarbeiter (und ande-
re Gruppen) nicht unmittelbar stadtteil-
orientiert, z.T. kommerzielle Veranstal-
tungen;
Kosten: einige hunderttausend Markt
(Fabrik 1975 1.700.000)
3. Kleinzentren: (Kulturläden in München
und Nürnberg)
Ehemalige Läden, Gaststätten, Lagerräu-
me etc. mit Nutzflächen zwischen 100
und 300 qm)




+ Halbtagskraft bzw. Praktikanten
(München)
Programm: durch Mitarbeiter + Gruppen
(Nürnberg), Bewohner und Mitarbeiter
(München); das Programm ist kostenlos
und wird auf den Stadtteil orientiert;
Kosten: 110 000 (Nürnberg), 30 000
(München)
4. Spezialisierte Kleinzentren (wie Keni-
penkino Meisengeige, Theater TIK, Ga-
lerie Plakaterie...)
Räumlichkeiten ähnlich wie (3.)
Träger: Verein oder Privatperson
Betreuung: Verein oder Privatperson
Programm: Neben ihrer eigentlichen Funk
tion (als Kino, Theater, Galerie...) ver-
suchen diese Kleinzentren auch Begeg-
nungsstätte im Stadtteil zu sein sowie
(über Sonderveranstaltungen, Programm-
wahl...) Stadtteilbelange mit aufzugrei-
fen. Programm weitgehend kommerziell
bzw. kostenpflichtig.
Kosten: je nach Umfang des Programms
und Organisationsstruktur 50 000—
500 000.
kommt, daß es in unserer expertengläu-
bigen Gesellschaft für alles Spezialisten
gibt, die zumindest eines leisten: Sie ent-
ziehen dem Menschen immer mehr an
Kompetenzen.
Kann es da noch erstaunen, wenn der
durchschnittliche Stadtteilbewohner ei-
nem Unternehmen mißtraut, das vor-
gibt, mit Laien alles selber machen zu
wollen? Und es wird noch suspekter,
wenn es ihn, der über Stadtteilgeschich-
te, Bebauungspläne, Zeichnen oder The-
aterspielen doch gar keine Ahnung hat,
zum Mitmachen auffordert. Diese Äng-
ste gelingt uns nochrelativ selten zu
durchbrechen. Am ehesten schaffen wir
es noch bei der Gruppe der 20—40 Jäh-
rigen und bei Mittelschichtsangehörigen:
Dieser Erfolg beinhaltet zugleich ein
neues Problem, weil sich mit der Domi-
nanz dieser Gruppe die Hemmschwelle
für Ältere und Unterschichtsangehörige
noch einmal erhöht. Diese Bewohnerer-
reichen wir bislang vorwiegend über Ver-
anstaltungen wie Straßenfeste, da diese




Unser Anspruch ist, Öffentlichkeitsar-
beit, d.h. Plakate, Einladungen, Presse-
erklärungen usw. durch die Mitarbeit
aller Beteiligten entstehen zu lassen. Je
weniger professionell, je laienhafter sie
jedoch ausfallen, desto weniger werden
sie rezipiert und desto weniger Bewoh-
ner erreichen wir.
Hinzu kommt unser Problem mit der
Presse, insbesondere den Tageszeitun-
gen. Erfahrungsgemäß laufen Aktionen
besonders gut, wenn neben eigener Wer-
bung zusätzlich in der Presse berichtet
wird. Offensichtlich verleiht es außer
der eigentlichen Information der jewei-
ligen Aktion auch noch den ‚notwendi-
gen’ (? ) Schuß an Seriosität. Solche Be-
richte sind jedoch selten, weil wir durch
zwei Raster hindurchfallen. Das erste
betrifft die Zuständigkeit. Unsere Aktio-
nen sind in der Perspektive der Lokalre-
daktion Kultur, fürs Feuilleton jedoch
zu wenig (‚hoch”)kulturell, um berich-
tenswert zu erscheinen. Das zweite Ra-
ster sortiert die Meldungen nach ihrer
gesamtstädtischen Wichtigkeit. Da wir
explizit Stadtteilarbeit machen, genügen
wir diesem Kriterium schon per defini-
tionem nicht. Lediglich eine der fünf
Münchner Tageszeitungen hat eine Stadt-
teilbeilage. Diese hat aber den Nachteil,
daß sie zwar in München jeder Süddeut-
schen Zeitung beiliegt, aber wohl auch
ebenso beiläufig gelesen wird.
Die Zeitungen scheiden so auch als
ein Diskussionsforum für Erfahrungen,
Anregungen und Kritik unserer Stadt-
teilkulturarbeit aus. Aber auch die Ge-
werkschaften, die Parteien, andere Kul-
turinstitutionen haben sich ebneso wenig
wie die Alternativbewegung bisher als
ein interessiertes Diskussionforum erwie-
sen. Dies vermittelt uns ein Gefühl zwi-
schen allen Stühlen zu sitzen, eine Tätig-
keit ohne jede Form von Rückendeckung
zu machen.
), {*
Daß die bestehenden Kulturinstitutio-
nen in der Soziokultur nur einen lästigen
Parasiten am ohnehin nicht gerade üppi-
gen Kultur(finanz)topf sehen, kann nicht
verwundern. Auch nicht, daß ‚fortschritt
liche’ Kulturreferenten in der Stadtteil-
kultur mehr die Profilierungschance als
die Notwendigkeit eines echten Engage-
ments sehen. Für viele unserer Mitarbei-
ter gehört das Verhalten der Alternativ-
bewegung, den Gewerkschaften und den
Parteien zu den größten Enttäuschungen
ihrer bisherigen Arbeit. Für die Alterna-
tivbewegung sind unsere Aktionen nicht
‚alternativ’ genug. Insbesondere, weil
wir gerade das wollen, was sie ‚erfolg-
reich’ (? ) abgebrochen haben: den Kon-
takt mit dem kapitalistischen Alltag
und ‚seinen’ Bewohnern. Es ist zumin-
dest ein Unterschied der Strategie, ob
man an der Alternative ‚außerhalb” die-
ser Gesellschaft arbeitet oder diese in
eine alternative Gesellschaft zu transfor-
mieren versucht.
Betrachtet man die Gewerkschaften,
so erinnert ihr bisheriges Engagement
fatal an die Jahre, als sich ihre Kulturpo
litik in der Organisation der Ruhrfest-
spiele erschöpfte. Die Chance, über so-
zio—kulturelle Initiativen eine Anbin-
dung an die Tradition der Arbeiterbil-
dungsvereine zu finden, aus denen die
Gewerkschaften schließlich einmal her-
vorgegangen sind, haben bislang nur we
nige erkannt. Gewerkschaftliche Basis-
arbeit im Reproduktionsbereich bleibt
so Utopie. Ähnlich schwach ausgeprägt
ist das ‚kulturelle Bewußtsein’ in den
Parteien. Selbst die SPD, die im Stadt-
rat den Kampf pro Kulturläden offen-
siv geführt hat, beginnt erst allmählich,
Kultur in den örtlichen Parteigremien
für diskussionswürdig zu erachten. Häu-
fig, um der Kulturpolitik bereits a priori
mangelnde gesellschaftspolitische Rele-
vanz zu attestieren oder/und allen Expe-
rimenten und neuen Initiativen mit kaum
verhohlener Kleinbürgerlichkeit zu be-
gegnen. Ein Kennzeichen, das in unter-
schiedlicher Weise aufalle Parteien Zu-
trifft und Dieter Hildebrand zu der Aus-
sage veranlaßt hat: ‚Sie (die SPD) hat
ein Verhältnis zur Kultur wie ein Homo-
sexueller zur Empfängnisverhütung.’
ZUKUNFT?
Angesichts der aufgezeigten Situation ist
es schwer, über unsere Zukunft zu spe-
kulieren. Anfangs haben wir uns 2—3 Jah-
re Anlaufzeit gegeben. Heute rechnen wir
mit mindestens 5 Jahren. Dann wollen
wir fest im Stadtteil verankert sein, nicht
allerdings als eine zusätzliche Institution
mit Dienstleistungscharakter, sondern
als Teil des Alltags der Bewohner bzw.
als Stück des Lebensstils und der Origi-
nalität des Stadtteils.
Ob wir dafür auch die notwendige
Zeit bekommen, ist fraglich. Der Streit
um unsere finanzielle Förderung hat uns
fast die Hälfte des letzten Jahres geko-
stet. Die nächste Förderungssitzung
steht im Januar an. Es bleibt abzuwar-
ten, ob es Peter Gauweiler gelingt, den
‚größten Fehler des letzten Jahres’ aus-
zumerzen und ein Ende zu machen mit
der ‚systematischen kulturrevolutionären
Umwertung aller Traditionen, aller Kul-
turwerte und moralischen Normen’.
Wenn es der CSU gelingt, diese Worte
ihres Vorsitzenden, des Kandidaten
F.J. Strauß, in die Tat umzusetzen, ist
dieser Artikel bei seinem Erscheinen
vielleicht schon zum Nachruf geworden
Anmerkungen:
1) Abendzeitung vom 19.5.79, S. 7.
2) Süddeutsche Zeitung, 3./4.2.79, S. 16.
3) Die Umsetzung dieser Ereignisse vollzogen
einige (10) gesellschaftspolitisch bereits
engagierte und informierte Bewohner.
Es wäre blanker Idealismus zu glauben,
diese Form sozio-kultureller Tätigkeit
könnte bereits als Resultat einer Massen:
forderung der ansässigen Bevölkerung
entstehen.
Darüber hinaus haben wir auch Kontak
mit Initiativen außerhalb des Stadtteils
und versuchen sie für eine Zusammenar-
beit im Stadtteil zu interessieren (bsp.
weise mit dem Urbahnen Wohnen e.V.
zum Thema Hinterhofbegrünung oder
dem Bund Naturschutz bei einer Radl-
bzw. Verkehrsberuhigungsaktion).
Peter Alheit, Kulturrevolution oder neue
Perspektive des Sozialstaats’, im: Sozial-
magazin 12/1977, 5. 24.
6) Ebda.,S. 26.
7) Diese Konflikte hat es in einem anderen
Kulturladen, dem Westendladen, gegeben
8) Zit. nach die ZEIT. 30.11.79. S. 45.
® Pop, Pralinen und Profite
Ein kommunalpolitisches Lehrstück über
Kultur- und Sanierungspolitik am Beispiel
des Kunstsammlers und Unternehmers Dr
Peter Ludwig
Aachen steht kurz vor dem
kulturpolitischen Höhepunkt:
Endlich wird ein neues Muse-
um gebaut für die bekannte
und gerühmte ‘Sammlung Lud-
wig”.
Das sagen die einen. Für die
anderen ist es eine riesige Ver-
schwendung: 40 Millionen
Mark für die private Kapitalan-
lage eines schwerreichen Scho-
koladenfabrikanten. Der sich
jetzt auch noch den Umzug
seines Unternehmens aus Steu-
ergeldern bezahlen läßt.
Eine Broschüre des Klenkes
64 Seiten, 3 DM
Dieter Frowein, Gerhard Spangenberg
Neue Nutzung für den Fichtebunker
Der Standort
Der Ort, der uns beschäftigt, liegt außer-
halb der ehemaligen Akzisemauer, die da-
zu errrichtet war, um Zoll von den Klei-
nen Leuten zu kassieren und die zum Mi-
litärdienst gepreßten jungen Burschen am
Türmen zu hindern, also zwischen Stadt
und offener Feldmark. Noch bevor die
Zollmauer 1867/68 eingerissen wurde,
war 1862 vom Poliziepräsidenten für die-
ses Gelände ein Plan wie für Arkadien mit
Schmuckplätzen und Alleen verordnet
worden.
Es blieb innerhalb des projektierten
Straßengerüsts aber noch lange die leere
sandige Gegend, wohin die Schießstände
des Militärs und die Kegelbahnen der
Vereinslokale, die Exerzierplätze und
die Turnierwiesen von Vater Jahn, die
Ausflugsgelände und die Kirchhöfe aus-
gelagert waren. Ab 1871 wurde dann
mit zunehmender Geschwindigkeit die
versprochene weiträumige Vorstadt
durch amtlich abgesegneten Mietskaser-
nenbau vollgepfropft.
Hier lag also das Areal der „Städti-
schen Gasbehälter— Anstalt an der Ha-
senheide”’. An der Straße Nr. 10, der
heutigen Fichtestraße, wurde im Jahre
1876 das Gasbehältergebäude Nr. 2,
der spätere Fichtebunker, in Betrieb ge-
nommen.
Im Jahre 1826 hatte die Stadt die
englische Imperial —-Continental Gas—
Association beauftragt, in einer Frist von
20 Jahren alle innerhalb der Stadtmauer
liegenden Straßen und Plätze zu beleuch-
ten. Das Gasbehältergebäude gehört zu
diesem Komplex der „städtischen Er-
leuchtungs— Angelegenheiten”, mit de-
ren Modernisierung damals begonnen
wurde
Das Gebäude
Man war sich darüber einig, wie Kaser-
nen und Kirchen aufzutreten hatten. Wie
sollten jedoch Bauwerke in den Dimen-
sionen von Gasbehältergebäuden ausse-
hen?
Die Erbauer hielten sich an die skiz-
zenhaften Entwürfe für eine Rundkirche
von 1827 aus Schinkels nicht vollende-
tem architektonischen Lehrbuch. 1828
arbeitete Schinkel die Skizzen im Typen-
entwurf einer Rundkirche für die Ora-
nienburger Vorstadt weiter aus.
Der Typ des Gasbehältergebäudes ist
ein zylindrischer Ziegelbau mit Kuppel-
dach. Ausführung und Detailierung des
Mauerwerkszylinders basieren auf den
handwerklichen Regeln, die Schinkel
in Zusammenarbeit mit der Bauakade-
mie entwickelt und veröffentlicht hat.
Schinkel konzipierte auch die ingenieur-
mäßige Kuppelkonstruktion aus Schmie-
deeisen, wie sie später durch die Kup-
pelerfindung des Wirklichen Geheimen
Oberbaurath Schwedler realisierbar wur:
de
Die Schwedlersche Kuppe wurde seit
1864 für die Überdachung von Gasbe-
hältergebäuden obligatorisch und wurde
auch anderweitig z.B. bei Gebäuden für
Panoramen angewendet. Heute ist der
runde Mauerwerkskörper mit seiner Kup-
pel das letzte noch existierende Beispiel
seiner Art in West-Berlin.
Seine Geschichte
Insgesamt wurden auf dem Grundstück
4 Gasbehältergebäude für die Versorgung
der Straßenbeleuchtung errichtet. In dem
Maße wie der leere märkische Sand rigo-
ros mit fünfgeschossigen Mietskasernen
vollgebaut wurde, wurde auch an private
Abnehmer Gas geliefert.
In der Zeit der Weimarer Republik
wurde der Gasspeicher stillgelegt.
65 Jahre nach seiner Errichtung wurde
1941 in das Gasbehältergebäude als Pro-
jekt Nr. 103 vom Baustab Speer, Bau-
gruppe Wilhelm, unter der Leitung von
Dr. Kupferschmied ein Bunkerhineinge:
baut. der Fichtebunker.
Er erhielt die beschwichtigende Bezeich-
nung eines „Mutter-Kind-Bunkers”.
In 1500 Schutzräumen mit je vier Bet-
ten drängten sich hier in den Bomben-
nächten mehr als 6000 Menschen, und
zwar auf einer bebauten Fläche von nur
rund 2500 m2.
Nach dem Krieg wurden in den Bun-
ker Flüchtlinge und Kriegsheimkehrer
einquartiert. Diejenigen, die nicht
schnell genug wieder rauskamen, fanden
sich darauf im Obdachlosenasyl wieder,
zu dem das fensterlose Gebäude erklärt
wurde.
War der Fichtebunker anfangs ein
Zentrum des Schwarzmarktes, wurde er
jetzt zum Umschlagplatz von Hehlerware.
Heute beherbergt er ein Notbevorra-
tungslager, wie sie zur Zeit des „Kalten
Krieges” in Berlin angelegt wurden. In
den Räumen und Gängen stapeln sich
5000 Tonnen Senatskonserven.
Im Zuge von Arbeitsbeschaffungspro-
grammen, die die Vergangenheitsbewäl-
tigung gleich miterledigen, sollte der
Fichtebunker abgerissen werden. Im
Flächennutzungsplan für Berlin von
1965 führt die Osttangente der Stadt-
autobahn über seinen Standort hinweg.
Hätte man sich nicht mit den Program-
men übernommen, so wäre die herunter-
gekommene Gebäudehülse heute schon
abgewrackt mitsamt ihrer bezeichnen-
den Geschichte: — Ein Entwurfeiner
klassizistischen Rundkirche für eine blü-
hende Vorstadt — ausgelegt als ein Bau-
werk zur Versorgung der heftig expandie-
renden Großstadt — erstellt als ein er-
findungsreicher, achtzehn-achsiger Inge-
nieurbau — ausgefüllt mit einem druden-
füßig-fünfachsigen Bunker — labyrinthi-
scher, fensterloser Unterschlupf für auf
der Strecke Gebliebene und an den Rand
gedrückte — schließlich Versteck für ver-
schämtes Senatsfleisch.
WARUM WIRD DER FICHTEBUNKER
GEBRAUCHT?
Seine Verfügbarkeit
Der Fichtebunker steht in Kreuzberg,
dem größten Sanierungsgebiet Europas.
Das schlichte Arbeitsbeschaffungspro-
gramm, Stadtautobahn—Bau, ist zu
Gunsten der feiner gewirkten Kapitalan-
lageaktion, Modernisierung, zurückge-
stellt worden.
Zuerst wird mal Ordnung geschaffen:
Soziales Gut, nämlich billiger oder ko- -
stenloser Gebrauchswertwird zerstört
oder verstümmelt. Billige Wohnungen und
proletarische Versammlungsstätten wer-
den abgeräumt. Von den vielen Vereins-
und Ballhäusern steht nur eins, das „„D6ö-
ringsche”, und das wird vergoldet. Die
„Neue Welt”, die letzte der ehemaligen
Massenversammlungsstätten, steht auf
Abruf. Die weißen Flecken auf dem
Kreuzberger Stadtplan, die unrentierli-
chen längst abgeschriebenen Überbleib-
sel der „Kreuzberger Mischung”, die
man sich aneignen konnte, schrumpfen.
In dieser Landschaft steht der Fichte:
bunker. Die Autobahn konnte ihn nicht
überrollen. Man kann ihn aber auch
nicht verhökern, weil der Abriß zu teu-
er wird. Er ist erstmal abgemeldet, ist
Schrott
Die Nutzerinteressen
Den ersten Anstoß, sich das Niemands-
land zunutzezumachen, gaben vogel-freie
Theatergruppen. Auf der Suche nach ge-
eigneten nicht reglementierten Produk-
tions— und Spielstätten stieß man zu-
nächst auf den Kuppelraum des Gebäu-
des. Dann entdeckten Musikgruppen die
Möglichkeit, im Bunker ungestört üben
zu können. Begehungen des hermetisch
abgeschotteten Baus wurden möglich.
Nach und nach wurde der gesamte Ge-
brauchswert des Gebäudes erkennbar.
Heute wirkt der Ort wie ein Vakuum,
das Bedürfnisse anzieht, die in dem zu-
nehmend funktionalisierten Stadtteil
keinen Platz mehr haben.
Wie kann man den Fichtebunker nutzen?
Die Gebäudestruktur des Fichtebunkers
zeichnet sich aus durch
® dicke Innen— und Außenwände
® geringe Außenfläche im Verhältnis
zum Volumen
geringen Anteil an Belichtungsöffnun-
gen
spezifisches System und große Zahl
von Fluren und Treppen
 ausgeprägte vertikale und horizontale
Kanalzonen für Installation.
Diese Qualitäten (Möglichkeiten und
Einschränkungen) bieten sich besonders
an für Nutzungen,
8 die geräuschempfindlich sowie ge-
räuscherzeugend sind, wie z.B. vor
allem Musiktheater, Chöre und Thea-
ter
die eine differenzierte Regelbarkeit
der Belichtung brauchen, d.h. einen
hohen Einsatz an Kunstlicht, wie z.B.
vor allem Kino, Video—Foto-—Ein-
richtungen, Ausstellungen und Thea-
ter
die eine differenzierte Installation
und technische Ausrüstung benöti-
gen, wie z.B. vor allem Werkstätten,
Magazine und Theater
die durch wechselnde Publikumsströ-
me hohe Ansprüche an das System
der Fluchtwege stellen, wie z.B. vor
allem Informations— und Tagungsräu-
me und Theater
Aus der Gegenüberstellung der Nutzungs-
vorstellungen einerseits und dieses cha-
rakteristischen Funktionsangebots ande-
rerseits bilden sich folgende Hauptberei-
che eines vorläufigen Raumprogramms
heraus:
9 |. Theater, 2. Kindertheater
8 3. Studiokino 4. Video-Einrichtung
8 5. Musiktheater und Chöre
8 6. Allgemeines Raumangebot
(Werkstätten usw.)
2 7. Buchhandlung, 8. Kneipe
8 9. Zentrale Information
Das Gebäude wird in drei Doppelge-
schosse und ein Sondergeschoß geglie-
dert. Je zwei übereinanderliegende Ge-
schosse entsprechen einem Programm-
schwerpunkt. Sie werden räumlich zu-
sammengefaßt durch die doppelgeschos-
sigen Studios.
8 UG und EG Scherpunkt: Musik




e Den en schoß Schwerpunkt: The-
ppelgeschoß 1
Es entsteht, geschoßweise variiert, fol-
gendes Grundrißbild: Vom zentralen
Treff gehen fünf Radialflure ab. Sie en-
den in je einem Foyer. Drei von ihnen
werden von je einem Lastenaufzug be-
dient. Den Foyers sind an der Gebäude-
außenwand fünf Treppenhäuser vorge-
lagert z.T. mit benachbarter Bürofläche.
Zwischen diesen Erschließungsflächen
liegen im Außenring die doppelgeschos-
sigen, natürlich belichteten Sutdios, im
Mittelring Seminar—, Werkstatt— und
Übungsräume. im Innenring hochinstal-
ed
lierte Technik — und Sanitärräume. Das
Kuppegeschoß kann für Musikveranstal-
tungen, Kinoveranstaltungen und all-
gemeine Versammlungen, also für Son-
deraktionen aller im Haus beherbergten
kulturellen Produktionsschwerpunkte
benutzt werden. Jedoch bietet sich sein
Gebrauch vor allem für Theaterspiel an.
Der Zuschauer— und Bühnenbereich
besteht aus einer frei möblierbaren kreis:
runden Fläche von rund 2.200 m?2. Sein
Installationsfußboden ist befahrbar für
mobile Tribünensegmente und Arbeits-
und Beleuchtungsbühnen.
WER BESTIMMT DEN KURS?
Die Interessengruppen
Um zu verstehen, in welchem Spannungs-
feld von Interessen das Projekt Fichtebun-
ker als kulturelle Produktionsstätte
steht, muß man die beteiligten Interes-
sengruppen charakterisieren. Bei allen
Verzahnungen und Verschleifungen in
der praktischen Durchsetzung gibt es
grob gesagt drei Vorstellungen von der
Art möglicher und anzustrebender kultu-
reller Aktivitäten im Fichtebunker.
Die Initiativ—- und Produzentengrup-
pen gehen tendenziell eher von der Vor-
stellung aus, soziale Zusammenhänge und
Beziehungen herzustellen und die eige-
nen Lebensverhältnisse zu entfalten. Ihre
Frage ist: Wie kann isch sinnvoller pro-
duktiv werden als funktionalisiert durch
das Kapital. Ihre Schwäche in diesem
Stadium der Auseinandersetzung ist, ei-
nen Verbund ihrer einzelnen Gruppenin-
teressen herzustellen.
Die Kulturarbeiter der Gewerkschaf-
ten, des Kulturrats und des Kunstamtes
Kreuzberg lehnen es ab, nur Spielräume
gegen die Zwänge des heutigen Lebens
freizuräumen. Ihnen geht es darum,
die Hintergründe von gesellschaftlichen
Problemen zu erkennen und sich für die
Beseitigung der Zwänge zu engagieren.
Für sie hat die Kunst Gebrauchswert. Als
Organisationsform streben sie einen Ver-
bund dezentraler Standorte für kulturelle
Aktivitäten an, in den sie den Fichtebun-
ker eingebunden sehen.
Die Kulturpolitiker des Senats und
der Parteien entwickeln Leitvorstellun-
gen zur Versorgung bislang nicht einbe-
zogener Teile der Bevölkerung mit ei-
nem kulturellen Angebot, zum Teil auch
vermittelt durch Mitspielformen. Selbst
diese Leitvorstellungen haben noch kei-
nen Niederschlag in der Praxis gefunden.
Subventioniert wird nachwievor der
Publikumserfolg.
Die Trägerschaft
Der Träger der Einrichtung kann nach
Meinung der aktiv Beteiligten weder die
Öffentliche Verwaltung sein, die erfah-
rungsgemäßleicht den Charakter einer
Kontrollinstitution annimmt, noch ein
privatwirtschaftlicher Träger mit kom-
merziellem oder idealistischen Interesse
sondern die Trägerschaft muß auf ge-
meinnütziger Basis geregelt werden.
Die Kulturarbeiter von Kulturrat und
Kunstamt haben Vorstellungen zur Trä-
gerschaft entwickelt und diskutiert, die
das Zielpublikum als eigentlichen Benut:
zer der Einrichtung und damit als natür-
lichen Träger anerkennt, ein vororgani-
siertes Publikum, das in dieser Rolle bei
seiner Arbeit in und mit der kulturellen
Institution den Programmen die gesell-
schaftliche Dimension zugrunde legt.
Als Kern eines gemeinnützigen Trä-
gervereins wurde vor allem die Gewerk-
schaftsijugend angesprochen.
Die Finanzierung
Initiativen, Kulturproduzenten und pro-
fessionelle Kulturarbeiter sind sich einig,
daß sie nicht ohne öffentliche Gelder
auskommen. Sie wollen ihren berechtig-
ten Teil am „gesellschaftlichen Reich-
tum” abbekommen, öffentlich bleiben
und in den Stand versetzt werden, eine
andere Qualität von Öffentlichkeit zu
erzeugen. Sie wollen sich nicht in eine
durch Verzicht erkaufte subkulturelle
Öffentlichkeit der entsrpechenden scene
abdrängen lassen.
Deshalb hat man sich vorerst an den
Senat gewandt. Der Bausenator als nach
geordneter Fachsenator, gedrängelt von
seinen Kreuzberger Leuten, läßt häpp-
Chenweise gutachten. Der zuständige
Sach—Senator für Kulturelle Angelegen-
heiten und sein Gegenpapst, der Leiter
der Berliner Dauerfestspiele, schweigen
noch. Man unterstellt nichts, wenn man
Zu wissen meint, woraufsie hinaus wol-
len, wenn sie den Fichtebunker nicht
stoppen könn”,
Die Entmutigung ist da und der Zwei-
fel am eingeschlagenen Weg. Die Ausein-
andersetzung kann nicht ausbleiben: So-
zio—kulturelle Produktionsstätte oder
Festspielzirkus für Milieutouristen.
Ein Fichtebunker in diesem skizzier-
ten Spannungsfeld wird kein Ort gesi-
cherter Gegenkultur werden, aber auch
kein privatwirtschaftliches Kulturzen-
trum oder bezirksamtliches Bürgerhaus.
Es könnte ein Verbund werden von
Stadtteilinitiativen, professioneller Kul-
turproduktion, öffentlichem Sozial-
standort und kommerziellen Bereichen
am Rande
Die historischen Planunterlagen von 1874
(Gasbehältergebäude)
Der Mauerwerkskorpus des Gasometers
weist im Erdgeschoß rings um das Bassin
eine geneigte 5.23 m hohe Futtermauer
auf — eine Konstruktion des Wirklichen
Geheimen Oberbaurath Schwedler. Fut-
ter— und Bassinmauer sind mit Strebebö-
gen untereinander verbunden. Der ver-
bleibende Raum zwischen beiden Mau-
erringen ist mit verdichteter Erde aufge-
füllt. Der Gebäudekörper oberhalb der
Stützmauer ist 16.97 m hoch und erhält
zwei Reihen von je 32 Rundbogenfen-
stern. Die Attika ist mit einem Zahn-
schnitt versehen. Der Innendurchmesser
des Mauerwerkszylinders beträgt 54.60 m
seine Gesamthöhe 22.20 m.
Die Dachkonstruktion besteht aus
einer ebenfalls von J.W. Schwedler ent-
wickelten abgeflachten Kuppel aus
Schmiedeeisen, die auf der Erde mon-
tiert und innerhalb des Mauerwerkszy-
iinders auf einen oberen Mauerwerks-
kranz gehoben wurde.
Die Kuppel hat bei einem Durchmes-
ser von 54.924 m eine Scheitelhöhe von
12.24 m und ist aus 32 radialen Sparren
gebildet, die durch 7 konzentrische poly
gonale Ringe und diagonale Zugstangen
verbunden sind. Die Dachfläche ist mit
Teerpappe auf Holzschalung eingedeckt.
Im Scheitelpunkt sitzt eine Laterne von
7.50 m Durchmesser
Die Bauakten von 1941 (Bunkereinbau-
ten)
Der Bunker füllt das Gasometergehäuse
mit seinen 6 Geschossen bis auf ein Ni-
veau von 2.75 m unterhalb der histori-
schen Attika völlig aus. Der alte Mauer-
werkszylinder ist von innen mit einem
Betonzylinder von 1.80 m Wanddicke
ausgekleidet. Der Scheitel der Kuppel
liegt rund 13.00 m über der 3.00 m dik
ken Bunkerdecke.
Das einzelne Bunkergeschoß ist in 5
Segmente mit je einem Treppenhaus
aufgeteilt. Die Einzelräume sind in kon-
zentrischen Ringen angeordnet.
Die Mitte des Gebäudes bildet ein
kreisrunder Schacht von 7.50 m Durch-
messer, in den auf entsprechenden Ge-
schoßniveaus dünne Decken eingezogen
sind. Der Schacht diente der vertikalen
Kanalführung für Luftheizung und Lüf-
tung. Über dem Schacht ist die Bunker-
decke in ihrer ganzen Stärke angehoben,
um einen verdeckten Austritt der Kanä-
le zu erhalten und die Dachfläche von
innen her zugänglich zu machen. Der
auf diese Weise entstehende Dachaufbau
hat einen quadratischen Grundriß mit
eingezogenen Ecken. Die Abmessung der
Hauptkanten beträgt 13.00/13.00/5.00
m.
Die alte Futtermauer ist entfernt. An
ihrer Stelle sind dem Bau im Erdgeschoß
5 Ausgänge und eine Technikzentrale in
Form von Betonvorbauten zur Unterfah-
rung des potentiellen Schuttkegels vor-
gelagert.
Im Fichtebunker 1946—1948
Du mußt nämlich wissen, in dieset olle
Jasometer ham’wa mehr als zwee Jahre
jehaust, nachdem wa 1946 von unsere
mehrjährige Irrfahrten durch de vaschie-
densten Vorortlauben nach Berlin zurück-
jekehrt waren und keene Bleibe mehr hat-
ten:
Die Nazis hatten aus den stilljelechten
Jasometer eenen Bunker jemacht, mit me-
terdicke Betonwände, innen mit mehrere
Etagen, wo von runde Jänge winzije Buch-
ten abjingen. Eene Buchte immer für
eene Familje mit all ihren Krempel. Und
det allet im Dustern., denn Fenster ham’-
wi?
se jleich wegjelassen, et wär ja ooch scha-
de um de Scheiben jewesen, außerdem
brauchte man so ja nicht erst zu vadun-
keln. In det Ding, mußte dir nu vorstel-
len, ham’se die janzen Ausjebombten,
Evakuierten und Flüchtlinge rinjesteckt,
immer eene Familje in eene Buchte. Nu
wir hatten’s jut, Mutter war nämlich
beim Majistrat unterjekommen, da ham’-
wa noch’n zweetes Loch jekricht. So
ham’wa in eene Buchte unsern Krempel
rinjestoppt, inne andere konnteste dir
denn wenichstens um de eijene Achse
drehn.
Du meenst, det wär jrausam für uns
Kinder jewesen? Nee, Jott bewahre,
in’t Jejenteil! Wenn Stromsperre war,
un det janze Ding innen zappenduster
denn jing det Jetoobe erst los. Meene
Freunde aus de Schule ham schon im-
mer jefragt, ob se wieder bei Stromsper
re in’n Bunker zum Spielen kommen
können.
Viel später hab’ick det Ding noch
mal von innen jesehen. Als ick im Brot
bei Schlüter jearbeitet hatte. Da ham’wa
als Fahrer Brote in’t Obdachlosenasyl
jebracht, det se denn mittlerweile aus
dieset Bauwerk jemacht hatten.
(aus den „Geschichten am Rande” des
Lehrers mit Berufsverbot, Hans Apel,
in der edition neue wege. Berlin)
Kulturproduzenten, die an der Erarbei-
tung eigener Nutzungsvorstellungen
und der Entwicklung der entsprechen-
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SFB- Fernsehen, III. Programm
Kant—-Kino
Kino--Off
Allgemeine Ziele von Interessen— und
möglichen Nutzergruppen
Gründe für eine Umnutzung des Fichte-
bunkers, zusammengefaßt aus Gesprächen
mit Vertretern von Initiativen, Kultur-
produzenten, —institutionen, —kritikern.
des Bezirks, des Senats:
1. Aufheben bestehender kultureller Ab-
wanderungstendenzen aus Kreuzberg.
Festhalten der im Bezirk arbeitenden
Theater—, Musik— und Mediengrup-
pen.
Ersatz für den Verlust an historischen
Versammlungsstätten (Abriß von „„Ver-
einshäusern””, Abriß des „Resi’”’, ge-
planter Abriß der „Neuen Welt’”).
Sammelpunkt nicht institutionalisier-
ter kultureller Aktivitäten Kreuzbergs,
z.B. Erstellung überfälliger Übungs-
räume und Studios für Musikbands,
Foto/Videogruppen und bildnerisch
tätige Gruppen, Ausstellungsräume für
Initiativen, Arbeitsräume für türkische
kulturelle Aktivitäten, Räume für Bil-
dung, Beratung, Information, informel-
le Begegnung.
Abrundung und Aktivierung der Kita-
Sport -Spielplatz-Grünzone im Block-
innenbereich durch eine Kultur—Pro-
duktionsstätte.
Ergänzung eines fehlenden Gliedes im
System bezirklicher Bildungseinrich-
tungen und Grünzüge.
Zentrale im Konzept dezentraler Kul-
turstandorte.
Aktivierung eines bislang in die bezirk-
liche Nutzungsstruktur unintegrierba-
ren Fremdkörpers. Verfügbarkeit
durch endgültige Streichung von der
Liste der Schutzbauten (Bunker).
Endgültiger und offizieller Stop der
Stadtautobahn Osttangente durch not-
wendig werdende Änderung des Flä-
chennutzungsplans im Sinne einer
sinnvollen Bereichsentwicklungspla-
nung.
Wertverbesserung und bessere Aneigen-
barkeit durch die Bürger der bestehen-
den Gebäudesubstanz gegenüber der
gegenwärtigen Nutzung als Notbevor-
ratungslager.
‚.Finanzierungsmöglichkeit durch
staatliche Sondermittel zum Zweck
der besseren Bewohnbarkeit inner-
städtischer Quartiere (IBA, ZIP, WAP.
Kulturförderung usw.).
i1. „Der Gasometer/Bunker” als gebrauchs-
fähiger sozialer Orientierungs- und
Identifikationspunkt nach dem Mu-
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Bunkereinbau 1941, Foto. Zustand 1979: Kuppelgeschoß
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„Revierpark heißt die Idee, sie verändert die
Wirklichkeit!“
13 Jahre Freizeitpolitik im Ruhrgebiet
Die Krise des Ruhrgebietes, namentlich
die Zechenschließungen Ende der 60er
Jahre, veranlassen Planer und Politiker
des Landes, der Kommunen und in den
Verbänden zu hastigen Anstrengungen:
Strukturwandel wird gefordert. Dazu
gehört, die Attraktivität des Reviers als
Lebensraum zu heben, um der Verunsi-
cherung gerade jüngerer Arbeitskräfte
und den Abwanderungen zu begegnen.
Die Planer entdecken die Freizeit. Vor
allem in den Städten der um die Jahr-
hundertwende boomartig und unkon-
trolliert gewachsenen Emscherzone
(Duisburg, Oberhausen, Bottrop, Gel-
senkirchen, Herne) ist es mit dem Frei
zeitwert ihrer Meinung nach schlecht
bestellt.
Die Landesregierung entwirft das
Entwicklungsprogramm Ruhr (1968),
der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk
(SVR) bestellt eine voluminöse Freizeit-
studie (1970) 1 und überprüft daran u.a.
sein Konzept regionaler Freizeitanlagen’
die Revierparks.
Bereits seit 1967 bringt der SVR
diese Idee bei einigen seiner Träger-
städte ins Gespräch:
„Ausgehend von der Tatsache, daß die Wochen-
endfreizeit weitgehend gruppen- und familien-
bestimmt ist ..., sah das regionalplanerische
Konzept des SVR in der Emscherzone von
Duisburg bis Dortmundfünf Revierparks
vor. Die Einzugsbereiche umfassen jeweils25.000—50.000Einwohnerim15-Minuten-Gehbereich und 800.000 bis 1 Mio. Einwoh-
ner im 20-Minuten-Fahrbereich ”
Geplant hatte der SVR ein mehrstufiges
Konzept von gleichrangigen Freizeitan-
geboten unterschiedlicher Lokalbezogen-
heit. De facto erlangen die regional aus-
gerichteten Parks jedoch ein überdurch-
schnittliches Gewicht. Damit geht aber
der enge Bezug zu den alltäglich erlebten
und benutzten Stadträumen, den Kolo-
nien und Siedlungen, weitgehend verlo-
ren. Die Freizeitkonzepte gehen an der
Alltags- und damit auch der Freizeitrea-
lität vieler Bewohner dieser Region vor-
bei. Die Parks bleiben etwas abseits lie-
gende, am besten mit dem eigenen Pkw
anzusteuernde Wochenendziele für
Familien. Eindeutige Attraktionen: die
aufwendigen Frei- und Hallenbadanlagen
„Die Revierparks sollen den heutigen und den
zu erwartenden Freizeitbedürfnissen unserer
Bevölkerung Rechnung tragen; das Angebot
soll erhöht, die räumliche Attraktivität der
Emscherzone gesteigert und der Freizeitver-
kehr dezentralisiert und verkürzt werden. ”3
Gerade dezentralisierte, wohnungsnahe
Freizeitangebote blieben jedoch gegen-
über den aufwendigen Großanlagen auf
der Strecke.
Revierparks sind Bestandteil des pro-
grammierten Strukturwandels, der dem
Ruhrgebiet verordnet wurde: Abschied
vom Ruhrpott, vom Kohle- und Kumpel
Image, vom Provinziellen, von plötzlich
störenden Traditionen und Geschichte.
Der angestrebte hohe Wohn- und Freizeit-
wert einschließlich ehrgeiziger Kulturpro-
gramme soll vor allem den erwarteten
Bedürfnissen der im Zuge des (notwendi-
gen) Strukturwandels erst noch anzuwer-
benden Fach- und Spitzenkräften neuer
Industrien entgegenkommen. Freizeit-
politik als Teil der Industrieansiedlungs-
strategien.
Ausdrückliche Zielsetzung der Revier-
parks: Aufder Basis eines baulich-räum-
lichen Angebotes sollen die Benutzer
selbst ein sozialkulturelles Programm ent-
werfen, ihre Interessen sollen das Gesche-
hen im Park prägen, das Personal ledig-
lich animatorische und organisatorische
Funktionen wahrnehmen. Die so postu-
lierte Offenheit gipfelt in dem Erfolgs-
mafßstab: ‚Der Park ist dann etabliert,
wenn mit Hilfe der Bevölkerung ein
Programm zustandegekommen ist.””4
Dalß anders diese Freizeitangebote gar
nicht mehr durchsetzbar wären. wird er
kannt:
„Diese Forderung nach Beteiligung der Betrof
fenen hat durchaus auch einen ökonomischen
Hintergrund: Ohne die konkrete und kosten-
sparende Mithilfe der Bürger und ihrer Ver-
einigungen wird es in Zukunft nicht möglich
sein, das durch höhere Bildung und Einkom-
men, mehr freie Zeit sowie stärkere politisch-
soziale Motivation ermöglichte Interesse an
sozial-kultureller Betätigung zu befriedigen ”®
Was blieb von dieser Programmatik im
Verlauf der bisher 10jährigen Revierpark-
wirklichkeit? Konnten die flotten Wer-
besprüche des SVR „Revierpark heißt
die Idee, Sie verändert die Wirklichkeit”
eingelöst werden? Wie sah es im konkre-
ten Einzelfall aus mit diesen Ansprüchen?
Nach dem Prototyp aller Revierparks,
‘Gysenberg’ (bei Herne, eröffnet 1970),
nach ‘Nienhausen’ (Gelsenkirchen, 1972)
und ‘Vonderort’ (Oberhausen, 1975)
wurden Mitte 1979 die beiden letzten
der schon 1967 projektierten fünf Frei-
zeitanlagen, der Revierpark Wischlingen
in Dortmund (5.5.1979) und die Anla-
ge ‘Mattlerbusch’ in Duisburg (9.6.1979)
für Besucher geöffnet. Bei der Eröff-
nung von Wischlingen in Dortmund konn-
ten auch die optimistischen Worte eines
Ministerpräsidenten nicht überdecken,
daß der Park bereits auf eine siebenjähri-
ge konfliktgeladene Entstehungsgeschich-
te zurückblickt.
Denn genau dort, wo ab November
1974 die Revierpark Wischlingen GmbH
„gemeinnützig’” aktiv wurde, florierte be-
reits zwei Jahre sehr erfolgreich ein selbst-
verwaltetes Kultur- und Freizeitzentrum
in Gebäuden des ehemaligen Gutes Wisch-
lingen. Doch siegten in diesem „„Stand-
ortwettbewerb” nicht die besseren Kon-
zepte sondern die Räumbagger der Pla-
ner, Wie hieß es im SVR-Programm zu
den „Vorteile(n) aktiver Mitarbeit’:
„Bereits vorhandene Programme im
Einzugsbereich werden berücksichtigt
oder ergänzt, nicht verdrängt.” ©
Die nachfolgende Dokumentation
der Vorgänge ist parteilich: sie fußt
wesentlich auf der soeben erschienenen
Darstellung der betroffenen (Jugend-)
Gruppen im Umfeld des ehemaligen
Kulturzentrums Wischlingen (s. Lit.-
angaben). Der Beitrag versteht sich als
Unterstützung der Forderungen dieser
Gruppen gegen die Hochglanz-Public
Relation des Kommunalverbandes Ruhr-
gebiet (seit 1.10.1979 Nachfolger des
SVR) sowie die Übermacht etablierter
kommunalpolitischer Interessen in den
Entscheidungsgremien dieser Parks.
Die Folgen dieser erbitterten Aus-
einandersetzungen werden erst heute
voll wirksam, wo „interessierte Perso-
nen und Vereinigungen” das Programm
des Parks wesentlich tragen sollen.
Denn in Wischlingen passiert kaum et-
was. Ein großer Teil der Kulturschaffen-
den im Dortmunder Raum boykottiert
den Park, zahlreiche Vereinigungen, der
Dortmunder Jugendring und die Kirchen
stehen dem Park skeptisch bis ablehnend
gegenüber.
Wie es dazu kam, das mag die neben-
stehende Dokumentation verdeutlichen.
Anmerkungen
1) Vgl. Lit.angaben zur EMNID-Studie 1970/71
2) Freizeit im Ruhrgebiet, Bearb.v.H. Schönfeld
ua... S.16
3) Mittelbach 1972, S. 5
4) Freizeit im Ruhrgebiet, Bearb. v. H. Schön-
feld u.a., S. 76
5) Ebd., S. 75
6) Ebd., S. 78
Alle Fotos, soweit nicht anders vermerkt.
Günter Stillert
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VERWALTUNG CONTRA SELBST-
VERWALTUNG — KURZE CHRONO-
LOGIE DER ZERSTÖRUNG DER
KULTURINITIATIVE WISCHLINGEN
aV
Winter 1972: Die Projektgruppe Wischlingen
bildet sich mit dem Ziel, ein selbstverwaltetes
Kommunikationszentrum in Eigeninitiative
aus ehemaligen Stallungen des Gutes Wischlin-
gen aufzubauen.
Sommer 1977: Im März werden die Werkstät-
ten für Siebdruck, Keramik und Fotografie und
ein Kontaktraum eröffnet.
Die autonom durchgeführten Kurse werden der
VHS angeboten, die die Trägerschaft übernimmt
Die Kurse werden von ca. 100 Teilnehmern be-
sucht: weitere Veranstaltungen kommen hinzu.
Winter 1973: Während der Ölkrise finden Win-
terspaziergänge aus den umliegenden Vororten
nach Wischlingen statt. Informationen über das
Freizeitprojekt werden gegeben.
Die Kursarbeit läuft auf vollen Touren. Wir be-
mühen uns um das Haupthaus. um die Arbeit
auszudehnen
Das selbstverwaltete Kommunikationszentrum (ehemalige Stallungen des Gutes Wischlingen)
Sommer 1974: Im Haupthaus wird eine Kneipe
eingerichtet.
November 1974: Forderung der Revierpark
GmbH auf Bereitstellung von Räumen im
Hauptgebäude; plötzlicher Baubeginn des Re-
vierparks auf dem von uns gemieteten Gelände
29.11.1974: Kündigung aller von uns angemie-
teten Räumlichkeiten durch die Revierpark
GmbH.
Dezember 1974: Zusage der GmbH für einen
neuen Mietvertrag über die Werkstätten.
Januar 1975: Die GmbH bietet der VHS, nicht
uns, den Nutzungsvertrag an. Gespräch mit der
VHS, um die zukünftige Weiterarbeit abzuklä-
ren. Man kann uns angeblich keinen schriftli-
chen Untermietvertrag geben, daher nur münd-
liche Zusage, wie bisher eigenständig weiterar-
beiten zu können.
Musik im Hof
NAl ER - -
Sommer 1976:Die Arbeit blüht und gedeiht. Als
vorläufigen Höhepunkt veranstaltet der Folk-
Club und der Wischlingen e.V. ein Open-Air-
Festival, zu dem mehr als 2000 Menschen kom-
men. In dieser Zeit gründet sich aus den Wisch-
lingen die Initiative für ein Dortmunder Volks-
blatt. Der erste „Klüngelker1” erscheint im
November 1976
Winter 1976: Wir eröffnen unsere Teestube.
Mehr als 100 Leute kommen an den Öffnungs-
tagen vorbei; mehr als 160 Teilnehmer besuchen
die Kurse. Teestuben- und Veranstaltungsüber-
schüsse, die Honorare der Volkshochschule und
unbezahlte Mitarbeit Vieler tragen das Freizeit-
zentrum.
Februar 1977: Ein neuer Leiter der VHS wird
zu einem Gespräch nach Wischlingen eingeladen,
um die Arbeit der Freizeitanlage kennenzuler-
nen und über die Fortsetzung der Zusammen-
arbeit zu sprechen.
2.4.1977: Brief der VHS mit dem Inhalt, keine
Veranstaltungen in Wischlingen im Bildungsjah
77/78 durchführen zu können. Das heißt prak-
tisch: Kündigung, da uns jegliche rechtliche
Grundlage für die Weiterarbeit damit entzogen
ist. Die Westdeutsche Allgemeine Zeitung kom-
mentiert am 16. April 1977 unter der Über-
schrift „Ein Vorbild fällt vom Sockel”: „Die
Volkshochschule distanziert sich plötzlich vom
‘Aushängeschild Wischlingen? ””
22.4.1977: Der Schulausschuß der Stadt Dort-
mund bestätigt den Beschluß der VHS, die
Kurse nicht weiterzuführen. Obwohl sich der
für uns zuständige Ratsvertreter für uns einge-
setzt hat, haben sich die anderen Ratsvertreter
hinter dem Bericht des Revierparks und den
Ausführungen der Leitung der VHS verschanzt.
24.5.1977: Gespräch mit der Revierpark GmbH
um den Abschluß eines Mietvertrages. Die
GmbH stellt uns in Aussicht, nur einen befriste-
ten Vertrag unter bestimmten Voraussetzungen
bis zum 31.12.77 abzuschließen.
Die Teestuh-
23.6.1977: Angebot eines Mietvertrages durch
die Revierpark GmbH, befristet bis zum 31.12
77 und unter unverschämten Bedingungen.
25.6.1977: Aktionswoche, um die Öffentlich:
keit zu informieren. Gleichzeitig wird die Be-
setzung der Räumlichkeiten beschlossen und
eine Zeltstadt aufgebaut.
29.6.1977: Aufforderung der GmbH, das Gelän-
de bis einschließlich 5.7.77 zu räumen (inner-
halb von sechs Tagen).
5.7.1977: Großes Fest zum Ablauf der Räu-
mungsfrist, um eine Zwangsräumung zu ver-
hindern. Es sind ca. 500 bis 600 Freunde Wisch-
lingens gekommen. Am Nachmittag wird eine
große Pressekonferenz abgehalten, in der noch
einmal auf unsere Situation hingewiesen wird.
Außer den Vertretern der örtlichen Tageszei-
tungen ist auch ein Spiegel-Reporter erschie-
nen. Am späten Nachmittag überbringt uns
der Vorsitzende des Dortmunder Jugend-
rings, Rolf Scheer, die Nachricht, daß uns ein
Kündigungsaufschub bis zum 31.10.1977 ge-
währt würde.
Eltern und Kinder suchen nach Spielzeug in den Trümmern 6.7.1977: Schreiben der Revierpark GmbH, indem uns mitgeteilt wird, daß der Räumungs-
termin auf den 31.10.77 verschobenwurde.
Die Gesellschaft knüpft jedoch als „„Voraus-
setzung für dieses Entgegenkommen” die Ein-
haltung der Bedingungen des abgelehnten
Nutzungsvertragsentwurfs an.
Herbst 1977: Die Arbeit in Wischlingen läuft
auf Hochtouren. Über 20 Kurse im kreativen
Bereich werden veranstaltet. Mehr ist aufgrund
der Räumlichkeiten nicht möglich. Immer öf-
ter treten wir mit Aktionen an die Öffentlich-
keit heran: Rettet Wischlingen! Immer mehr
Solidaritätsresolutionen erreichen uns, von
Schulen, Hochschulen, J ugendverbänden,
Gewerkschaft, ev. Kirche, sogar Teile der
SPD und der FDP setzen sich für uns ein.
Dann erreicht uns ein Schreiben der Rechts-
anwälte der Revierpark GmbH, Schurkemeyer
u. Co., in dem uns eine gerichtliche Räu-
mungsklage angedroht wird. Da wir uns in
Hinsicht auf eine gerichtliche Klärung noch
Hoffnungen machen und sich die Stimmung
für eine positive politische Entscheidung bes-
sert, wähnen wir uns in relativer Sicherheit.
7. März 1978, 9.00 Uhr
29.11.1977: In einer Überraschungsaktion
im Morgengrauen läßt die Revierpark GmbH
die Gebäude mit den Werkstätten, Gruppen-
räumen und der Teestube einreißen. Polizei
x
unterstützt die Revierpark GmbH in ihrem
Bemühen um reibungslosen Ablauf. Ca.
250 Leute finden sich noch am selben Tag
Zu einer spontanen Demonstration gegen
das Vorgehen der Revierpark GmbH zusam-
men. Der WDR schickt einen Reporter der
Radiothek, der das neue Geschehen in den
Beitrag über das Klüngelfest einbaut, das am
1.12.77 gesendet wird. Die Westfälische
Rundschau (Dieter Rosenkranz) dazu am
30.11.1977: „... Wischlingen ist zerstört. Doch
hat die Revierpark GmbH nicht nur ein Haus
mit Teeküche, Werkstätten, Töpferei und
Kursusräumen niederwalzen lassen, in denen
jahrelang vorbildliche Freizeitarbeit nach
eigener Entscheidung der dort wirkenden
Vereine geleistet wurde. Niedergewalzt wur-
de auch ein Symbol. Ein Symbol dafür, daß
mündige junge Menschen in dieser Stadt in
eigener Verantwortung unreglementiert und
unbeaufsichtigt sich ihren Interessen gemäß
unabhängig von der Freizeitindustrie entfal-
ten können ...”
23.12.1977: Demonstration mit ca. 400
Freunden Wischlingens und anschließende
Kundgebung auf dem Huckarder Markt. Da-
nach werden in Wischlingen symbolisch fünf
Jahre selbstverwalteter Freizeitarbeit zu Grabe
getragen. Die ev. Kirche stellt uns Räumlich-
keiten für unsere Vollversammlungen zur Ver-
fügung.
Der Revierpark entläßt einen Besucher
7.3.1978: Das letzte vom Verein Wischlingen
e.V. genutzte Gebäude des Gutes Wischlingen
soll abgerissen werden. Wir besetzen kurzzei-
tig das Haus, werden aber, während die Ab-
brucharbeiten laufen, von der Polizeit aus dem
Haus geholt. Unserer Forderung, noch Geräte
aus dem Haus holen zu dürfen, wird nicht
stattgegeben. Am Abend ist Wischlingen dem
Erdboden gleichgemacht.
7.12.1978: Strafprozeß gegen die Revierpark
Wischlingen GmbH. Das von uns angestrengte
Verfahren wird eingestellt, weil das Vorgehen
der GmbH als „‚,nicht strafwürdig” befunden
wurde. Betroffene der Freizeitstätte werden
nicht als Zeugen gehört.
5.5.1979: Eröffnung des Revierparks. Zu
unserer Gegenveranstaltung in einer dem
Revierpark benachbarten Schule kommen
700 und das Fernsehen. Spontane Demon-
strationen von Veranstaltungsbesuchern im
Revierpark.
Mitte Dezember 1979: Mit einer Briefaktion
soll die Revierpark GmbH bewegt werden,
das letzte verbliebene Gebäude Alt-Wischlin-
gens für einen neuen Anfang „eigenbestimm-
ter Kinder- und Jugendarbeit” den engagier-
ten Gruppierungen zu überlassen:
„Angesichts der Tatsache, daß
— die Vorgänge um Alt-Wischlingen noch
nicht vergessen sind,
nach dem Abriß der selbstverwalteten
und voll ausgenutzten Häuser das Raum-
angebot für eine qualifizierte Jugend- und
Kinderarbeit in den umliegenden Gemein-
den, insbesondere Huckarde, katastrophal
ist und deshalb ein echter Bedarf an
geeigneten Räumlichkeiten besteht,
der Revierpark heute immer noch von
relevanten Kreisen in unserer Stadt boy-
kottiert wird (Kirchen, Dortmunder
Stadtjugendring, Kulturgruppen etc.),””
fordern die Briefschreiber den Verwaltungs-
rat der Revierpark GmbH auf, „... im Sinne
des von Kirchenkreisen verlangten “Zeichens
der Buße” das noch bestehende Gebäude für
eine eigenbestimmte Kinder- und Jugendarbeit
unter Einbeziehung der in der Jugendarbeit
engagierten Kirchengemeinden, der Vereinig-
ten Kirchenkreise, des Stadtjugendringes,
des Wischlingen e.V. und anderer Organisa-
tionen zur Verfügung zu stellen. ”
20.12.1979: Der Verwaltungsrat der Revier-
park GmbH tagt.
Der Revierpark aus Beton ist eröffnet
Der Revierpark:Wendepunkt für Spaziergänger
0
Uli Hellweg, Ulrike Moths
„Seitdem wir unseren Verein haben ...“
ARCH+-Interview mit Mitgliedern der Siedler-Interessengemeinschaft Bergarbeitersiedlung „Am Kanal“ e.V. in Lünen
Bergarbeitersiedlung „am Kanal” in Lünen
Tor zur Siedlung
Im Ruhrgebiet haben sich in den letzten
Jahren Initiativen für stadtteilbezogene
Volks— und Bürgerhäuser gebildet.
Nicht zufällig zuvorderst in den ehema-
ligen, von Abriß und sozialer Auflösung
bedrohten Bergarbeitersiedlungen: in Ei
senheim (Oberhausen), Flöz Dickebank
(Gelsenkirchen) — vgl. den Beitrag von
T. und J. Tomshöfer in dieser Ausgabe
und der Siedlung „Am Kanal” in Lü-
nen.
Das folgende Interview mit Mitglie-
dern der Siedler—-Interessensgemein-
schaft der Bergarbeitersiedlung „am
Kanal” zeigt die Hintergründe des Ent-
stehens dieser sozial-kulturellen „„nach-
barschaftlichen” Bewegung — die exi-
stentielle Bedrohung — auf. Jeweils spe-
zifisch und keineswegs übertragbar sind
die Versuche der Initiativen zur Festi-
gung und Verstetigung ihrer Arbeit; vor
allem, wenn sie den Weg aus der politi-
schen Defensive (gegen Abriß usw.) in
die praktische Umsetzung ihrer sozial-
kulturellen Vorstellungen gehen.
Schon in der Wahl der institutionel-
len Form ihrer Selbstorganisation wer-
den diese Unterschiede deutlich. Wäh-
rend die eine Initiative jede Formalisie-
rung und Institutionalisierung (z.B. Ver-
einsgründung) aus Angst vor neuen
Oben—-Unten—-Mustern ablehnt, die
zweite eine Vereinsgründung nur als
notwendiges organisatorisch —finanziel-
les Übel ansieht, steuert die dritte — z.B.
die Siedler-Gemeinschaft in Lünen —
eine förmliche Organisation gezielt an.
Hinter den formellen stehen freilich
auch inhaltliche Unterschiede im prakti-
schen Selbstverständnis von sozialer
Kultur.
Das wiedererwachte sozial—kulturelle
Selbstbewußtsein ist weder grundsätz-
lich alternativ oder noch gar „subver-
siv”’. Es scheint, als gäbe es im Ruhrge-
biet noch — oder schon wieder — jene
sozialdemokratische (Facharbeiter—)Kul-
tur wie sie die Berliner SPD—Senator
Glotz in Berlin als Gegenstück zur „al-
ternativen Kultur” fordert. Das histo-
rische Bonmot liegt freilich darin, daß
eine in sozialdemokratischer und gewerk-
schaftlicher Tradition stehende soziale
Kultur — mit all ihren Ambivalenzen —
die im übrigen durchaus zur Aufnahme
neuer Impulse (z.B. aus der Emanzipa-
tionsdiskussion) fähig ist, ihr Revival
erst unter den Auswirkungen der Pla-
nungspolitik dieser SPD erlebt
ARCH”*:Wie kam es zur Entstehung Ihrer
Siedler—Interessengemeinschaft und zu
der Idee eines Bürgerhauses?
Die neuesten Nachrichten aus der Siedlung erfährt man hier, täglich
Karl Walter: 1975, im März, wir kom-
men nach Hause: da ist großer Aufruhr
hier in der Siedlung. Da hatte man unse:
zn
re Gärten mit roten Dachlatten abge-
steckt. Damals war ja die Krise mit der
Arbeit auf dem Bau. Und da hat man ge-
sagt: wir bauen, bauen, bauen, damit
die Leute wieder Arbeit kriegen. Das war
das Argument. Aber in Wirklichkeit ha-
ben sie die Krise ausgenutzt und wollten
nur neubauen. Denn schon seit Jahren
haben sie versucht, hier was zu machen:
mal Hochhäuser, mal dies, mal das. Dies-
mal sollten es dann mehrgeschossige
Wohnhäuser sein. Von unseren Gärten
sollten über 2/3 weggenommen werden,
um da große Dinger reinzusetzen.
Wir haben uns das nicht gefallen las-
sen, uns sofort zusammengesetzt, sofort
eine Bürgerversammlung einberufen. Wir
haben alles zusammengetrommelt was
zu trommeln war: wir haben die Politi-
ker geholt, die Betriebsräte, die Gewerk-
schafter...Und unser Glück war, daß es
ein paar Wochen vor den Kommunalwah-
len war, so daß alle interessiert waren,
unser Bestes zu machen. Jeden Tag war
eine andere Partei da.
Ganz wichtig war auch die Unterstüt-
zung von anderen Initiativen, besonders
von den Oberhausenern (Bürgerinitiative
Eisenheim) und Roland Günter. Auch
der Landeskonservator hat ein Schreiben
für den Erhalt unserer Siedlung gemacht.
Dann haben wir es im April 1975 auch
prompft schriftlich bekommen, daß der
Bauausschuß die Bebauung abgelehnt
hat.
Wir haben dann in unserer Bürgerini-
tiative gesagt: wir machen weiter, aber
wir kündigen unsere Bürgerinitiative auf
und gründen einen Verein: die Siedler—
Interessengemeinschaft Bergarbeiter-
siedlung Am Kanal e.V
„Der Bild—Leser liest doch nur Initiati-
ve. Initiative...”
ARCH*: Warum genügte Ihnen die „Bür-
gerinitiative”” nicht mehr, warum die
Gründung eines Vereins?
Karl Walter: Man sieht das doch überall:
die Initiativen sind ja fast alle auseinan-
dergefallen. Wir haben damals gesagt,
wir müssen zusammen bleiben. Selbst
der damalige Baudezernent, der uns
sehr unterstützt hat, hat mir mal nach
einer Ratssitzung gesagt: Komm Junge,
Du brauchst dich nicht zu bedanken,
Hauptsache, Ihr haltet zusammen, sonst
kommen sie Euch eines Tages doch an
den Kragen
ARCH*:Sie haben den Verein also ge-
gründet,weil Sie annehmen, daß Sie
dann besser zusammenhalten, oder wa-
rum?
Karl Walter: Ich war immer schon ein
Gegner von dem Namen Initiative. Ich
hab das schon oft gesagt: egal, wer es
ist, ob der Rentner oder der Kaufmann,
der sitzt sonntagsmorgens auf der Toi-
lette und liest die Bildzeitung, weil er
dann gerade mal Zeit hat. Und jedesmal
liest er nur: Initiative, Initiative... Dann
knallt er die Bild zu und putzt sie weg.
Für die Leute, die mit einer Initiative
nichts zu tun haben. für die ist schon
das Wort ‚‚Initiative” ein rotes Tuch.
ARCHT*: Nun gibt es doch eine Reihe
von Initiativen, die sich auch bewußt
als Initiativen verstehen, weil sie befürch-
ten, daß bei der Vereinsbildung unwill-
kürlich wieder eine Bürokratie, Vorstand
und Fußvolk, oben und unten entstehen.
Gibt es diese Befürchtungen bei Ihnen
nicht?
Karl Walter: Wir haben damals gesagt:
wir wählen einen Vorstand. Und wenn
wir eine Versammlung haben, ist der
Saal immer gerammelt voll. Da wundern
sich immer alle anderen Vereine drüber;
wenn wir aufrufen, sind alle da. Wir ha-
ben einen Vorstand mit 1. Vorsitzenden,
Schriftführer, Kassenführer usw., wie das
üblich ist; dann haben wir in jeder Straße
einen Straßensprecher. Der Straßenspre-
cher geht zu den Leuten und erzählt de-
nen das, was wir machen und besprechen.
So halten wir immer Kontakt mit den
Leuten. Man kann ja nicht alles immer in
der großen Masse besprechen. Wenn wir
nicht vorbereiten würden... in einer gro-
Ben Versammlung wird es nach einer 3/4
Stunde ja schon unruhig. Und da ist es
doch richtig, wenn man das vorbereitet.
Wofür gibt es z.B. überall Ausschüsse?
„Alle Anwohner in unserer Gemein-
schaft zu erfassen...”
ARCHT*: Welche Aufgaben hat der Ver-
ein?
Karl Walter: Nach $® 4 unserer Satzung
„Aufgaben und Ziel des Vereins” heißt
es unter 1.:, ‚Alle Anwohner der Berg-
mannssiedlung ‚Am Kanal’ in unserer Ge-
meinschaft zu erfassen.’’ Wir haben es er-
lebt, daß hier Leute schon 10, 20 Jahre
wohnen und sich nicht kannten. Seit-
dem wir unseren Verein haben, kennt
jeder jeden; die duzen sich alle; Ehen
sind daraus entstanden.
Ilse Alheidt: Es ist alles viel mehr gefe-
stigt hier. Es gab mal eine Zeit, da grüßte
man sich nicht mal. Es war alles sehr kalt.
Aber seitdem damals die Bebauung be-
vorstand... da wurde aus der Not eine
Tugend. Dann hielt man viel mehr zusam-
men: sprach vielmehr gemeinsam.
ARCHT*: Gab es denn nicht den gemein-
samen Bezug — zumindest der Männer —
über die Arbeit auf der gleichen Schacht-
anlage?
Karl Walter: Nein. Diese Siedlung ist
eine Zentralsiedlung, d.h. hier wohnen
Kumpel verschiedener Schachtanlagen.
Früher von allen Schachtanlagen der Ge-
gend, heute — nach dem Zechensterben
— nur noch von dreien. Außerdem gab
es von Anfang an, als die Siedlung 1922
erbaut wurde, auch Eigentümer in der
Siedlung. Also hier wohnen auch viele,
die nicht auf Zeche sind oder auch nicht
auf Zeche waren. Z.B. die Kinder sind
groß geworden, haben was anderes ge-
lernt; aber die Familien wohnen noch
zusammen
ARCHT”: Haben Sie Ihr Ziel, „alle Be-
wohner in der Gemeinschaft zu erfassen”
erreicht? Wieviel % der Bewohner sind
Mitglied im Verein?
Karl Walter: Über 90 %. Bei uns sind
nicht einzelne Bewohner Mitglied, son-
dern Familien. Also auch, wenn Oma
und Opa im Hause noch wohnen, und
die Kinder. Jede Familie zahlt nur 2 DM
Mitgliedbeitrag, egal wieviel es sind.
ARCHT”: Welche Aufgaben und Ziele
verfolgt Ihr Verein noch?
Karl Walter: Zweitens, „Hebung des Ge-
meinschaftsgeistes’”. Wir machen Kinder-
feste, zeigen Filme, machen Herbstwan-
derungen, Kaffeenachmittage, Lagerfeu-
er, bunte Nachmittage für die Senioren.
Wir haben alles mögliche gemacht; näch-
stes Jahr machen wir das fünfte Mal
schon das Kanalfest. Das ist wie das Ok-
toberfest, dann kommen Tausende...
Das ist einmalig.
Ilse Alheidt: Aber die Vorbereitungen
sind das Schönste. Die Frauen der Sied-
lung setzen sich dann zusammen; dann
werden Girlanden gemacht, der Kanal
geschmückt. Am Sonntagvormittag bak-:
ken die jungen Frauen der Siedlung Ku-
chen für die Senioren und spendieren
Kaffee. Und die freuen sich...
„Aber der Mann wird zuhause dran ge-
nommen...”
ARCHT: Die Frauen sind sehr aktiv...?
Ilse Alheidt: Ja sehr! Und jetzt im Bür-
gerhaus gehört uns der Mittwochnach-
mittag. Wir Frauen treffen uns da regel-
mäßig. Das ist aber erst so nach und
nach gewachsen.
ARCHT*: Wie kam das zu der Idee, daß
Sie als Frauen allein was machten?
Karin Walter: Wir als Frauen haben im-
mer gesagt: wir wollen vom Verein un-
abhängig sein; wir wollen für uns mal
allein sein. Wir haben nichts gegen den
Verein, aber wir wollten auch mal au-
Berhalb des Vereins unter uns sein,
selbständig.
Ilse Alheidt: Damit das nicht heißt, das
sind jetzt die Frauen der Interessenge-
meinschaft, sondern die Frauen der
Siedlung. Wir wollten auch ein bißchen
diplomatisch sein. Viele ältere Damen
waren erst nicht so zugänglich, aber
jetzt ändert sich das langsam.
Karin Walter: Die Frauen werden echt
aus ihrer Reserve gelockt. Auch die,
die immer nur Putzen, Kochen und
Kinder kannten.
Herbert Alheidt: Aber der Mann wird
zuhause dran genommen. Sie sagt ein-
fach, sie ist montags im Bürgerhaus dran.
dann bleib ich zuhause und mach den
Haushalt. Wenn sie nicht fertig ist, dann
mach ich eben weiter
z
ARCHT: Haben Sie dann nicht schon
manchmal das Bürgerhaus zum Teufel
gewünscht?
Herbert Alheidt: Nein, das nicht; aber
manchmal denkt man auch: na, ist die
schon wieder im Bürgerhaus. Das sagt
man schon mal; aber abends geht man
dann selber hin und trinkt eine Flasche
Bier, dann ist alles wieder o.k. — Aber
wir müssen echt arbeiten jetzt; die
Frauen wissen jetzt, daß die Männer
auch den Haushalt machen können.
Das Bürgerhaus
Karl Walter: Kommen wir auf die Sat-
zung zurück. Unter Drittens heißt es:
„Pflege der Geselligkeit’””. Wir können
phantastisch feiern. Da sind wir echt
groß drin: ob das Spanferkelessen oder
Grillen ist. Wir feiern Karneval, da ma-
chen die Frauen aus unseren Reihen
Ballett. Das ist immer bis zum Geht—
nicht—mehr voll. Und das vierte ist:
„Schutz der Mitglieder vor Störung und
Verletzung ihrer privaten Sphäre”. Da
ist alles drin. Wenn z.B. der Eigentümer
(die Treuhandstelle für Bergmannswohn-
stätten, Essen) kommt und was will...wir
versuchen alle unsere Leute zu schützen.
ARCHT: Wieso heißt das „private Sphä-
re”; geht es Ihnen im Grunde nicht um
die Gemeinschaft?
Karl Walter: Ja, ist doch mein privates
Umfeld, hier meine Wohnung, wo ich
lebe. Angenommen die Treuhandstelle
kommt und sagt: „raus hier” oder fängt
an Wände rauszureißen... da fangen wir
wieder an aktiv zu werden. „Private
Sphäre”, das ist so der Mantel, wo alles
drinsteckt
„Das wird ein Hottentottenstall...”
Kaffee-Nachmittag für die Senioren im Bürgerhaus
ARCH*: Kommen wir nun zum Bürger-
haus. Nachdem, was Sie uns über Ihren
Verein erzählt haben, erscheint es ganz
logisch, daß Sie ein Bürgerhaus brauchen.
Wie kam es dazu und was machen Sie
darin?
Karl Walter: Sie können sich gar nicht
vorstellen, was sich bei den ganzen Ak-
tivitäten des Vereins so an Material z.B.
von den Kinderfesten usw. sammelt,
oder an Papierkram, der sich bei uns
zuhause stapelte. Wir haben gesucht und
schließlich gab es die Möglichkeit, ein
Haus zu bekommen. Da gab es Krach
hier im Verein; einige waren dagegen,
haben da Argumente gebracht, die waren
katastrophal: das wird ein Hottentotten-
stall und sowas alles. Die Kinder machen
da Beat -Musik...wir haben da echt
Schwierigkeiten untereinander bekom-
men. Aber viele von denen, die damals
dagegen waren, sind heute am emsigsten
dabei.
ARCH”*: Und was machen Sie im Bür-
gerhaus?
„Der Mittwoch gehört uns Frauen ...”
Ilse Alheidt: Der Montag gehört den Kin-
dern: malen, basteln, spielen, wandern;
wir zeigen Filme. Wir backen Pfanneku-
chen, Kuchen. Neulich haben wir ein
$7
Spaghetti—-Wettessen gemacht. Da wurde
der Spaghetti—-König gewählt. Also las-
sen wir uns immer was einfallen.
Dienstagnachmittag ist Seniorengym-
nastik. Das macht sehr viel Spaß, hinter-
her gibt’s immer Kaffee. Und das machen
die älteren Leute gerne. Das ist richtig
schön; da wird geplaudert... aber nur
Frauen.
ARCHT: Wer organisiert das Programm?
[se Alheidt: Es gibt einen Wochendienst
Der wird vom Verein gestellt. Und wenn
nal jemand ausfällt, ein Anruf, und ein
anderer springt ein.
ARCHT: Wieviel Leute beteiligen sich
am Wochendienst regelmäßig?
Karl Walter: Für den Wochendienst kom-
men ca. 30 Leute in Frage, die ansprech-
bar sind. Der harte Kern der Aktiven sind
ca. 10
ARCHT: Wie geht es weiter im Wochen-
programm?
Karl Walter: Dienstagsabends ist Unter-
haltungsabend. Neulich haben wir einen
Spielfilm gezeigt. Wir zeigen Dias, zei-
gen eigene Filme, hören Vorträge... Mitt
woch nachmittag ist Handarbeiten. Da
sind wieder überwiegend die Frauen da,
Mittwoch abend sind dann die Fotogrup-
pen.
Donnerstags ist Ruhetag. Freitags ist
dann schon von nachmittags offen, weil
wir versuchen, daß die älteren Leute zu
uns kommen. Aber das will noch nicht
so richtig anlaufen, also nachmittags,
abends ist Unterhaltung, z.B. über Lüner
Stadtgeschichte. Oder wir feiern mal zu-
sammen, Neulich haben wir Oldithek ge-
macht. Richtig die uralten Schlager und
das macht Spaß. Schließlich haben die
Kinder ihre Teeny-Disco, da haben wir
gesagt: wir machen eine Oldy-Disco.
ARCHT*: Samstag/Sonntag ist bei Ihnen
Ruhetag. Das ist doch eigentlich unge-
wöhnlich. Man denkt an Frühschoppen,
Tanz...
Herbert Alheidt: Wir sind doch keine
Kneipe. Wir haben hier drei Kneipen
in der Siedlung, die auch Mitglied sind
ARCHT”: Und die gucken eifersüchtig,
daß...
Karl Walter: Aber ganz hart. Bei der Ein-
weihung des Bürgerhauses hat’s auch Pro-
bleme gegeben, weil die Presse ganz ko-
mische und falsche Sachen gebracht hat.
Wir hätten eine eigene Zapfanlage...
„Statt Kneipe ins Bürgerhaus” schrieben
die. Da können sie sich vorstellen, was
da los war. Und den Widerruf liest ja
keiner... Heute ist das alles wieder be-
stens. In der großen Kneipe machen wir
unsere Versammlungen, in der andern
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„Wir sprechen nicht über Politik...” so. Die kommen alle gerne zu uns. Unsere
Stadtväter sind alle — das kann ich wohl
mit Recht sagen — stolz auf uns. Und
wenn die uns was zukommen lassen
könnten, dann würden sie das auch ma-
chen.
ARCHT*: Kommen wir zu einem ande-
ren Punkt. Wie finanzieren Sie das Bür-
gerhaus?
Karl Walter: Die Miete beträgt pro Monat
200,50 DM. Die zahlen wir aus den Mit-
gliedsbeiträgen unseres Vereins. Dann
zahlen wir 150 DM Pauschale für Strom
und Wasser. Was so angeschafft wird,
die Renovierungskosten usw. finanzie-
ren wir durch unseren Weihnachtsbasar.
Kanalfest., Spenden usw.
Karin Walter: Wie man das erklären kann,
weiß ich auch nicht.
ARCHT: Was für ein Verhältnis haben Sie
zu Parteien, Vereinen, Gewerkschaften,
Kirchen usw.?
ARCHT*: Vor einiger Zeit hieß es in der
Presse, daß das Land NW Gelder für
Bürgerhäuser geben will. Bekommen
Sie öffentliche Zuschüsse?
Karl Walter: Wir sind vollkommen neutral.
Wir vermieten das Haus grundsätzlich
nicht, auch nicht für Hochzeiten, Fami-
lienfeiern usw. Wir müssen für alles grade
stehen was da gemacht wird. Bei uns ist
jeder herzlich willkommen; es können
auch die Parteien kommen. Die haben
mich jetzt wieder gefragt, ob sie eine
Sitzung machen können. Ich hab gesagt:
‚Ihr könnt mal kommen, wenn es um Pro-
bleme geht, die uns hier angehen, aber
richtig eine Sitzung oder sowas... machen
wir nicht. Wissen Sie, wir bleiben neutral:
es ist besser mit allen Parteien gut Kind
zu sein als mit einer. Privat kann jeder
bei uns parteipolitisch machen. was er
will
Karl Walter: Nein. Die Gelder gibt’s nur
für die Millionenprojekte, für Neubau.
Wir bekommen leider nichts. Außer
mal einer Spende vom OB. Einmal
200 DM und verschiedene Sachen aus
seinem Geschenktonmnf.
ARCHT*: Von anderen Projekten ist be-
kannt, daß die Stadt finanzielle Hilfen
gibt, aber dann damit bestimmte Aufla-
gen verbindet. Ganz deutlich ist das ja
bei den Jugendzentren. In Gelsenkir-
chen und Duisburg sind die selbstver-
walteten Jugendzentren in der letzten
Zeit von den Städten heftig angegriffen
worden. Wie sieht das bei Ihnen aus: Sie
haben ein selbstverwaltetes Bürgerhaus
und Sie bemühen sich um öffentliche
Gelder. Haben Sie nicht die Angst vor
der „‚finanziellen Umklammerung””?
ARCHT”: Dann ist das, was man gemein-
hin als „Politik’”” bezeichnet, bei Ihnen
tabu?
Karl Walter: Im Bürgerhaus und Verein
ja. Wir sprechen nicht über Politik, wir
machen Politik
Karl Walter: Nein. Das ist bei uns nicht ARCHT*: Vielen Dank für dieses Gespräch
3&gt;
Traudel und Hans-Georg Tomshöfer
Das Heini-Wettig-Haus - unser Volkshaus
VORBEMERKUNG
Im Ruhrgebiet gibt es ca. 1.000 Berg-
arbeitersiedlungen. Wie in vielen der
anderen Siedlungen hat die Bürgerini-
tiative Flöz Dickebank aus Gelsenkir-
chen-Ückendorf seit annähernd 6 Jah-
ren für den Erhalt der Siedlung gekämpft
Das hört sich locker an, doch’ was für
einen Kampf, Nervenkrieg und Aushalte-
vermögen das wirklich gekostet hat,
kann, so meinen wir, ein Außenstehen-
der kaum nachvollziehen. Trotz alle-
dem, unser Kampf hat sich gelohnt und
wir würden uns nie wieder unterbuttern
lassen.
Wir konnten erreichen, daß unsere
Siedlung nicht abgerissen und in das ur-
sprünglich geplante Hochhaus—-Getto
verwandelt wurde. Die seit Jahrzehnten
unterlassene Instandsetzung der Sied-
lungshäuser (seit Inkrafttreten des
Ruhrkohle— Vertrages 69 bis 75 machte
das über 2 Mill. DM aus) mußte von der
Rheinisch—- Westfälischen Wohnstätten
AG (RWWAG) nachgeholt werden. Die
Modernisierung in den 70 Wohnungen
der nach dem Krieg wiederaufgebauten
Häuser konnte in Maßen gehalten sowie
in zwei Doppelhäusern gänzlich verwei-
gert werden.
Die Ereignisse haben sich forthin
überschlagen und an ein Ruhepäuschen
ist bis heute nicht zu denken. So galt es
weiter zu verhindern, daß unsere Gärten
neu bebaut wurden und das Schlimm-
ste, nämlich den Verkauf unserer Sied-
lung. Dafür haben wir unseren zweiten
Frühling auffahren müssen. Diese .‚Pri-
vatisierung” oder „Eigentum in Arbeit-
nehmerhand’”’, wie man uns das schmack-
haft machen will, kommt einem Abriß
gleich und ist die größte Menschenvertrei-
bung. Da wird doch der Kumpel gegen
den Kumpel ausgespielt. Die sozialen
Folgeerscheinungen sind verheerend.
Hier in Flöz Dickebank konnten wir
„den Beschiß in Arbeitnehmerhand”
verhindern, obwohl augenblicklich im
Ruhrgebiet ein reinster Ausverkauf
von Arbeitersiedlungen stattfindet. Ein
Skandal, doch wir sind damit noch nicht
fertig, wobei die von uns gewählten Ver-
treter in den politischen Parteien und
Gewerkschaften kuschen und sich ihren
Leitprogrammen anpassen.
EHEMALIGES WASCHHAUS — HEUTE
VOLKSHAUS FÜR DIE SIEDLUNGSBE-
WOHNER
So mußten wir unser Vorhaben, das ehe-
malige Waschhaus unserer Siedlung als
Volkshaus umzunutzen, immer wieder
aufgeben. Bereits vor 5 Jahren hatten wir
die Bewohner der Siedlung, die Idee, aus
unserem Waschhaus etwas zu machen.
Das kam so: in regelmäßigen Abstän-
den machen wir Feste. Für unsere Vor-
bereitungen hatten wir kaum Platz und
sind in unsere Wohnungen und Gaststät-
ten ausgewichen. Obwohl die Vorberei-
tungen zu den Festen mit ‘ner Menge
Wirbel verbunden waren, sammelten
wir immer mehr Erfahrungen und Ein-
drücke. Bei so einem Fest kommt es zu
intensiven Nachbarschaftskontakten
und dabei stellten wir fest. daß außer
Garten und Tierhaltung eine Menge
kultureller Dinge verschüttet sind und
wir im Grunde unsere eigene Kultur
haben.
Unsere Frauen meinten: wieso sol-
len wir uns nur zu den Festen treffen,
man müßte sich das ganze Jahr über zu
sammentun. Der gleiche Wunsch kam
von den Kindern, Jugendlichen und älte-
ren Nachbarn. Dabei wurde uns klar —
das ehemalige Waschhaus muß dafür
hergerichtet werden.
VEREIN — JA ODER NEIN?
Wir stellten den Kontakt mit der RWWAG
her und verhandelten über einen Nut-
zungsvertrag. Hier wurde uns die Bedin-
gung gesetzt, einen öffentlich-rechtli-
chen Träger zu finden. Mit unseren an-
sässigen Kirchengemeinden sind wir da-
bei prima auf die Nase gefallen — die
waren gar nicht so christlich wie sie tun
Dann haben wir in Erfahrung gebracht,
daß es den Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverband gibt. Damit es mit
der Trägerschaft klappte, standen wir vor
einem erneuten Problem, wir mußten ei-
nen Verein gründen, um Mitglied im
DPWV zu werden.
Das war nun auch der Punkt, wo es
unter uns im Arbeitskreis „herzhafte”
Meinungsverschiedenheiten gegeben hat
Unser Grundsatz in der Bürgerinitiative:
keine Vereinmeierei, keine Macher,
denn davon gibt es genug. Wir wollten
weiter so demokratisch sein wie bisher.
Nach vielen hitzigen Diskussionen haben
wir demokratisch folgenden Beschluß
gefaßt:
® die Bürgerinitiative arbeitet separat
weiter wie bisher, damit wir in unse-
rer gesellschaftspolitischen Arbeit
aufrichtig und ungehemmt sein kön-
nen;
die Vereinsgründung wird als Notlö-
sung betrachtet, die Vorstandsmit-
glieder betrachten sich persönlich
nicht als Spitze des Vereins, sondern
als juristische Notwendigkeit. Die Ver-
antwortung sowie die Zielsetzung
muß von allen getragen werden.
WAS SOLL UNS DAS HEINI-WETTIG-
HAUS BRINGEN?
Das ehemalige Waschhaus, wie es seit Jahren vor sich hin gammelte
Wodurch wir uns von bestehenden Ein-
richtungen merklich unterscheiden, ist
die Tatsache, daß die Leute, die sehr ak-
tive Arbeit leisten, nicht den anderen Be-
wohnern das Denken abnehmen wollen.
Wir wollen bedürfnisorientierte Dinge
tun. Daraus setzen sich auch unsere
Ziele der eingetragenen Vereinssatzung
zusammen:
1) Pflege der Nachbarschaft im Wohnbe-
reich
2) Bemühungen um die Erhaltung der Le-
bensqualität in der Siedlung Flöz Dik-
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keback und Umgebung
3) Förderung der Arbeiterkultur
4) gesellschaftspolitische Bildungsarbeit
mit allen Altersgruppen
5) Freizeitangebote für Schichtarbeiter
und ihre Familien
6) Einsatz für die räumlichen Vorausset-
zungen des Mieterhauses
7) Bemühungen um die Trägerschaft
des Mieterhauses innerhalb des DPWV
Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Fi-
nanzierung eines solchen Projektes. Das
war übrigens auch ein heftiger Streit-
punkt unter uns im Arbeitskreis, denn
die vernachlässigten Instandsetzungs-
maßnahmen und die Nutzungsänderung
machen grob gesehen Unkosten in Höhe
von 100.000 DM aus. Ein dicker Batzen
Geld und wie geht es weiter?
Das Haus mußte bis zu diesem Winter
von der Bausubstanz her winterfest ge-
macht werden. Dazu ergab sich die Mög-
lichkeit, daß uns im August 79 für 3 Wo-
chen eine Gruppe von 10 Personen des
SCI ( service civil international) — inter-
nationaler Friedensdient) mit ihrer Ar-
beitskraft unterstützte.
Durch Spenden aus der Siedlung so-
wie vielen Solidaritätsspenden konnten
wir bisher schon einiges schaffen. Fer-
ner verhandelten wir mit Firmen, von de-
nen wir Baumaterialien kaufen mußten,
um „Solidaritätspreise’””. Mit dem erheb-
lichen Einsatz von Eigenhilfe konnte u.a.
bisher das Dach neu gedeckt, Wärmedäm-
mung eingebracht und neue Fenster ein-
gebaut werden. Alle Arbeiten, die insge-
samt bisher gelaufen sind, stellen einen
Marktwert von rund 35.000 DM dar. Um
in die jeweiligen Jahresetats der Stadt
hineinzukommen, haben wir Einmal—
Zuschüsse aus öffentlichen Geldern
angefordert. Nun warten wir gespannt.
was daraus wird.
Die laufenden monatlichen Unko-
sten sollen überwiegend aus Mitglie-
derbeiträgen (2 DM) bestritten werden.
Am 19.10.79 haben wir auf jeden
Fall erstmal Richtfest gefeiert und un-
ser gesetztes Limit für 79 erreicht.
Das „Umfeld” wird freigelegt
Arbeitskreismitglieder legen den Platz vor dem Volkshaus an.
HEINI WETTIG — EINER VON UNS
Daß das ehemalige Waschhaus jetzt
Heini—-Wettig—-Haus heißt, war der
Punkt, worin sich alle restlos einig wa-
ren. Heini Wettig war Arbeiter der ehe-
maligen Zeche Alma und ein Arbeits-
kreismitglied unserer Bürgerinitiative,
der leider im Alter von 69 Jahren ver-
starb. Ein Stück Seele der Bürgerinitia-
tive, wie ihn viele von uns nannten.
Wir haben ihn nicht vergessen — wir
werden ihn nicht vergessen, er war ei-
ner unserer größten Kämpfer. So wol-
len wir mit dem Heini—-Wettig-Haus
nicht von der „guten alten Zeit” — aus
der Not geboten — reden, sondern uns
in Solidarität üben. Das gilt auch für un-
sere ausländischen Nachbarn sowie für
die Kontakte mit neuen Nachbarn.
Das Heini-Wettig—-Haus, unser Volks-
haus, soll die Brücke sein, damit wir uns,
ob jung oder alt. noch näher kommen. Erst einmal entrümpeln und saubermachen
Adalbert Evers
Die politische Bedeutung der sozialen
Bewegungen - Zur Ortsbestimmung einer
Kontroverse
Gekürzte und leicht überarbeitete Fassung eines Beitrages zur Arbeitsgruppe „Neighborhood Organization” auf dem amerikanischen
Politologentag in Washington. Oktober 1979
Ungefähr zehn Jahre ist es nun her, daß
mit dem „heißen Herbst” in Italien,
der Mairevolte in Frankreich, der ‚,au-
ßerparlamentarischen Opposition” in
der Bundesrepublik neue Formen der
Artikulation und Organisation sozialer
Bewegungen Gestalt angenommen ha-
ben, die dann als ökologische Bewe-
gung, Frauenbewegung, städtische Be-
wegung, aber auch in Form von Einzel
initiativen und Selbsthilfegruppen neu
in Alltagsleben und Politik eingetreten
sind. Schaut man sich heute auch über
die Grenzen der Bundesrepublik hinaus
einmal um, wieweit es gelungen ist,
diese neuen Phänomene theoretisch zu
verarbeiten, ihnen politisch angemessen
zu entsprechen, so ist eine ernüchternde
Bilanz zu ziehen. Selbst dort, wo von
Seiten der traditionellen Oppositions-
kräfte, den Arbeiterorganisationen, der
aufrichtigste und weitestgehende Ver-
such gemacht worden ist, die Herausfor-
derungen dieser neuen Bewegungen auf-
zunehmen, in Ländern wie Italien, Frank-
reich und Spanien, sind nur partielle Er-
folge erzielt worden, ja die Entfremdung
zwischen der politischen Praxis dieser
Kräfte und großen Teilen der neuen so-
zialen Bewegung nimmt zu. Man muß
kein Italien—Experte sein, um etwas von
der Krise des Experiments der Quartiers-
räte zu wissen, kein Frankreichkenner,
um von der Entfremdung zwischen den
Linksparteien und den ökologischen Be-
wegungen gehört zu haben. Ein Teil der
Gründe dafür liegt sicherlich im Bereich
der Unterschiedlichkeit der sozialen
Ziele, also der Behandlung der ökologi-
schen Problematik, der Fragen von Ar-
beitslosigkeit und Marginalisierung. Ein
weit größerer Teil aber betrifft die poli-
tischen Praxisformen, die Vorstellungen
von Staat und demokratischen Organisa-
tionsformen — auch in den eigenen Rei-
hen. Nicht nur hier bei uns in der Bun-
desrepublik, sondern auch in diesen
Ländern finden sich heute zwei unter-
schiedliche Tendenzen und Optio-
nen in den sozialen Bewegungen selbst
und außerhalb von ihnen:
® zum einen die Versuche und Tenden-
zen, die Bewegungen und Initiativen
mehr zu „organisieren””, sie zu den
gewerkschaftlichen und parteilichen
Kräften enger zu vermitteln, ihre po-
tentielle Kraft gezielt in die Institu-
tion einzubringen
zum anderen Tendenzen der Abkehr
von der „großen Politik”, ein Anti-
institutionalismus, der mit dem poli-
tischen Bekenntnis der Neuen Linken
weit weniger zu tun hat als mit einer
Art Pragmatismus, der in der Distanz
zu den Institutionen nach Koexistenz-
möglichkeiten für eigene „alternative”
Projekte sucht.
Bezogen auf die Bundesrepublik fällt
vor allem eines auf: der zunehmende Ri-
gorismus einer Auseinandersetzung, wo
selbst gegenüber „Grünen” und „Bun-
ten’”” der Vorwurf erhoben wird, in
Parteiengerangel und institutionellem
Geschäft alten Stils unterzugehen und
umgekehrt „‚Alternativbewegung’” und
Selbsthilfegruppen der Vorwurf entge-
genschallt, ganz und gar unpolitisch zu
sein. Der wechselseitigen Schwarz —Weiß-
Zeichnung der Auseinandersetzung ent-
spricht die Ärmlichkeit der theoretischen
Begründungen: in vielen Arbeiten über
Organisation und Politik im „Reproduk-
tionsbereich”” kann man sich oft immer
noch nicht viel mehr vorstellen als „,ge-
werkschaftliche Orientierung” und in
Hinblick auf die Beziehungen von Basis-
initiativen und politischen Parteien ist
über die Doppelstrategie der Jusos kaum
mehr viel hinausgedacht worden. Auf
der anderen Seite behilft man sich entwe-
der mit Versatzstücken des traditionel-
len Linksradikalismus („‚wer in die Insti-
tutionen geht, kommt darin um”), ver-
sucht noch unbeholfen theoretisch zu
formulieren, was versuchsweise prakti-
ziert wird, oder man entwickelt eine
neue Art genereller „Theoriefeindlich-
keit” — eine günstige Situation für sol-
che „Verwerter” aufder politischen
und intellektuellen Szene, die aus der
„Selbsthilfe’” der Bürger eine Friedens
formel zu machen versuchen zwischen
Basisbewegungen, die politisch nicht
mehr wollen und einer Bürokratie und
Politik, die mit der Krise des Wohlfahrts
staates in der alten Weise politisch nicht
mehr kann.
Unser Aufsatz zielt aufdiese Situa-
tion, wenn er versucht, in der Darstel-
lung einer — wie wir meinen — wesent-
lich weiter entfalteten theoretisch—po-
litischen Diskussion sowohl gegen ein
selbstsicheres ‚entweder—oder’ in Hin-
blick auf die Bewertung der angespro-
chenen Tendenzen als auch gegen faule
Friedensformeln mehr theoretische und
politische Argumentationsfähigkeit her-
zustellen. Das ist sicherlich weniger als
eine politische Handlungsweisanweisung
für eine Situation wie in der Bundesre-
publik, aber auch mehr als ein bloßer
Bericht über das, „was anderswo disku-
tiert wird”.
Wir versuchen zunächst zu zeigen,
wie weit in dieser vor allem in Italien,
Frankreich und Spanien geführten Dis-
kussion die theoretischen Begründungen
und Argumentationenreichen, die in
Richtung auf eine der von uns genann-
ten beiden Tendenzen votieren. Da sind
auf der einen Seite Arbeiten wie die von
Manuel Castells zur sozialen Bewegung
als städtischer Bewegung, die weit über
die genannten Länder hinaus Schule ge-
macht haben und im politischen Bezugs-
rahmen des Eurokommunismus für die
erste Tendenz, eine bestimmte Vorstel-
lung von der Integration der sozialen Be:
wegungen in ein umfassend angelegtes
gesellschaftspolitisches Reformprojekt
plädieren. Mit ihrer Darstellung begin-
nen wir, um dann jene Tendenzen auf
der anderen Seite zu skizzieren, die als
Beiträge aus dem Bereich der politischen
Ökologie und der Diskussion um Psyche
und Subjektivität die Vereinzelung der
Bewegungen und ihre Abwendung von
der Staats-Politik ganz anders beurtei-
len: sie wollen soziale und politische
Veränderungen eher als ein Produkt eine
Vielzahl nur locker verbundener,,Sozia-
ler Experimente”, einer ganzen Reihe
von „Mikropolitiken des Wunsches”
(Guattari) sehen. Mit dem Versuch, aus
der Konfrontation beider Tendenzen
weiterführende Fragen und Feststellun-
gen zu gewinnen, schließt der Aufsatz
ab.
| SOZIALE BEWEGUNGEN UND AR-
BEITERBEWEGUNG — DER THEO-
RETISCHE ANSATZ VON MANUEL
CASTELLS IM POLITISCHEN RAH-
MEN DES EUROKOMMUNISMUS
Liest man Castells, so fällt eines unmittel-
bar auf: in den meisten seiner Arbeiten,
die bis heute in der französischen und
spanischen Stadtsoziologie (und nicht
nur dort) eine überragende Bedeutung ha-
ben, findet sich eine gewisse Trennung:
hier eine strukturalistisch begründete
theoretische und empirische Arbeit ohne
direkten historischen Bezug (der Entwurf
eines Systems von Aussagen und Bezlie-
hungen) und dort auf die aktuelle histo-
rische Situation bezogene politische Re-
flexionen und Thesen, im Rahmen derer
die empirischen Befunde gewichtet und
die allgemeinen Aussagen der Theorie
konkretisiert werden.
Gehen wir zunächst auf die erste der
beiden hier angesprochenen Ebenen Sel-
ner Reflexion ein:
1.1 Der Ansatz von Manuel Castells: wa-
rum entstehen städtische Bewegun-
gen, und wie werden sie zu einer SO-
zialen Bewegung?
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Das theoretische und methodologische
System Castells zu den sozialen städti-
schen Bewegungen geht von einer grund
legenden theoretischen Operation aus:
Er versucht zu zeigen, daß das Urbane
kein eigener abgrenzbarer Gegenstand
ist. Insofern sich alle möglichen gesell-
schaftlichen Prozesse in der Stadt voll-
ziehen, „wäre eine Stadt—Soziologie
im Grunde nichts anderes, als die Sozio-
logie der ‚modernen Gesellschaft’, der
Massengesellschaft überhaupt” (Ca-
stells 1976, S. 74). Castells leugnet zwar
nicht die Existenz eines besonderen ur-
banistischen Diskurses, aber gerade inso-
fern dieser gesellschaftliche Probleme
als nur städtische thematisiert, hat er
einen ideologischen Charakter, den es
aufzudecken gilt. Für Castells konsti-
tuiert sich die Stadt und eine darauf be
zogene Soziologie vor allem aus zwei
Problemen: der Beziehung von Gesell-
schaft und Raum und dem Prozeß der
kollektiven Konsumtion (vgl. Castells
1976, 5. 74 f.). Dieser Versuch einer
Entmystifizierung des Städtischen, sei-
ner Rückführung (oder, wie manche kri-
tisieren, Reduktion) auf bestimmte ge-
sellschaftliche Prozesse, hat unmittel-
bare Folgen für die theoretische Behand-
lung der „städtischen Bewegung”.
Zunächst einmal erklärt Castells die-
se Bewegungen nicht anhand histori-
scher städtischer Anlässe, sondern mit
dem Blick auf einen säkularen Umwand-
(ungsprozeß in der ökonomischen und
politischen Sphäre; seine Argumenta-
tion lautet wie folgt: „Für die Ökono-
mie der fortgeschrittenen kapitalistischen
Gesellschaften wird der Konsumtionspro-
zeß eine immer wichtigere Grundlage...,
die Konsumtionsprozesse werden in stei-
gendem Maße Vergesellschaftungspro-
zessen unterzogen, also bestimmt durch
das Problem der ‚kollektiven Konsum-
tion’. ... Auf der Ebene dieses Konsum-
tionsprozesses entsteht eine ganze Serie
neuer sozialer Widersprüche ... aus die-
sen Widersprüchen sind die städtischen
sozialen Bewegungen zu erklären ... in
dem Maße, wie schließlich die Mittel der
kollektiven Konsumtion durch die öf-
fentlichen Instanzen verwaltet werden,
...Wirddie gesamte städtische Perspekti-
ve politisiert. ... Politisiert werden natür-
lich auch die damit zusammenhängen-
den sozialen Konflikte: städtische Bewe-
gungen werden zu einer der Achsen so-
zialen Wandels in den fortgeschrittenen
Gesellschaften.” (Castells 1977, S. 63 f.)
Gleichzeitig ist es Castells möglich, ei-
ne finale Definition der Bewegungen zu
geben, die ihre positiven Entwicklungs-
möglichkeiten einschließt. Über das Auf-
greifen „städtischer Anlässe” definieren
sich zunächst nur städtische Bewegun-
gen. Sie können schließlich „zu gesell-
schaftlichen Bewegungen werden, in dem
Maße, wie es ihnen gelingt, zum Bestand-
teil einer politischen Bewegung zu wer-
den, die die Gesellschaftsordnung in Zwei-
fel zieht, wie z.B. im Kampf der Arbeiter-
klasse” (Castells 1973, S. 129). Vor dem
Hintergrund dieser Definition stellt Ca-
stells in seiner Untersuchung der Stadt-
kämpfe in der Region Paris fest, daß „sie
bis vor kurzem nureine schwache Rolle
im politischen Prozeß gespielt haben, auf
gesellschaftlicher Ebene kaum sichtbar
waren, aus sich heraus keine sozialen
Beziehungen entwickelt haben und da-
mit keine sozialen Bewegungen sind.”
(Castells 1977a,; 5.65)
Auch wenn man diese zentralen Aus-
führungen Castells im wesentlichen teilt,
so bleiben doch zwei Fragen, Lücken, die
weder in den abstrakten theoretischen
Arbeiten noch in den empirischen Unter-
suchungen gefüllt werden.
Sieht man einmal von historischen Be-
schreibungen und Studien zu bestimmten
Ländern ab (wie sie Castells z.B. zur Si-
tuation in den USA oder Spanien vorge-
nommen hat), so wird bei ihm doch nir-
gendwo grundsätzlich behandelt, was je-
ner neue krisenhafte Zustand des Sozia-
len eigentlich ist, den seit Ende der 60er
Jahre in allen westlichen Ländern die Ra-
tionalisierung durch die Ökonomie
(‚Wachsen der gesellschaftlichen Konsum-
tion’) und die Administrierung durch die
Politik (‚Ausweitung des öffentlichen Ma-
nagements’) hervorbringen, und wie ge-
nau die Wechselwirkungen zwischen Ent-
wicklungen im Sozialen und Entwick-
lungen im Politischen aussehen. Welche
Formen der Kollektivität im Sozialen
werden zerstört, welche überleben, wie
funktionieren sie? Wie sehen die Ent-
sprechungen aus zwischen bestimmten
Formen der sozialen Willensbildung und
der Willensbildung in der Sphäre der Po-
litik? Die relative Armut der Castell-
schen Theorie in diesen Punkten ist in
anderen Kritiken angesprochen worden:
z.B. dort, wo Pickvance sinngemäß eine
genauere Beschreibung der sozialen
Struktur, der Bewußtseins— und Orga-
nisationsformen im Sozialen fordert,
innerhalb deren die neuen Bewegungen
sich etablieren (vgl. Pickvance 1977),
oder dort, wo Dunleavy kritisiert, „daß
in den pluralistischen, aber auch in den
strukturalistischen Ansätzen (wie de-
nen von Castells, A.E.) in der Beziehung
von Protestbewegungen und der herr-
schenden Macht oder dominierenden
Gruppen nur in einer Richtung die Effek-
te des Protestes untersucht werden.”
(Dunleavy 1977, S. 196)
Nur bei einer Ausfüllung dieser Lük-
ken im groben Raster der grundsätzli-
chen Thesen wäre es Castells auch mög-
lich, zu einer zweiten Frage etwas zu
sagen, bei der im Rahmen der Theorie-
bildung jede nähere Aussage fehlt: was
sind die Chancen und was die Barrieren,
damit — wie er postuliert — eine an
städtischen Fragen (Frauenfragen/Fra-
gen der Ökologie) ansetzende Bewe-
gung sich tatsächlich zu einer sozialen
Bewegung entwickeln kann? Wie kön-
nen sich solche Übergänge vollziehen?
Wovon hängen sie ab? Die empirischen
Untersuchungen Castells liefern hier
nur Zustandsbeschreibungen. Dabei
arbeitet er mit einem Rahmen, der, wie
er selbst sagt, „halb theoretische, halb
beschreibende Klassifikationen der
Komponenten jeder Aktion” (Castells
1972,S. 421) enthält: die auslösenden
Widersprüche, die objektiv betroffene
soziale Basis, die an der Auseinanderset-
zung beteiligten Organisationen, die sich
konstituierende soziale Kraft (der Initia-
tive), der Gegner, die Forderungen, die
Aktionsform und schließlich die Wir-
kungen aufdas städtische, das politische
und das ideologische System. Durch die
Beobachtung der Zuordnung dieser Ele-
mente in einer Vielzahl von Fällen (vgl.
das entsprechende Verfahren in der Un-
tersuchung der Region Paris, Castells
1977a,S. 47) können einzelne Aussagen
gemacht werden, Zustände beschrieben
werden — Chancen und Barrieren ihrer
Veränderung entschlüsseln sich aber nur
in einer politischen Theorie.
Einen solchen originären Beitrag zu
einer politischen Theorie wird man aber
bei Castells vergebens suchen. Hier greift
er stattdessen auf die theoretischen Aus-
sagen und politischen Postulate zurück,
die er mit vielen anderen Marxisten teilt,
eine politische Theorie, die in ihren
Grundaussagen mit der im Rahmen des
Eurokommunismus entwickelten Theo-
rie des Staates, der Demokratie und der
Macht übereinstimmt (vgl. dazu seine
an die Auflistung der empirischen Er-
gebnisse anschließenden Ausführungen,
ebd., S. 63 f.)-Man könnte also sagen,
daß Castells Verdienst bei der Theore-
tisierung der sozialen (städtischen) Be-
wegungen eher im Stellen der richtigen
und zentralen Fragen sowie einer Fülle
wichtiger empirischer Darstellungen zu
diesem Problem besteht — die Möglich-
keiten und Grenzen bei der Beantwortung
dieser Fragen und der Bewertung seiner
Befunde aber sind abgesteckt durch die
Horizonte des eurokommunistischen
Projekts, dessen Aussagen zu einer Theo-
rie der Politik sich Castells zu eigen ge-
macht hat
1.2 Die Rolle der neuen sozialen Bewe-
gungen in einer „Massendemokra-
tie” unter Hegemonie der Arbeiter-
klasse: das theoretische Konzept
des eurokommunistischen Ansatzes
Die wichtigsten politisch—-theoretischen
Überzeugungen, die kennzeichnend sind
für die „eurokommunistische” Erneue-
rung des marxistischen Denkens in die-
sen Ländern, finden sich bei Castells in
kondensierter Form und lassen sich et-
wa wie folgt zusammenfassen:
Die neuen, um die verschiedensten
Fragen des sozialen Alltagslebens herum
aufbrechenden Bewegungen können in
dem Maße wirksam und autonom wer-
den, wie sie sich in einen oppositionel-
len politischen und sozialen ‚„,Block”
einordnen, innerhalb dessen die Arbei-
terklasse die Hegemonie besitzt. Die be-
sondere Stärke der italienischen städti-
schen Bewegungen — so argumentiert
Castells — „hat ihren Grund in der Ver-
bindung der Stadtkämpfe mit den Klas-
senkämpfen und ihrem konzentrierten
Ausdruck, dem politischen Klassen-
kampf ... die italienischen städtischen
Bewegungen sind zu den weltweit wich-
tigsten geworden, nicht weil sie sponta-
ner sind ... oder kulturell besonders
innovativ, sondern weil sie Teil einer
einheitlichen Bewegung sind, die gleich-
zeitig grundlegende Strukturformen
fordert und einen entscheidenden Wan-
del der Kräfteverhältnisse zwischen
den Klassen” (Castells 1977a, S. 66).
Der Ansatz postuliert dabei jedoch kei-
ne mechanische Verbindung von Stadt-
kämpfen und Arbeiterkämpfen auf
dem Terrain der Fabrik. Der vorhan-
dene Pluriklassismus’ der städtischen
Bewegungen wird vielmehr anerkannt
und von ihm im Einklang mit den Bünd
niskonzeptionen der großen Linkspar-
teien ins Positive zu wenden-versucht:
„In der Bewegung treffen sich die ver-
schiedenen sozialen Gruppen und un-
terstützen sich wechselseitig in ihrem
Kampf. So wird gerade die Städtische
Bewegung eine entscheidende Größe
Kampf. So wird gerade die städtische
Bewegung eine entscheidende Größe
(Castells 1978, S. 143). Innerhalb die-
ser Front stiftet die Orientierung auf die
Bewegung der Arbeiterklasse die sozia-
le und politische Identität der neuen
sozialen Bewegungen; in Bezug auf sie
und unter ihrer Hegemonie soll die Ko-
häsion zu einem oppositionellen Block
stattfinden, der die Hegemonie derherr-
schenden Klassen in Frage zu stellen
vermag. Es bleibt jedoch offen, wie die
interne Strukturierung dieses Blockes
aussehen soll: welche Rolle spielt die
Partei gegenüber den Bewegungen, wie-
viel Autonomie von und garantierten
Einfluß auf die traditionellen Organisa-
tionsformen können und sollen diese
neuen Bewegungen erhalten?
Gleichzeitig resümiert Castells die
neue Strategie der Machteroberung die-
ses Blockes und dessen neue Konzep-
tion einer anderen demokratischen
Macht (d.h. auch: anderer Strukturen
des Staates). ‚Gegenwärtig wird in Eu-
ropa eine Situation der strategischen
Blockierung der Linken überwunden ...
Das revolutionäre Projekt bestimmt sich
neu, um aus der Alternative zwischen po-
litischem Ghetto und ideologischer Uto-
pie herauszukommen. Es geht nicht da-
rum, den bestehenden Staatsapparat an
sich zu reißen, sondern man muß darin
eindringen, die alten Strukturen aufl6-
sen und transformieren. Wenn aber eine
solche Operation (der Demokratisierung
im Staat, A.E.) nicht eine bloße Integra-
tion sein soll, muß sie auf einer grund-
legenden Änderung der Kräfteverhältnis-
se außerhalb der staatlichen Apparate
beruhen: in der Gesellschaft selbst, in
der Praxis der Massen und letzten En-
des in den Köpfen der Leute” (Castells
1977a, S. 67). In diesen kurzen Ausfüh-
rungen wird recht klar zusammengefaßt,
was das politische und theoretische Cre-
do eines Erneuerungsversuches in den
kommunistischen Parteien und einer
weiteren Linken überhaupt ist: statt der
Aneignung eines fälschlich instrumen-
tell begriffenen Staates die Entwicklung
einer anderen Macht und Staatsstruktur,
ein neuer Weg also zur Hegemonie.
Nicht „Bürgerliche Demokratie oder Sta-
linismus — Nein: Massendemokratie”,
in dieser Überschrift zu einem für die
Debatte zentralen Aufsatz des wichtigen
italienischen Staatstheoretikers und KPI-
Mitgliedes Pietro Ingrao kommt das zum
Ausdruck (Ingrao 1977). In diesem Kon-
zept soll den Anliegen der neuen Sozla-
len Bewegungen und allgemeiner, der ge-
sellschaftlichen Gruppen, auf neue Wei-
se Rechnung getragen werden: im Zuge
einer „„Vergesellschaftung der Politik”
erhalten sie mehr Rechte zur sozialen
Selbstorganisation und können ihre In-
teressen in einer so veränderten, dezen-
tralisierten Staatsstruktur mit vielfälti-
gen basisnahen Institutionen der politi-
schen Entscheidung auf eine neue Weise
einbringen. Sie werden zu einem Schlüs-
selelement in einem politischen Kampf,
wonicht das repräsentative Prinzip und
das Prinzip der direkten Demokratie
gegeneinander ausgespielt werden sol-
len, sondern das Ziel „eine Basisdemo-
kraite ist, die komplementär und ergän-
zend zu einer repräsentativen Demokra-
tie sich verhält, die auf den politischen
Parteien und den staatlichen Institutio-
nen aufbaut” (Castells 1978, S. 146):
Sicherlich ist das politisch-theoreti-
sche Konzept des Eurokommunismus
viel ausgearbeiteter als es in dieser kur-
zen und holzschnittartigen Darstellung
den Anschein hat (vgl. dazu näher:
Evers/Rodriguez—-Lores 1979); und es
hat in allen drei Ländern die dement-
sprechende Strategie der Verbindung
des Kampfes der neuen sozialen Bewe-
gungen und des allgemeinpolitischen
Kampfes unbestreitbare Erfolge er-
zielen können. Wie wir wissen, gibt es
aber auch eine ganz andere Realität und
Dynamik bei den neuen sozialen Bewe-
gungen.
Es mehren sich die Erscheinungen ei-
nes Auseinanderfallens, oder — wenn
manso will — einer Vielfalt der Kämpfe,
die nicht auf einen Nenner zu bringen
sind: so haben z.B. große Teile der Frau-
enbewegungen enge Verbindungen zu
den Links—Parteien; aber definieren
sie sich noch in dem Rhythmus und der
Logik des gewerkschaftlichen und politi
schen Arbeiterkampfes? Die ökologi-
sche Bewegung lehnt es in vielen ihrer
Manifestationen ab, sich innerhalb der
gegebenen Rechts—-Links—-Fronten zu
definieren oder aufzuspalten. Bewegun-
gen bei den Studenten und arbeitslosen
Jugendlichen zeigen entweder Gleichgül-
tigkeit oder eine geradezu aggressive
Haltung gegenüber den Hegemoniean-
sprüchen von Gewerkschaften und Ar-
beiterparteien. Der ‘“Pluriklassismus’ der
sozialen Bewegungen realisiert sich
nicht — wie Castells postuliert — als
Chance des erweiterten Bündnisses, wenn
er „sehr präzise aus einer minoritären
Rolle der Arbeiter hervorgeht, die in der
Bewegung im Verhältnis zum sozialen
Spektrum, das betroffen ist, durchweg
unterrepräsentiert sind” (Cherki/Mehl
1978, S. 31). Zu zeigen wäre (und das
kann hier nicht geleistet werden), daß
es sich bei diesen Erscheinungen nicht
nur um Auwirkungen des Legitimations-
verlustes eines bestimmten Parteikon-
zepts (etwa bei der KPI in Italien) han-
delt, sondern vielmehr um eine Krise
der bisherigen ‚universalistischen’ poli-
tischen Kultur der Klassenhegemonie.
In einer Vielfalt von Bereichen vermit
telt sich die persönliche Betroffenheit
derer, die bei einer der neuen sozialen
Bewegungenmittun, nicht mehr mit
dem „politisch Allgemeinen”, das durch
den Arbeiterkampfrepräsentiert wird.
In einer solchen Situation ist natürlich
auch die Autorität „der Partei” als Ver-
treterin des Politisch- Allgemeinen ge-
genüber den zunächst auf das Gesell-
schaftlich—-Besondere konzentrierten
Bewegungen grundsätzlich in Frage ge-
stellt.
Verbunden mit dieser Krise einer
Klassenhegemonie — die Castells mit
vielen anderen postuliert — ist ein Wan-
del im Verhältnis von Staat und sozia-
len Bewegungen, ein Wandel auch der
Definition dessen, was Demokratie sein
sollte. Viele der eben benannten Bewe-
gungen wollen sich nicht integrieren
in das langfristige Konzept einer schritt-
weisen Demokratisierung der Institutio-
nen — sie kämpfen vielmehr um die un-
mittelbare Freiheit von den Institutio-
nen, um Räume der gesellschaftlichen
Selbstverwaltung (Selbsthilfegruppen,
selbstverwaltete Alternativprojekte auf
dem Gebiet der Produktion, Distribu-
tion und der sozialen Dienste), die sie
nicht komplementär zu den staatlichen
Institutionen der repräsentativen Demo-
kratie, sondern als gesellschaftliche Or-
ganisationsprinzipien außerhalb von ode
gegen diese Institutionen zu etablieren
versuchen. Es ist die Realität der eben
bei den sozialen Bewegungen benannten
Tendenzen und die Krise einer marxisti-
schen Theorie, die eine ganz andere Ent-
wicklung postuliert, welche den Raum
für neue „„dissidente” Interpretationsver-
suche des Problems der Macht, der Rolle
dieser Bewegungen und ihrer Perspekti-
ven frei gemacht hat
2. DIE INTERPRETATION DER DIS-
SIDENTEN: NEUERE THEORETI-
SCHE BEITRÄGE AUS DEM BE-
REICH DER ÖKOLOGISCHEN DIS-
KUSSION UND DER DISKUSSION
UM BEDÜRFNIS, PSYCHE UND
SUBJEKTIVITÄT
Grundsätzlich lassen sich zwei Ursprungs-
orte der „„dissidenten” Reflexionen fest-
stellen. Zum einen ist es die recht leben-
dige Tradition des „autogestionären” E
(selbstverwalterischen) Denkens, das sich
gerade in dem extrem zentralistisch re-
gierten Frankreich seit dem Mai 68 ent-
wickelt hat und insbesondere im Kontext
der französischen Ökologiebewegung SO-
wie in der C.F.D.T. und in minoritären Be-
reichen der S.P, modifiziert und weiterent-
wickelt worden ist. Zum anderen ist es ei
ne Diskussion um den Bereich, den der
traditionelle Marxismus schon seit den
zwanziger Jahren immer wieder neu auS-
gegrenzt hat: die Frage der Subiektivität
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und der psychischen Konditionierung,
das Problem, wie die Utopien und
Wünsche, die in den sozialen Bewe-
gungen freigesetzt werden, zur Sprache
gebracht werden können. Wir wollen
zeigen, daß beide Reflexionsstränge in
zahlreichen Punkten konvergieren und
sich beide in ihrer Argumentation posi-
tiv auf jene Tendenzen der sozialen Be-
wegungen zu stützen versuche, auf die
wir gerade hinwiesen.
2.1 Ein Diskurs im Kontext der politi-
schen Ökologie — „soziale Experi-
mente” und Eindämmung des Staat-
lichen
Die kritische Situationsanalyse des be-
stehenden Verhältnisses von Staat und
Gesellschaft, dem Politischen und Sozia-
len, spiegelt sich nach Cherki und Mehl
„in einer großen Zahl der von der Um-
weltbewegung beeinflußten städtischen
Bewegungen wieder und kreist um zwei
fundamentale Punkte: die Entwicklung
konvivialer sozialer Beziehungen im Kampf
gegen die städtische Anonymität und die
Stärkung einer ‚selbstbewußten’ Gesell-
schaft (societe civile) im Kampfgegen ei-
ne allgegenwärtige Präsenz des Staatli-
chen. In dieser Denkrichtung ist die Vor-
stellung von einem Staat beherrschend,
als einer immensen bürokratischen Ma-
schine, die in alle Poren des Gesellschaft
lichen eindringt, einschließlich der Sphä-
te der privaten Beziehungen” (Cherki/
Mehl 1978, S. 24). So kritisiert Andre
Gorz den Bruch zwischen dem Sozialen
und dem Politischen, der immer dann
eintritt, wenn die Parteien sich der Wün-
sche und Revolten der Massen annehmen.
Ihre politische Programmaftik ist selektiv
gegenüber der Fülle von niemals rein poli-
tischen Aspirationen der Massen, so daß
sie historisch für diese nur Stützpunkt
und bestenfalls Ausdrucksmittel sein
konnten. Insbesondere gegenüber den
Linksparteien erhebt Gorz den Vorwurf,
daß sie heute nicht einmal mehr das sind
nach seiner Ansicht verbannen sie einen
wesentlichen Anteil von Veränderungs-
hoffnungen aus der politischen Sphäre;
ihre Politik ist in diesem Sinne „eindimen-
sional”” geworden (Gorz 1978). Dieser
Bruch zwischen Politik und Gesellschaft
auch innerhalb der Linken wird — worauf
ein anderer in dieser Richtung argumen-
tierender Autor hinweist — noch durch
eine zweite Tatsache verschärft: die Pro-
fessionalisierung der Politik, bei der diese
zu einem Feld geworden ist, das fast aus-
schließlich Angehörigen der Intelligenz
vorbehalten ist, seien sie Personal der
politischen Parteien oder Führungskader
in der staatlichen Administration (vgl.
Julliard 1977). Aus der Feststellung ei-
ner — wie man meint auch bei den gro-
ßen Arbeiterparteien eingetretenen —
Monopolisierung der Politik und Degra-
dation des Sozialen, gegen die die sozia-
len Bewegungen geeignete Wege und
Ziele finden müssen, leitet sich aber auch
eine rigorose Kritik der linksradikalen
marxistischen Strategien her: Auch „un-
sere Trotzkisten und anderen Autoritä-
ten der extremen Linken können sich
trotz ihrer Flut von Erklärungen — die
Revolution auch nicht anders vorsteller
als das absolute Dominieren der politi-
schen Sphäre. In diesem Sinne sind sie
klassische Politiker” (Julliard 1977, 5.
77).
Ihre eigenen Versuche, eine positive
demokratische Alternative zu erarbei-
ten, begreifen diese „Dissidenten’’ als
einen Versuch, der Schluß machen soll
mit den Anstrengungen der traditionel-
len Linken und bestimmten Sektoren
der radikalen Linken, das, was an sozia-
len und kulturellen Bewegungen nach
1968 neu in die Politik gekommen ist,
sich wieder einzuverleiben; laut Rosan-
vallon/Viveret gilt es, gegenüber der
„traditionellen revolutionären Kultur”,
die sie als „sozial-etatistisch” bezeich-
nen, den Versuch zu machen, eine neue
eigene Sprache zu entwickeln (Rosan-
vallon/Viveret 1977, S. 76).
Die zentralen Punkte des sich dabei
andeutenden alternativen Konzepts las-
sen sich etwa so resümieren:
®@® die sozialen Bewegungen sollen au-
ßerhalb der staatlichen Politik dezen-
tralisierte „soziale Experimente” re-
alisieren, womit eine Wiederaufwer-
tung des Sozialen, seine zumindest
punktuelle Neustrukturierung er-
reicht werden könnte; laut Rosan-
vallon/Viveret geht es um „eine Stra-
tegie des Experimentierens mit dem
Ziel, eine soci&amp;t€ civile wiederherzu-
stellen”. Auch Gorz (op. cit.) geht da-
von aus, daß man einen radikalen
Wandel nur erreichen kann „mit der
Entwicklung von allem, was ‚Nicht —
Staat’ ist, d.h. von autonomen Ver-
hältnissen und Aktionen. Das erfor-
dert als erstes auf der Ebene der Ge-
sellschaft die Schaffung neuer Räume
kollektiver und individueller Freiheit.’
die vielfachen Bindungen und Vernet-
zungen zwischen Staat und Gesell-
schaft sollen durch diese Umstruktu-
rierung des Sozialen als Aufgabe einer
Vielzahl partieller und dezentraler so-
zialer Bewegungen in Frage gestellt,
oder — wie in manchen Projekten —
radikal verringert und beschnitten
werden. Im Gegensatz zu den euro-
kommunistisch inspirierten Vorstel-
lungen sehen die hier vertretenen Kon-
zepte z.B. nicht die Anreicherung und
Ergänzung des Repräsentationsprin-
zips, sondern seine Kontrolle und vor
allem Begrenzung zugunsten der „di-
rekten Selbstverwaltung” vor; zwar
wird in einer solchen ‚autogestionären
selbstverwalteten Gesellschaft der
Staat nicht überflüssig; aber er soll
sich mit seiner Politik und seinen In-
stitutionen in klar umschriebenen
Grenzen bewegen.
drastisch reduziert werden soll vor al-
lem auch die Rolle und Autorität der
politischen Parteien gegenüber den so-
zialen Bewegungen und selbstverwal-
terischen Initiativen in der Gesell-
schaft; als Elemente der Kohäsion
und des Konsens übernehmen selbst-
verwalterische gesellschaftliche Or-
gane immer mehr Aufgaben, während
die Parteien „den Anspruch aufge-
ben müssen, aufalles eine Antwort
zu haben” und sich im wesentlichen
darauf beschränken sollen, die Debat-
te über gesellschaftliche Alternativen
wachzuhalten, als motorische Ele-
mente auf der Suche nach globalen
Lösungen zu fungieren, die den viel-
fältigen Organen einer erweiterten
gesellschaftlichen Selbstverwaltung
aus dem Blick geraten könnten”
(Julliard 1977. S. 153).
2.2 Die „Front der Wünsche und Bedürf-
nisse” — nur eine Vielfalt von Bewe-
gungen kann Emanzipation bedeuten
Die „Front der Wünsche und Bedürfnis-
se”, das ist eine ironisch gemeinte, viel-
leicht aber ungewollt positive Bezeich-
nung, mit der die Zeitschrift der KPI
von Bologna den sogenannten „kreati-
ven Flügel” jener „Autonomi” bezeich-
nete, die 1977 in dieser Stadt ein spek:
takuläres gegen die KPI—Politik gerich-
tetes Treffen organisierten. In Italien
wird in dieser Richtung vor allem um die
Zeitschrift AUTAUT herum versucht,
zum Verständnis des sozialen Aufbegeh-
rens eine Bedürfnistheorie zu formulie-
ren, in der Emanzipation nicht als Ideal.
sondern als Alltagsbedürfnis der Massen
verstanden wird (vgl. Rovatti 1976). In
enger Korrespondenz dazustehen die
theoretischen Diskurse der französischen
Wissenschaftler und Psychotherapeuten
Foucault, Deleuze und Guattari. Ihre
Überlegungen haben nicht nur in der so-
zialwissenschaftlichen und psychiatri-
schen Diskussion Aufsehen erregt; sie
sind mittlerweile mehr als ein Topos in-
nerhalb abgeschotteter intellektueller
Diskussionszirkel: in vielen Teilen der
Jugendbewegung verschiedener europä-
ischer Länder sind sie oder werden sie
gerade so etwas wie Leitfiguren für eine
andere Art, die eigenen sozialen Proble-
me und Aktionen zu interpretieren.
Ausgangspunkt ihrer zum Teil gemein-
sam geführten Reflexionen ist eine theo-
retische und politische Kritik des neue-
ren Marxismus und der freudianischen
Psvchologie:
® theoretisch, denn ‚,... was die Macht
ist weiß man wohl immer noch nicht.
Und Marx und Freud genügen uns
vielleicht nicht zur Erkenntnis dieser
so rätselhaften Sache ... Die Theorie
des Staates, die traditionelle Analyse
der Staatsapparate erschöpfen das Ak:
tionsfeld der Macht zweifellos nicht...
Aber auch der Begriff der ‚herrschen-
den Klasse’ ist nicht sehr klar” (De-
leuze/Foucault 1974 5 135f)
praktisch—-politisch wird die Spaltung
zwischen dem objektivierenden „re-
volutionären”” Diskurs und der per-
sönlichen Emanzipation kritisiert,
die kennzeichnend ist für die neuen
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linken politischen Bewegungen nach
68: „... hier im Innern unserer Mau-
ern, was ging hier wirklich vor? War
es ein Amalgam revolutionärer und
antirepressiver Politik? Ein Zweifron-
tenkrieg gegen gesellschaftliche Aus-
beutung und psychische Repression...?
Auf jeden Fall ist es diese familiäre
dualistische Interpretation, die die Er-
klärung der Ereignisse jener Jahre ge-
pachtet zu haben scheint.” (Fou-
cault 1978. S. 225)
Um in einer neuen Art der Wiederverei-
nigung eines Diskurses über das „objek-
tive” (gesellschaftliche) und das ‚„‚subjek-
tive” (des psychischen Apparates) das
Problem der Macht erkennen zu können,
halten sowohl Foucault wie auch De-
leuze und Guattari es zunächst für not-
wendig, den ökonomistisch eingeeng-
ten Begriffsrahmen des marxistischen
Denkens zu sprengen. Zu kritisieren ist
nicht nur die Verkürzung des Begriffs
der Ausbeutung aufeine physisch —ö6ko-
nomische und in der Fabrik als „Haupt-
widerspruch”” zu lokalisierende Größe:
ausgebeutet wird weniger „die musku-
löse Arbeitskraft und die manuelle Ge-
schicklichkeit der Arbeiter, als ihre Fä-
higkeit, sich technischen Apparaten zu
unterwerfen, kodierten Systemen, sehr
viel komplexeren Organisationsformen
der Alltagsarbeit, deren Systeme mehr
und mehr diversifiziert und miniaturisiert
werden” (Guattari 1977, S. 73 f.). Kri-
tisiert wird ebenso die Reduzierung des
Aufbegehrens auf das verobjektivierte
„Interesse’””. Dem stellen Deleuze und
Guattari die für sie zentralen Begriffe
des „Wunsches”’ oder des „Begehrens”
gegenüber, in denen die nicht rationali-
sierten Momente von „Emanzipation”
mit enthalten sein sollen. „Es ist das In-
teresse nicht mehr das letzte Wort. Es
gibt Investitionen des Begehrens, die er-
klären, daß man notfalls — nicht gegen
sein Interesse, denn das Interesse folgt
immer dem Begehren — tiefer und wei-
ter als es das Interesse vermag, begehrt”
(Deleuze/Foucault 1974, S. 137).
Ausgangspunkt für die Untersuchung
des ungeklärten Phänomens der Macht
ist für Deleuze und Guattari nicht der
Staat oder das verobjektivierte Klassen-
verhältnis, sondern vielmehr die Art der
libidinösen Konstitution des alltäglichen
Lebens der Massen. Gesellschaftliche
und politische Herrschaft ist möglich
nicht als nackte Oppression, sondern als
Eingehen auf bestimmte Wunschverket-
tungen und Begehren in den Massen:
„Es gibt Investitionen des Begehrens, die
die Macht modellieren und ausbreiten
und die dazu führen, daß sie ebenso auf
der Ebene der Polizisten wie auf der des
Ministers zu finden ist” (ebd., S. 138).
Das bedeutet, daß die Macht des
Staates und bestimmter Klassen eher
zu einem abgeleiteten und nachrangigen
Phänomen werden und die Ideologie zur
Repräsentantin dieser Verkettungen von
Wünschen, Interessen und Mächten. Die
verschiedenen sozialen Bewegungen spie-
len in diesem Kontext eine wichtige
Rolle: sie sind nicht nur diejenigen, wel
che das Problem der Macht neu auf die
Tagesordnung gesetzt haben, sondern
auch gerade in der zerstreuten und
scheinbar entpolitisierten und vieldeu-
tigen Form ihres Erscheinens Beweise
und Protagonisten des Denkentwurfs
von Guattari und Deleuze. Deren poli-
tische Annahmen sind die:
eine Gesellschaft, in der die Macht
nicht eindeutig lokalisierbar ist, kann
auch kein totalisierendes und hege-
moniales Zentrum kennen; der Ge-
danke einer Hegemonie der Arbeiter-
klasse in der Vielheit der Formen des
Aufbegehrens und in Konfrontation
zu einem klar umrissenen „bürgerli-
chen Block” ist Guattari so z.B. fremd
...diesedualistische Form von sozia-
ler Strukturierung wird untergehen,
sobald ... die (von ihnen intendier-
ten, A.E.) subjektiven Verkettungen
neuerer Natur zu funktionieren be-
einnen” (Guattari 1978. 5.46. f.).
kennen die Kämpfe so kein von vorn-
herein dominierendes soziales Sub-
jekt mehr (wie die Arbeiterklasse),
so ist auch ihre Pluralität und schein-
bare Ungebundenheit kein Kennzei-
chen der Unreife, sondern vielmehr
ein Postulat! „,... nicht zentrierte
Systeme ... Netzwerke, ... in denen
die Kommunikation zwischen belie-
bigen Nachbarn verläuft ... so daß 1o-
kale Operationen sich koordinieren
und sich das gesamte Endergebnis
unabhängig von einer zentralen In-
stanz synchronisiert ... eine solche
Vielheit (weist) jeden zentralisieren-
den oder vereinheitlichenden Auto-
maten als ‚asozialen Eindringling’ ab”
(Deleuze/Guattari 1976, S. 28).
Die sozialen Bewegungen sind also
„auf viele ‚Herde’ verstreut und zwar
nicht aus Schwäche oder Unvermö-
gen, sondern weil eine bestimmte To-
talisierung der Macht und der Reak-
tion angehört” (Deleuze/Foucault
1974-5, 138).
indem die Bewegungen bestimmte
Herrschaftsbereiche attackieren (Ver-
hältnisse in der Familie, der Schule,
der Lokalität) und dort die Macht
entlang ihrer eigenen Wünsche zu-
gleich Probleme der ‚,Makro-Politik
an. Die Vernetzung der Initiativen
und nicht eine getrennte repräsen-
tierende Institution soll in der Lage
sein, durch die „Mikropolitik des
Wunsches” (Guattari 1977) makro-
politische Veränderungen zu bewir-
ken.
Was also?—- so kann man fragen nach
der Skizze der Gegensätze zwischen ei-
ner erneuerten marxistischen und sich
in das eurokommunistische Projekt ein:
schreibenden Analyse (wie wir sie an-
hand der Castellschen Position darzu-
stellen versucht haben) und den Alter-
nativen der ‚‚.Dissidenten”
existiert schon eine neue Praxis, die
den sozialen Bewegungen als aner-
kannten Teilen eines in sich plurali-
stisch und demokratisch strukturier-
ten Blockes zusammen mit Parteien
und Gewerkschaften durch ihre Ein-
bindung in das Politische zu mehr
sozialer Autonomie verhilft? Oder
wird hier nur eine Praxis ihrer Unter:
ordnung und Zurichtung metapho-
risch umschrieben?
äußert sich in ihrer Bindung an unmit:
telbare Ziele, ihrem generellen Miß-
trauen gegenüber „großer Politik” die
Tatsache, daß sie ihre eigene Potentia-
lität noch nicht entwickelt haben?
Oder ist nicht umgekehrt gerade da-
rin das Neue, zur Reife Kommende
zu suchen?
Diese Fragen beginnt man sich auch im
Rahmen der eurokommunistisch orien-
tierten Diskussionen zu stellen — selbst-
kritisch, aber auch entschieden kritisch
gegenüber zentralen Annahmen der Kri-
tik der „Dissidenten”. Wir meinen gera-
de in dieser Diskussion Ausgangspunkte
für eine realistische Neufassung der durch
die sozialen Bewegungen aufgeworfenen
theoretisch—politischen Fragestellungen
zu finden.
3. DIE SOZIALEN BEWEGUNGEN —
EINE PRODUKTIVE VERUNSICHE-
RUNG
Selbstkritik, das bedeutet etwa bezogen
auf die KPI in Italien, wie Asor— Rosa,
einer ihrer Theoretiker, feststellt, daß
„uns die Niederlage der außerparlamen-
tarischen Gruppen dazu geführt hat, die
Existenz eines Bereichs von Anforderun
gen, von Bedürfnissen und gesellschaftli-
chen Realitäten zu unterschätzen, die
aus historisch erklärbaren Gründen von
der politischen Linie, die die Partei in
dieser Phase verfolgt, nicht gänzlich re-
präsentiert werden können” (Asor-Rosa,
Ochetto 1978). Sehr viel härter noch —
aus einer Position der kritischen Solida-
rität zu den eurokommunistischen Par-
teien — formuliert der spanische Theore:
tiker Claudin: „Die im Prinzip korrekte
Orientierung, den Kampf auch inner-
halb des aktuellen kapitalistischen Staa-
tes zu führen, und zwar nicht nur in sei-
nen repräsentativen Institutionen, son-
dern auch in seinen verschiedenen Appa-
raten, ist dabei, ihre praktische Umset-
zung in der Entwicklung von Tendenzen
hin zur Integration in den Staat und zur
Anpassung an die Logik der kapitalisti-
schen Mechanismen zu finden. Gleich-
zeitig wird den vielfältigen Formen, die
der politische und soziale Kampf außer-
halb der staatlichen Strukturen oder im
Widerspruch zu diesen nehmen kann —
und nimmt — die kalte Schulter ge-
zeigt” (Claudin 1978). „Die kalte Schul-
ter zeigen”, das kann auch heißen — wie
es Castells in einem kurzen Bericht von
einer Konferenz spanischer Stadtquar-
tiersorganisationen nur vage andeutet —
A
daß im Zweifelsfalle in einer links regier-
ten Kommune nicht das Wort der Bewe-
gung gilt, sondern das Wort der darin
dominierenden Partei, daß eine Links-
partei wie die PCE nicht auf mehr Auto-
nomie, sondern die fortschreitende Ver-
einnahmung der Bewegung setzt (vgl.
Castells 19783).
Wichtiger als die bloße Beschreibung
ist aber die Interpretation solcher Wer-
tungen und Attitüden. Christine Buci—
Glucksmann — eine Theoretikerin, die
als Mitglied der französischen KP arbei-
tet — begreift sie richtigerweise nicht
einfach als ein Hinterherhinken der
Praxis gegenüber schon formulierten An-
sprüchen; sie sieht in solchen Haltungen
vielmehr eine praktische Versuchung, die
gerade durch eine mangelnde theoreti-
sche Klärung der aktuellen Herausfor-
derungen begünstigt wird; diese treten
zutage in den offenen Fragen der Ver-
bindung von parlamentarischen und au-
ßBerparlamentarischem Kampf, den Fra-
gen der Beziehungen der traditionellen
Arbeiterbewegungen zu den neuen ge-
sellschaftlichen Bewegungen der Frauen,
der Jugendlichen, Intellektuellen, Öko-
logen usw. (vgl. Buci—-Glucksmann 1978).
Hinter diesen Fragen verstecken sich zu-
mindest drei Problemkomplexe.
Der erste betrifft die analytische Fas-
sung und Gewichtung der sozialen Kon-
flikte, an denen sich die Bewegungen
entzünden. Buci—-Glucksmann kritisiert
den Reduktionismus innerhalb einer
marxistischen Theorie, die all die mikro-
skopischen Machtbeziehungen, gegen
die die neuen sozialen Bewegungen re-
voltieren, gleich auf die Klassenverhält-
nisse zurückführen will (und damit ein
mangelndes Verständnis der.Logik dieser
Bewegungen, ihre Unterbewertung und
vorschnelle subalterne Einordnung in
eine Hierarchie der Widersprüche, wo
die Arbeiterklasse obenan steht, begün-
stigt). Sie fordert eine intensive theore-
tische Beschäftigung mit der ganzen Viel-
falt von Machtbeziehungen, wie sie in
Familie, Schule, der Beziehung der Ge-
schlechter zutage treten und durch die
Bewegungen der Frauen, der Jugendli-
chen entprivatisiert und für die Politik
„entdeckt’”” worden sind. Hier hängen
die Leerstellen und die praktische Un-
entwickeltheit des Konzepts der Hege-
monie bei Gramsci (Hegemonie als
Herrschaft und Führungsfähigkeit, die
in den zahlreichen Institutionen von
Staat und Gesellschaft unter Beweis ge-
stellt werden muß) und das Aufkommen
der Foucaultschen Analysen der ‚,Mikro-
herrschaften”” eng zusammen (vgl. Buci—
Glucksmann 1978).
Ein zweiter Problemkomplex betrifft
die eigene positive Konzeption des an-
zustrebenden Verhältnisses des Politi-
schen und des Sozialen. Legen nicht
auch die fortgeschrittensten Konzepte
des Eurokommunismus, wie wir sie bei
Ingrao oder auch Castells finden, das
Gewicht zu sehr auf die Restrukturierung
des Politischen (der demokratisierte
Staat und die politische Partizipation),
während das Problem der Restruk turie-
rung und der Aufwertung des Sozialen
(neue Formen der gesellschaftlichen
Selbstverwaltung und des sozialen und
kulturellen Lebens) gegenüber der Poli-
tik aus dem Blickfeld gerät?
Solche kritischen Fragen und Hypo-
thesen stellt etwa Poulantzas, der dabei
auch gleich noch den dritten Problem-
komplex im Auge hat: die Frage der
Organisation von Gegenmacht, nicht
einfach als Frage „der Partei”, sondern
vielmehr als Frage des Verhältnisses von
Parteien und Bewegungen. Sicher, Ca-
stells wie auch Ingrao fordern eine akti-
ve Präsenz der Parteien der Linken in
den Bewegungen. Wie aber ist es möglich,
nicht bevormundend in ihnen aktiv zu
sein und doch zugleich jene Aufgabe der
„Globalisierung” und „Synthetisierung”
zu spielen, die Ingrao der Partei zu-
schreibt? Ist eine möglichst enge „,har-
monische” Verbindung oder nicht um-
gekehrt die klare Scheidung und relati-
ve Autonomie beider Seiten „eine gewis
se nicht zu reduzierende Spannung ZWi-
schen den Arbeiterparteien und den so-
zialen Bewegungen die notwendige Be-
dingung für die Dynamik eines Über-
gangs zu demokratischen Formen des
Sozialismus? ” (Poulantzas 1979)
Von Positionen wie den gerade ge-
nannten aus, die die Krise des Marxis-
mus selbstkritisch als ein Nicht-einge-
löst-haben seiner eigenen kritischen Mög-
lichkeiten interpretieren, werden aber
auch die alternativen Konzepte der „,Dis-sidenten” einer deutlichen—undwiewir meinen recht begründeten — Kritikunterzogen. Die verschiedenen Ansätzesolcher Anti—Kritik lassen sich letztenEndes auf einen Punkt bringen. Es ist
der Vorwurf, daß in der referierten, von
der „politischen Ökologie” und der
„Theorie der Wünsche und Bedürfnisse”
inspirierten Debatte die Dialektik zwi-
schen der Krise des Sozialen — aufschei-
nend in den neuen sozialen Bewegun-
gen — und den Formen des Politischen,
der Staatsmacht, reduktionistisch be-
handelt oder ganz ausgeblendet wird.
Diese These läßt sich in drei Komplexen
verifizieren.
(1) In einem Teil der Diskussion wird
eine neue dezentralisierte Organisierung
des Gesellschaftlichen gefordert und in
unterschiedlicher Weise skizziert (bei
Gorz oder auch Foucault und Deleuze).
Ein konkretes Konzept, was mit jener
herrschenden Politik werden soll, die
„außerhalb” der eigenen gesellschaftli-
chen Politik bleibt (tut sie das wirklich? )
fehlt hier. Wie Buci-Glucksmann sagt,
„bleibt dabei der Staats—-Leviathan völ-
lig unangetastet. Sicherlich, die Macht
reduziert sich nicht auf ein einziges
Zentrum der staatlichen Herrschaft,
geht man mit Gramsci davon aus, daß
der erweiterte Staat sich auf die Institu-
tionen und Apparate der Hegemonie
stützt. Unter diesem Gesichtspunkt
(Hervorh. A.E.) können die Analysen
von Michel Foucault — liest man sie aus
den Augen der gramscianischen Proble-
matik der Ausweitung des Staates — äu-
Rerst anregend sein.” Aber, so unter-
streicht sie dann, man mußsich sehr
genau vergegenwärtigen, daß es sich da-
bei immer um „eine Ausweitung der
Macht des Staates handelt. Man vergißt
dies allzuleicht um den Preis all jener
Traumhausutopien” (einer sich selbst
verwaltenden Gesellschaft, die den Staat
negiert, A.E.) (Buci-Glucksmann 1977,
S-174£{)
(2) Aber auch dort, wo aus einer radikal
‚autogestionären’ Position wie der von
Julliard das Staatsproblem in den Blick
genommen wird, stellen sich sofort Fra-
gen (zu Gemeinsamkeiten und Differen-
zen mit Guattari vgl. Guattari/Julliard/
Lapassade 1978): der sich in seinen Ak-
tionen selbst begrenzende Staat, der sich
klar von der Gesellschaft scheidet und
damit von ihr leichter zu kontrollieren
ist — wer stellt ihn her, wer garantiert
ihn? Handelt es sich hier nicht um einen
nur modifizierten Rückfall in die sozial-
demokratische Utopie des durch alle Kri-
sen des Sozialen hindurch zu garantieren-
den Rechtsstaates, eines statischen Über-
baus auf einer dynamischen sozioökono-
mischen Basis? Nicht zufällig hat Michel
Rocard aus der Führung der Sozialisti-
schen Partei Frankreichs ein Konzept zu
entwickeln versucht, in dem für gesell-
schaftliche Veränderung das Nebeneinan-
der „sozialer Experimente” und eines ga-
rantierenden/tolerierenden Staatswesens
wesentlich sind. Serge Mosovici — einer
der wichtigsten Theoretiker einer „poli-tischen Ökologie”—argumentiertdage-gen, daß das bedeutet, „ein Laboratori-um für marginale Gruppen zu schaffen,abgeschirmt durch eine wohlfundiertezentrale Autorität. Es muß vielmehr da-rum gehen, daß die, die die sozialen Ex-
perimente machen, sich selbst das Recht
und die Macht auf ihre Verbreitung, SO-
wie Prüfung ihrer Wirkung und Erfolge
vorbehalten” (Mosovici 1978). Das
Recht und die Macht? Ist damit nicht
die Frage wieder offen, auf die hin Ro-
card in seinem neoreformerischen Kon-
zept immerhin eine Lösung zu präsentie
ren sucht? Ist aber nicht die auf Gram-
sci gegründete, im Eurokommunismus
enthaltene Vorstellung von einem Staat,
dessen Institutionen und vielfältigen Be-
ziehungen sich mit der Machtverlage-
rung und Neustrukturierung im Gesell-
schaftlichen mitverwandeln müssen,
im doppelten Sinne „progressiver”” als
die Vorstellung eines lediglich „gebän-
digten” und in seinen Beziehungen zum
Gesellschaftlichen „beschnittenen”
Staates?
(3) Und schließlich: sind nicht die Fra-
gen schon falsch gestellt, wenn man das
Verhältnis von Sozialem und Politischem
in den Begriffen des Gegenübers von
„Bedürfnissen”” und ‚„‚Macht” themati-
siert, so wie das bei Deleuze und Guatta-
ri der Fall ist? Tatsächlich lesen sich die
politischen Äußerungen der beiden auf
weite Strecken nicht anders denn als eine
Apotheose des status quo vieler sozialer
Bewegungen: ‚Sie werden nicht um ei-
A
nen einheitlichen theoretischen Korpus
zentriert sein .. sie werden polyzen-
trisch sein ... nicht alle dieselbe ste-
reotype Sprache sprechen ... Wider-
sprüche, ja sogar irreduzierbare Antago-
nismen können zwischen ihnen existie-
ren...” (Guattari 1978a). Mit einem
Blick auf solche Forderungen als Über-
höhung eines Zustandes vieler Bewe-
gungen wären die Konsequenzen des
Faktums auszuloten, auf dem der ita-
lienische marxistische Theoretiker Do-
nolo insistiert: die sozialen Bewegungen
selbst enthalten „eine interne Duplizi-
tät, die hervorgeht aus der Verschrän-
kung der Sozialisierung des Politischen
und der Politisierung des Sozialen”
(Donolo 1978). Das unterstreicht nicht
nur, daß jedes handelnde Subjekt immer
zugleich gesellschaftlicher Agent und
Staatsbürger ist, sondern es bedeutet
auch, daß Bedürfnisse und Aktionsfor-
men der sozialen Bewegungen niemals
ganz originär, eigenes „„Begehren’’ sind,
sondern immer auch den Stempel des po-
litischen Kontextes tragen, der sie prägt.
Zwei wichtige Schlußfolgerungen lassen
sich von dort ziehen, die eine theore-
tisch-analytischer, die andere politisch-
strategischer Natur.
Die erste trifft Donolo, wenn er davon
ausgeht, daß sich in den Bewegungen
selbst, gerade unter den gegenwärtigen
Verhältnissen einer Krise der Linken und
einer Offensive der herrschenden Macht,
ein wie er sagt, „unentwirrbares Netz von
emanzipatorischen und befreienden wie
aber auch regressiven Momenten” offen-
bart. Die Analyse eines so verstandenen
„Oszillierens’” der einzelnen Bewegungen
— Tendenzen, in denen nach meiner Mei-
nung die noch stammelnde Suche nach
neuen Ausdrucksformen und Auswirkun-
gen des staatlichen Sprachverbots sich
miteinander vermischen — bleibt versperrt
in der einseitig positiven Interpretation
der neueren Bewegungen auf der Folie ei-
ner Dualisierung von Staats-Macht und
sozialen Bedürfnissen, wie sie bei Guatta-
ri/Deleuze geschieht.
Eine zweite Schlußfolgerung betrifft
die möglichen Konsequenzen einer po-
litischen Praxis aus der Optik dieses the-
oretischen Ansatzes: Ist nicht gerade das
einseitige Beharren auf den „Tugenden”,
die Guattari u.a. feststellen zu können
glauben „,die beste Garantie dafür, daß
diese Bewegungen durch die Politik des
Neokorporativismus wieder eingeholt
werden, vereinnahmt werden können
durch neu institutionalisierte Formen
der Gewinnung von Klientel, integriert
durch eine Art permissiver Repressivität
dieses Staats, so wie er heute ist?
(Poulantzas 1979)
Mit unserem Versuch, den Blick für lau-
fende Kontroversen zu öffnen, die die
sozialen (städtischen) Bewegungen be-
treffen oder von ihnen ausgingen, sind
wir hier an einem Ende angekommen. Es
ist ein Ende, das wir aber nicht anders
denn als Ausgangspunkt für ein kollekti-
ves theoretisches Weiterdenken in der
Linken verstehen können. ‚Gelingt dies.
dann kann man auch die Redeweise än-
dern. Statt der Feststellung: Der Marxis-
mus steckt in einer Krise, kann man sa-
gen: ‚Endlich ist die Krise des Marxismus
zum Ausbruch gekommen! Endlich ist
sie zutage getreten! Endlich befreit sich
etwas Lebendiges aus und in der Krise!”
(Althusser 1978)
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Zur Diskussion
Hartmut Häußermann, Walter Siebel
Replik auf die Kritiken in ARCH+ 45
Die in Arch+ 45 und in verschiedenen
Diskussionen geäußerten Kritiken an
unserem Editorial „Krise der Stadt? ”
(Leviathan 4/78) bzw. „Die Stadt im
traditionellen Sinne hat aufgehört zu
existieren” (FR 15.11.78) wollen wir
im folgenden weniger durch eine Ein-
zelsortierung („richtig/falsch”) als
durch eine präzisierende Neuformulie-
rung unserer Thesen beantworten. Da
uns die Kritik in einigen Punkten sehr
fruchtbar erscheint, hoffen wir, mit
dieser Art der Antwort die Diskussion
weiterzuführen. Wir werden auf Einzel
heiten daher nur dort direkt eingehen,
wo wichtige Einwände uns zu Modifi-
kationen veranlaßt haben bzw. um zu
begründen, warum wir trotz der Kritik
an bestimmten Positionen festhalten.
DIE PROBLEMPERZEPTION DER
POLITISCHEN ADMINISTRATION
Angelpunkt der ‚offiziellen‘ Definition
einer Krise der Stadt ist heue der Bevöl-
kerungsverlust der Städte, resultierend
aus Geburtenrückgang und Abwande-
rung von Haushalten ins Umland. Da-
mit sind vier Konsequenzen verbunden,
die als krisenhaft angesehen werden:
1) Verschlechterung der Finanzsitua-
tion in den Kernstädten
2) Ungleichgewichte in der Nachfrage
nach sozialer Infrastruktur
3) Erhöhter Landschaftsverbrauch
4) Verschärfung großräumiger und
kleinräumiger Segregation.
Ihre besondere steuerungspolitische
Dramatik erhalten diese Tendenzen
durch die Annahme selbstverstärken-
der Effekte in der Entwicklung des
Verkehrs und des Wohnungsmarkts.
Diese hier stark verkürzte Charakte-
risierung der „offiziellen’”” Definition
einer Krise der Stadt ist weitgehend ak-
zeptiert worden. Kritik richtete sich
vor allem auf den Segregationsaspekt.
Wir wollen daher die Argumentation
in diesem Punkt etwas ausführen: Die
Wanderungsbewegungen sind selektiv:
unter den Abwanderern sind Haushalte
aus der Mittel— und Oberschicht und
junge expandierende Haushalte mit
kleinen Kinder überrepräsentiert. Bei
den Zuwandernden überwiegen Allein-
stehende, Ehepaare ohne Kinder und
Angehörige der Unterschicht. Das
könnte — so Pfeiffer (1976) — langfri-
stig zu einer Polarisierung zwischen
Umland und Kernstadt führen: Im Um-
land würden sich die politisch und öko-
nomisch aktiven sozialen Gruppen kon-
zentrieren, während die Kernstadt zum
Auffangbecken der Armen, der Alten,
der marginalisierten Gruppen, der poli-
tisch und ökonomisch weniger Aktiven
wird. Pfeiffer hat an diese Tendenz zur
großräumigen Segregation die Befürch-
tung geknüpft, es könne sich eine neue
Großstadtfeindschaft entwickeln, die
die Durchsetzung großstadtbezogener
Reformen zunehmend erschwere. Zu-
gleich vollzögen sich innerstädtische
Wanderungsbewegungen, die die sozia-
len Klassen auch in den Städten selbst
auseinanderrücken ließen bis hin zum
Entstehen ghettoartiger „Inseln der Ar-
mut” (Pfeiffer).
Soweit die offizielle Problemperzep-
tion, die insofern eine administrative
Perspektive darstellt, als sie die durch
Zufälligkeiten administrativer Grenzen
definierten Wanderungssalden und Ge-
bietseinheiten zur Basis ihrer Argumen-
tation macht. Eine so dramatische Ein-
schätzung zweifellos zu beobachtender
Segregationsvorgänge scheint zudem
an allzu direkt gezogenen Parallelen zur
amerikanischen Situation gewonnen:
Suburbanisierung ergießt sich bei deut-
schen Großstädten in der Regel in
schon vorhandene Gemeinden, die So-
zialstruktur dieser Gebiete ist also kei-
neswegs so homogen — wie auch die
Sozialstruktur der in der Kernstadt
verbleibenden Bevölkerung keineswegs
mit der ethnisch klar abgrenzbaren Un-
terklasse amerikanischer Ghettos ver-
gleichbar ist. In der BRD bildet sich ge-
genwärtig auch deshalb keine eindeutig
homogene Sozialstruktur der Innen-
stadtbevölkerung heraus, weil sich in
innenstadtnahen, ehemals großbürgerli-
chen Wohnvierteln durchaus noch attrak
tive Wohnsituationen auch für potentiel-
le Abwanderer finden lassen. Die zu er-
wartende innerstädtische Sozialstruktur
ist also heterogen, was sich räumlich in
einer Hierarchisierung innerstädtischer
Teilgebiete niederschlägt. 1)
Damit ist aber der Dreh— und Angel-
punkt der offiziellen Problemdefinition
von Krise der Stadt, die Tatsache des
Bevölkerungsverlustes, noch nicht in
Frage gestellt, und daher auch die Basis
für die Formulierung alternativer Kon-
zeptionen nicht geschaffen. Wir wollen
im folgenden noch einmal kurz die ge-
genüber der extensiven Wachstumspoli-
tik veränderten Planungsstrategien der
Großstädte charakterisieren, um dann
die damit verbundene soziale Problema-
tik zu analysieren. Die offziellen Stadt-
entwicklungsstrategien sollen Abwande:
rung verhindern oder wenigstens brem-
sen. Stadtentwicklungsplanung zielt
nicht mehr auf ökonomisches Wachs-
tum der Innenstadt um jeden Preis, ver-
zichtet deshalb auch auf großvolumigen
Umbau von Innenstadtrandquartieren;
anstelle von Funktionssanierung wird
behutsame Revitalisierung vorhandener
Funktionen betrieben. Diese Änderun-
gen in der Zielsetzung sind verbunden
mit einer Rücknahme des Anspruchsni-
veaus: Stadterneuerung vollzieht sich in
kleinen Schritten, zeitlich gestaffelt,
manchmal nicht mehr als ein paar Häu-
ser oder einen Block auf einmal in An-
griff nehmend. Zumindest auf den er-
sten Blick kann das als radikale Abkehr
von den Planungsprinzipien früherer
Jahre erscheinen, zumal damit auch ei-
nige wesentliche Forderungen der Kri-
tik an der Sanierungs und Stadtentwick-
lungspolitik der 60er Jahre eingelöst
worden sind. Dieser Eindruck einer
grundsätzlichen Wende aber bleibt an
der Oberfläche. Unsere Haupt-These
richtet sich darauf, daß die gegenwärtig
betriebene Stadtentwicklungspolitik in
ihren Zielen keineswegs neu und hin-
sichtlich ihrer sozialpolitischen Vertei-
lungswirkungen keineswegs gerechter
ist. Es handelt sich vielmehr um die alte,
auf Sicherung der Verwertungsmöglich-
keiten innerstädtischer Standorte und
auf Erhalt und Besserung der eigenen Po-
sition in der interkommunalen Konkur-
renz gerichtete Politik. Was sich geän-
dert hat, sind vor allem die ökonomischen
Rahmenbedingungen, an die sich diese
Politik hat anpassen müssen.
Das Phänomen der Randwanderung
ist keineswegs neu. Es ist vielmehr cha-
rakteristisch für Stadtentwicklung seit
der Industrialisierung. Der Ausdehnung
der Städte ins Umland liegen zwei säku-
lare Trends zugrunde: das Wachstum
der Agglomerationen insgesamt und die
Zunahme der Wohnfläche pro Haushalt.
Da sich außerdem die Zahl der Haushal-
te, auch bei gleichbleibender oder ab-
nehmender Bevölkerungszahl, vergrö-
Bert, ist es schlicht unausweichlich, daß
Städte gegenwärtig — auch in Zukunft -
immer mehr Platz brauchen. Wenn die
Tatsache, daß heute Randwanderung
zum Ausgangspunkt weitgreifender Ent-
wicklungsstrategien gemacht wird, dann
erscheint das nur verständlich, weil seit
der Gemeindefinanzreform mit dem Ne-
gativ-Werden des Wanderungs—-Saldos
finanzielle Konsequenzen unmittelbar
verbunden sind. Die übrigen Probleme
— Infrastrukturkapazitäten, Zersied-
lung, Segregation — haften dagegen an
Mobilitätsvorgängen generell, gleichgül-
tig, ob sie kommunale Hoheitsgrenzen
berühren oder nicht.
Es handelt sich aber nicht nur um
ein altes Phänomen städtischer Entwick:
lung, sondern zumindest teilweise auch
um ein Phänomen, das die Städte noch
in den 60er Jahren indirekt und teilwei-
se sogar direkt gefördert haben. Es muß
daher doch verblüffen, daß seit langem
ablaufende Prozesse heute zum zentra-
len Problem in der stadtentwicklungspo-
litischen Diskussion geworden sind, Pro-
zesse. die obendrein durch Stadtentwick-
lungsstrategien mitverursacht sind. Der
entscheidende Grund für die Aktualität
des Themas Bevölkerungsverlust der grO-
ßen Städte ist denn auch gar nicht die
Abwanderung als solche, sondern die
Tatsache, daß heute angesichts reduzier-
ten Wachstums weder genügend Zuwan-
derer noch genügend Investitionen nach
rücken, um die freiwerdenden Flächen
und Gebäude rentabel zu füllen. Es ist
also zumindest eine schiefe Definition
des Problems, die „Krise der Städte”
mit der Abwanderung der Wohnbevöl-
kerung zu identifizieren. Die „Krise der
Städte” ist vielmehr eine Erscheinungs-
form wirtschaftlicher Stagnation. Erst
durch den nachlassenden Nachfrage-
druck nach innerstädtischen Standorten
seitens profitablerer Nutzungen ist das
alte Phänomen der Randwanderung der
Bevölkerung zu einem Problem der Ad-
ministration geworden. Dieser Wandel
der ökonomischen Rahmenbedingungen
und die Anpassungsreaktionen der Stadt-
entwicklungspolitik lassen räumliche
und soziale Verteilungwirkungen schär-
fer auftreten als zu Zeiten, in denen aus
dem Füllhorn ökonomischen Wachs-
tums auch sog. Folgeprobleme leichter
zu überdecken bzw. zu kompensieren
waren. An diesen verteilungspolitischen
Wirkungen haben nach unserer Meinung
sozialwissenschaftliche Kritik und Über-




Die gegenwärtig unter dem Titel Trend-
wende betriebene Stadtentwicklungspo-
litik als auf Stabilisierung gerichtete er-
haltende Erneuerung dient wie eh und
je der Sicherung der Verwertungsmög-
lichkeiten der innerstädtischen Stand-
orte — nur sie ist eine Strategie zweiter
Wahl! Angesichts fehlenden Drucks in
Richtung auf Ausweitung tertiärer Ar-
beitsflächen besinnt man sich auf die
nächste zahlungskräftige Nutzung, und
das ist das ‘gehobene Wohnen’ — eine
Ausweichstrategie, die durch die Ge-
meindefinanzreform den Kommunen
nahegelegt worden ist.
Diese Strategien können — darauf
weisen Bodenschatz/Harlander zu
Recht hin — an reale Markttendenzen
anknüpfen: die Nachfrage nach Wohnun-
gen an ausgewählten innerstädtischen
Standorten scheint sich zu verstärken.
Dahinter steht weniger eine Änderung
von Wohnbedürfnissen als die Tatsache,
daß die Zahl der Haushalte, die eine
Affinität zu innerstädtischen Standor-
ten aufweisen (kinderlose 1— und 2—
Personenhaushalte) im Zuge grundle-
gender Tendenzen der Veränderung von
Familienstrukturen zunimmt. Daneben
hält der Drang nach draußen bei expan-
dierenden Haushalten mit entsprechen-
den Einkommen ungebrochen an. In
dem Maße, in dem die Markttrends
räumlich gesehen in zwei entgegenge-
setzte Richtungen weisen, muß sich
eine Stadtentwicklungspolitik, die sich
weiterhin an den Markt bloß anpaßt. auf
zunehmend standortunspezifische Maß-
nahmen zurückziehen. Eben das ist
festzustellen: Steuerersparnisse, Bau-
Sparförderung, Energiesparprogramme,
Wohngeld und auch die Modernisie-
rungsmittel sind keine Instrumente, die
zur Steuerung von Wohnstandortver-
halten wirksam eingesetzt werden kön-
nen. Der sich abzeichnende Rückzug
aus der Objektförderung im Wohnungs-
bau vermindert solche Möglichkeiten zu-
sätzlich. Der fast überall weiter betriebe-
ne Ausbau von Straßenverbindungen
zwischen Innenstadt und Umland und
die Erweiterung der Netze des öffentli-
chen Personennahverkehrs in die Region
fördern die Mobilitätsmöglichkeiten
weiter.
In diesem Nebeneinander „kernstadt-
bezogener Maßnahmen” und solchen,
„die .den Regionalisierungsprozeß eher
begünstigen” (v. Einem et al, S. 48), wer-
den drei Dilemmata der Stadtentwick-
lungspolitik deutlich:
1) Die im Sinne kommunaler Wirtschafts:
förderung betriebene Ausweitung des
Einzugsbereichs der innerstädtischen
Märkte durch den Ausbau der Stra-
Ben— und Bahnverbindungen in die
Region öffnet zugleich das Umland
als Wohnstandort für die in der In-
nenstadt Beschäftigten, erleichtert
also die Abwanderung der Wohnbevöl.
kerung.
Während die Kommunen sich ver-
stärkt darum bemühen, die einkom-
mensstarken Haushalte zu halten,
verringert der Bund, um ‚Investi-




Schließlich ist die kommunale Politik
des Bremsens der Abwanderung in
sich widersprüchlich: die als Brems-
mittel propagierte Verbesserung in-
nerstädtischer Wohnsituationen hat
selbst unumgänglich weitere Abwan-
derung zur Voraussetzung. Blockent-
kernung, Anhebung der Infrastruktur
ausstattung, Schaffung von Freiflä-
chen, Einbau von Bädern — all dies
sind Maßnahmen, die zwangsläufig
Flächen brauchen, die bisher zum
Wohnen genutzt werden konnten.
Orientiert auf gut verdienende pOo-
tentielle Abwanderer müssen sie au-
ßerdem einen Standard an Ausstat-
tung und Wohnfläche realisieren, für
den weitere Wohneinheiten geopfert
werden müssen, d.h.: die Verbesse-
rung innerstädtischen Wohnens för-
dert die Abwanderung in absoluten
Zahlen. Der Effekt der gegenwärtig
betriebenen Modernisierungsstrategie
wird also weniger in einem Abbau
der Wanderungsdefizite bestehen als
in einer sozialen Umverteilung. Die-
jenigen Haushalte, die sich gegenwär-
tig einen Umzug ins Umland nicht lei-
sten können, werden zu einer Art von
Mobilität gezwungen, die sie auf kei-
nen Fall wünschen können. Hierin
könnte aber der Keim zu einer tat-
sächlichen Krise der Stadt liegen, die
auch politisch relevante Folgen hätte
2
Die erhöhten Schwierigkeiten profi-
tabler Verwertung innerstädtischer
Standorte (und der Auslastung der Bau-
kapazitäten) versucht man — neben dem
Eigenheimbau — durch eine forcierte
Aufwertung innerstädtischer Wohnstand-
orte zu beheben, die zu Lasten der Wohn:
versorgung der unteren Einkommensgrup
pen geht, die sich weder den Eigenheim-
bau im Umland noch die Mieten der mo-
dernisierten Altbauten leisten können.
Eine Problemdefinition, nach der die
Krise der Stadt durch die Abwanderung
der Mittel- und Oberschicht bedingt ist
führt so notwendig zu Maßnahmen mit
relativen und absoluten Effekten negati-
ver Umverteilung:
a) Die chronische Knappheit der öf-
fentlichen Finanzen zwingt dazu, mög-
lichst viel privates Kapital für Moderni-
sierungsmaßnahmen zu mobilisieren.
Das gelingt dort am besten, wo durch
die Investition eine höhere Rendite zu
erwarten ist, d.h. dort, wo höhere Ein-
kommensgruppen Wohnungen nachfra-
gen könnten. Der Versuch, durch öf-
fentliche Modernisierungssubventionen
privates Kapital in Modernisierungsmaß-
nahmen zu lenken, bedingt also eine
Konzentration öffentlicher Ressourcen.
d.h. planerischer und finanzieller Kapa-
zitäten auf die bessere Wohnungssub-
stanz in den besseren Wohngegenden
und zugunsten der finanzkräftigeren
Haushalte.
b) Die gegenwärtige Modernisie-
rungspolitik kann die Wohnungsver-
sorgung der unteren Einkommensgrup-
pen auch absolut verschlechtern. Mo-
dernisierung kann im Unterschied zu
Neubaumaßnahmen noch nicht einmal
die Theorie der Sickereffekte — wobei
offen bleiben kann, welchen „Sicker-
effekt’”” Neubauten im oberen Stan-
dardbereich empirisch nun tatsächlich
haben — für sich in Anspruch nehmen,
wonach jeder Neubau, da er den Woh-
nungsbestand absolut vergrößert, ver-
mittelt über Umzugsketten zu einer
Verbesserung der Wohnungsversorgung
auch der unteren Einkommensschichten
beiträgt. Modernisierung erweitert nicht
das Wohnungsangebot, sondern verbes-
Ssert den Bestand, was — wie gezeigt —
zwangsläufig die Zahl der Wohneinhei-
ten verringert. Angesichts relativ scharf
gegeneinander abgegrenzter Wohnungs-
teilmärkte bedeutet Modernisierung,
daß der Teilmarkt billigen Wohnraums
um Wohneinheiten verringert wird, wel-
che durch die Modernisierungsmaßnah-
men einer höheren Wohnungspreisklasse
hinzugefügt werden. Modernisierungs-
maßnahmen verengen also den für un-
tere Einkommensgruppen zugänglichen
Wohnungsmarkt zugunsten einer Erwei-
terung des Angebots an gehobenen Woh-
nungen, Dieser Effekt dürfte noch schär-
fer sein, wenn Modernisierung verbun-
den wird mit Umwandlung von Miet-
wohnungen in Eigentumswohnungen.
Man kann argumentieren, daß gerade
diese Effekte Notwendig sind, wenn ei-
ne profitable privatwirtschaftliche Nut-
zung innerstädtischer Standorte gewähr-
leistet werden soll: Der Abzug der ein-
kommensstärkeren Bewohner war früher
deshalb kein Problem, weil die Hausbe-
sitzer zweierlei Kompensationen erwar-
ten konnten: entweder die Standorte
wurden anderen Nutzungen zugeführt
oder die Wohnungen wurden mit Gast-
arbeitern aufgefüllt, die (vorübergehend)
eine hohe Miet—-Rendite abwarfen — be-
sonders dann, wenn in Erwartung der
ersten Alternative keine Investitionen
mehr vorgenommen wurden. Wenn nun
beide Kompensationsmechanismen
nicht mehr funktionieren, weil das öko-
nomische Wachstum und damit die
Gastarbeiterzuwanderung und die Aus-
dehnung kommerzieller Nutzungen
nachläßt, dann werden innerstädtische
Standorte durch den Abzug der Ein-
kommensstarken entwertet; die Posi-
tion der Einkommensschwachen auf
einem so vergrößerten Wohnungsmarkt
könnte sich verstärken, die Rendite
würde sinken. Desinvestitionen und
verschärfte Segregation brächten einen
Verslumungsprozeß in Gang. Verbesse-
rung des Wohnungsstandards und des
Wohnumfelds können solche Prozesse
aufhalten — außerdem werden durch
die damit verbundene Verengung des
Wohnungsmarkts für Einkommens-
schwache in den Gebieten, wo Moder-
nisierungspolitik nicht Fuß faßt, durch
Verstärkung der Nachfrage die Rendi-
temöglichkeiten gesichert.
Die negativen Umverteilungsef fekte
der kommunalen Revitalisierungsstra-
tegien sind insofern schärfer bzw. ein-
deutiger identifizierbar als die der Ter-
tiärisierungspolitik vor der sogenann-
ten Trendwende, als damals nicht nur
Angehörige der Unterschicht, sondern
ebenso bürgerlich—-mittelständische
Gruppen von den negativen Wirkungen
auf den Wohnbereich betroffen waren.
Die Entstehungsgeschichte der Bürger-
initiativbewegung ist ein Beleg dafür.
In dem Maße, in dem kommunale Ent-
wicklungspolitik nicht mehr wie früher
— WO es an der Oberfläche um Kon-
flikte zwischen „Arbeiten” und „Woh-
nen” ging — auf „städtische Funktio-
nen” gerichtet ist, sondern offensicht-
lich auf bestimmte soziale Gruppen
Bezug nimmt, verliert sie auch ihren
Schein von an Sachnotwendigkeiten
und Allgemeinwohl orientierter Neu-
tralität, der die Kommunalpolitik in
der Vergangenheit so seltsam „unpo-
litisch” erscheinen ließ.
Ebenfalls im Unterschied zur frühe-
ren Tertiärisierungspolitik stellen auf-
tretende Verdrängungseffekte die Ra-
tionalität einer auf Stabilisierung ge-
richteten erhaltenden Erneuerung un-
mittelbar in Frage: früher konnte die
Verdrängung der Wohnbevölkerung
zwar als bedauerliche, aber doch un-
vermeidbare und durchaus zielkonfor-
me direkte oder indirekte Nebenfolge
der Ausweitung des tertiären Sektors
und des Ausbaus des Verkehrsnetzes
ausgegeben werden. Heute beeinträch-
tigen Verdrängungseffekte den Erfolg
der Sanierungspolitik selbst: Mit der
Stabilisierung eines Teilgebietes ist we-
nig gewonnen, wenn sie via Verdrän-
gung zur Destabilisierung anderer Ge-
biete führt.
Von Kkrisenhaften Tendenzen in der
Stadtentwicklungspolitik ist also in ei-
nem doppelten Sinn zu sprechen: auf
der ideologischen Ebene als einem Brü-
chigwerden ihrer Selbstrechtfertigung;
sie fördert, was sie zu vermeiden vor-
gibt; statt die Entwicklung zu stabilisie-
ren, verschiebt sie lediglich die destabi-
lisierenden Momente; undstatt die
Abwanderung zu bremsen, forciert sie
sie. Auf der distributiven Ebene führt
sie direkt und indirekt zu einer Ver-
schlechterung der Wohnungsversor-
gung unterer Einkommensgruppen und
subventioniert solche Gruppen, die
sich eine gute Wohnsituation — wenn
auch draußen — mit Hilfe der schon
lange praktizierten Förderungsinstru-
mente leisten können. Ihnen werden
zusätzliche Wahlmöglichkeiten in den
Innenstädten gesichert. ‚Krisenhaft’
sind diese Tendenzen nicht im Sinne
Ökonomischer Zusammenbruchsten-
denzen; solche sind allein auf kommu-
naler Ebene nicht identifizierbar. Ge-
meint ist hier lediglich eine Entwick-
lung, die nicht ohne weiteres durch po
litisch—-administratives Management
verdeckt werden kann und die länger-
fristig politische Sprengkraft jenseits
der administrativen Steuerungskapazi-
tät entwickeln könnte.
Wenn wir hier von möglichen kri-
senhaften Tendenzen sprechen, dann
also im Sinne eines engeren, „politi-
schen” Krisenbegriffs. Er bedarfsicher-
lich der theoretischen wie empiri-
schen Klärung. Was dazu in den Kriti-
ken so gehandelt wird, unterstreicht
diese Notwendigkeit: Von Einem et al.
bieten ein nicht weiter begründetes,
beliebig verlängerbares Sammelsurium
von „Krisensymptomen” städtischen
Alltags wie Mietquote im sozialen Woh-
nungsbau, steigende Umweltbelastun-
gen, Infrastrukturdefizite, „„Unwirk-
lichkeit der Städte”, „Verkehrsstreß”,
vor allem aber „Slumbildungstendenzen
und Marginalisierungsprozesse” (S. 48)
Bodenschatz/Harlander sehen in der
„Dichotomisierung der Qualitäten in-
nerstädtischen Wohnens” zu „Slum-
bildung und gleichzeitig Verbürgerli-
chung” einen wesentlichen „Ansatz-
punkt in der Diskussion um die Krise
der Stadt” (S. 50). Während sie in die-
ser Entwicklung „wachsende Konflikt-
potentiale” vermuten, prognostizieren
Durth/Teschner im Gegenteil eine Ten-
denz zu „sozialer und politischer Parti-
kularisierung” (S. 51). Um uns sprach-
lich unseren Kritikern etwas anzupas-
sen, die häufig in den Gestus dessen ver-
fallen, der angesichts der Unbedarftheit
seines Gegenübers die Augenbrauen in
erstaunte Höhen zieht: Wir sind „höchst
überrascht”, mit welcher „Unbeküm-
mertheit”’ die von Pfeiffer stammende
These eines Nebeneinanders von immo-
bilen und hochmobilen Bevölkerungs-
gruppen pauschal als „für innerstädti-
sche Wohnquartiere charakteristisch”
behauptet wird. Und nur „eine gerade
für kritische Soziologen erstaunliche
Bewertung” kann dazu verleiten, an
Phänomene wie dem unterschiedlichen
Wohnstandortverhalten von Haushalten
so weitreichende Thesen zu knüpfen
wie die einer „sozialen Polarisierung”!?2)
Die teilweise gegensätzlichen und
kaum begründeten Einschätzungen ver-
deutlichen die Schwierigkeiten, theore-
tisch fundierte und empirisch gehaltvol-
le Aussagen darüber zu machen, welche
Entwicklungen unter welchen Bedin-
gungen in welchem Bezugssystem als
krisenhaft gelten können. In der Dis-
kussion darüber wird es entscheidend
darum gehen, welche Sozialstruktur
sich — auch vermittelt durch städtischeEntwicklungsprozesse—inunterschied-lichen Teilräumen in den verstädtertenRegionen herausbildet. Dabei wäre auchzu klären, inwieweit der Krisenbegriffüber den einer ökonomischen und inderen Gefolge politischen Zusammen-bruchstendenz hinaus erweitert werdenmuß um ei e Analyse der Wahrnehmung
krisenhafter Entwicklungen, wie es in
Frankreich in der Diskussion um eine
„Krise gelebter Sinnwelten” (U. I.
Walther) versucht wird. Ehe man sich
aber auf dieses auch bei unseren Kriti-
kern anscheinend beliebte Spiel einläßt
Krisentheorie, Stadtentwicklungstheo-
rie, politische und ökonomische Rah-
menbedingungen, Theorie der Suburba-
nisierung und verwandte Themen aufzu-
zählen, die alle bewältigt sein müßten,
ehe man sich äußern darf, scheint es uns
für die Diskussion sinnvoller zu sein, zu-
nächst einmal solche Tendenzen zu iden-
tifizieren, die nicht von vornherein als
administrativ stillzustellende Konflikte
gelten können, weil sie mit eindeutig
bestimmbaren Wirkungen politisch rele-
vante Gruppen betreffen. Damit schließt
die Frage nach der Krise der Stadt un-
mittelbar an an die nach den Vertei-
lungswirkungen von Stadtentwicklung-
(spolitik). Entscheidend auch hier, ob
zur Erfassung dieser Wirkungen ein dicho-
tomes (Klassen—)Modell, ein modifizier-
tes Schichtkonzept oder ein Modell a
la Geißler, das als Problemgruppen
nur noch zersplitterte, marginalisierte
und deshalb politisch nicht mehr ins Ge-
wicht fallende Gruppen kennt, zugrunde
gelegt werden kann. Diese Fragen in den
Mittelpunkt zu rücken statt an den The-
menstellungen der planungspraktischen
Diskussion kleben zu bleiben, war eine
der zentralen Absichten unseres Beitrags
ANSÄTZE EINER ALTERNATIVEN
STADTENTWICKLUNGSPOLITIK
Alternative Ansätze zu einer sozial orien-
tierten Stadtentwicklungspolitik können
anhand dreier Forderungen charakteri-
siert werden:
a) Als auf positive Umverteilung gerich-
tel dort zu konzentrieren, wo die
standortgünstigen billigen Wohnraum
für untere Einkommensgruppen bzw.
für seine jetzigen Nutzer.zu sichern.
Eine solche Modernisierungspolitik
mußsich auf die schlechteste Bausub-
stanz in den schlechtesten Wohnge-
genden richten, bei denen es sich tech-
nisch und ökonomisch gerade noch
lohnt zu modernisieren, statt die Mit-
tel dort zu konzentrieren. wo die
beste Aussicht auf Mobilisierung
des privaten Kapitals besteht.
Eine auf sozialpolitische Umver-
teilung gerichtete Stadtentwicklungs-
politik muß außerdem die Moderni-
sierungsstandards überdenken, aller-
dings nicht in dem einseitigen Sinne,
sie auf das Niveau zu senken, das un-
tere Einkommensgruppen eben noch
bezahlen können. Wohnungsversor-
gung ist immer auch eine Frage der
sozialen und ökonomischen Zugäng-
lichkeit besseren Wohnraums. Eine
auf Verbesserung der Wohnsituation
unterer Einkommensgruppen gerich-
tete Modernisierungsstrategie muß da-
her technische Maßnahmen kombinie-
ren mit Maßnahmen gezielter Umver-
teilung von Zugangschancen etwa im
Bereich des Wohngeldes und des
Mietrechts. Auch ist zu überlegen —
darauf haben Bodenschatz/Harlan-
der hingewiesen —, ob nicht Segre-
gation, anders als bisher, wo man vor-
rangig sich darum bemüht hat, die
Abwanderung der Mittel— und Ober-
schichtangehörigen zu verhindern,
auch dadurch gemildert werden
könnte, daß man die privilegierten
Wohngebiete für den Zuzug unterer
Einkommensgruppen Öffnet.
Schließlich kann sich eine sozial-
orientierte Stadtentwicklungspolitik
nicht auf Maßnahmen in der Vertei-
lung des produzierten Wohnraums
beschränken. Sie muß vielmehr auch
in die Produktion von Modernisie-
rung und Neubau eingreifen durch
gezielte Förderung genossenschaft-
licher Formen bei der Modernisie-
rung, der Mieterselbsthilfe usw. Die
Wohnungsproduktion stellt im übri-
gen einen zentralen Problempunkt
der hier diskutierten Strategien dar.
Planung, die eine gute Wohnungs-
versorgung einkommensschwacher
Haushalte ernsthaft anstrebt, kann
sich nicht aus dem Mietwohnungs-
bau zurückziehen und auf Probleme
der räumlichen Verteilung sozialer
Gruppen beschränken. Kern einer
sozialorientierten Stadtentwick-
lungsplanung müßte der Mietwoh-
nungsbau sein.
b) Dieser wäre Voraussetzung für eine
alternative Strategie, die die Möglich:
keit freier Wohnstandortwahl auch
den unteren Einkommensgruppen
eröffnet. Denn dazu gehört neben
der Sicherung billigen Wohnraums
in den Innenstädten auch die Förde-
rung der Mobilitätsmöglichkeiten an
den Stadtrand. Das Umland der gro-
ßen Städte bietet für einen bestimm-
ten Haushaltstypus in einer bestimm-
ten Phase seines Lebenszyklus, näm-
lich für junge Haushalte mit kleinen
Kindern, Wohnvorteile, die wegen der
vorhandenen Bausubstanz gar nicht
oder nur mit sehr großen Kosten in
den Innenstädten zu schaffen wären.
Gegenwärtig kommen nur diejeni-
gen Haushalte, die sich Mobilität
leisten können, in den Genuß dieser
Vorteile. Eine sozialorientierte Stadt-
entwicklungsstrategie hätte daher
die Mobilität einkommensschwacher
Haushalte dieser Phase des Lebens-
zyklus gerade zu fördern. Neben ei-
ner Verbesserung der Wohnsituation
der Abwanderer hätte dies, da Ab-
wanderung ins Umland häufig mit
Neubaumaßnahmen verbunden sein
dürfte, vermittelt über Sickereffekte,
indirekte Verbesserungen der innen-
städtischen Wohnsituation zur Folge
:) Die gegenwärtige Modernisierungspo:
litik fördert die Abwanderung. Ent-
scheidend ist nicht die Frage, ob
Zentralisierung oder Dezentralisie-
rung der Wohnbevölkerung, sondern
die nach den Verteilungswirkungen
der Randwanderungsprozesse, die als
solche, wenn sich die innerstädtische
Wohnsituation verbessern soll, gar
nicht zu verhindern sind. Freilich ge-
nügt es nicht, die real ablaufenden
Tendenzen der Randwanderung bloß
zu akzeptieren und „dem, was wahr-
scheinlich ohnehin nicht aufzuhal-
ten ist, die ‘sozialen Weihen’ ” (v.
Einem et al., S. 48) zu geben. Sie
müssen in Bahnen gelenkt werden,
die eine sinnvolle städtische Koopera-
tionsstruktur ergeben, damit ver-
mehrter Landschaftsverbrauch nicht
mit Zersiedelung identisch bleibt.
Die gegenwärtig verfügbaren Steue-
rungsinstrumente erlauben dies al-
lerdings nicht einmal ansatzweise. Da-
rin vor allem sind die Probleme der
Zersiedlung, des erhöhten Mobilitäts-
und Energiebedarfs begründet. Raum-
strukturelle Probleme der Abwande-
rung ergeben sich daraus, daß der
Prozeß der Dezentralisierung auf-






blinde Stadtfüllungspolitik sein; sie
mußdaher die Trends zur Auflösung
der traditionellen Stadt in eine gleich:
gewichtigere Raumstruktur lenken,
und könnte so auch dazu beitragen,
die erhöhten gesellschaftlichen und
individuellen Kosten der monozen-
trisch ausgerichteten Agglomeration
zu vermeiden.
Ein solche Konzept muß natürlich aus-
führlich auch auf seine möglichen nega-
tiven Folgewirkungen hin diskutiert
werden. Von Einem et al. haben hierzu
wesentliche Fragen bereits formuliert:
Ist eine solche sozialpolitisch orientierte
Politik geplanter Dezentralisierung hin-
sichtlich ihrer Verteilungswirkungen aus-
reichend kontrollierbar und hinsichtlich
ihrer Folgewirkungen für Energiever-
brauch, Zersiedlung, Verkehrsbelastung
rationaler als die gegenwärtige? Unseres
Wissens gibt es plausible Hinweise, daß
eine polyzentrische Siedlungsstruktur
Voraussetzungen für dein Einsatz alterna-
tiver Technologien, geringeren Energiever-
brauch, niedrigeren Mobilitätsbedarf etc.
bietet. Bodenschatz/Harlander betonen
als mögliche negative Folgewirkungen
eine „entpolitisierende räumliche
Dispersion” (S. 51). Rückzug ins
rein Private und „Tendenz zur konser-
vativen Positionen” (S. 50). Abgesehen
davon, daß damit die sozialpsychologi-
schen und politischen Konsequenzen so-
zialräumlicher Veränderungen überschätz!
sein dürften, wäre es sehr fragwürdig, aus
diesem Grund gegen eine Stadtentwick-
lungspolitik sich zu wenden, die die
Chancen eines Wohnens am Stadtrand
einkommensschwachen Haushalten zu-
gänglich machen soll; Kommunikations-
dichte ist bekanntlich wenig von der
Baustruktur und der Lage eines Gebiets
im städtischen Raum abhängig. Eine sol
che Argumentation hält vielleicht auch
zu sehr fest an einer sehr bürgerlich ge-
prägten Vorstellung von Urbanität, die
für Arbeiter wohl nie Realität gewesen
ist. Alternative Strategien setzen wahr-
scheinlich auch voraus, sich vom tradi-
tionellen Bild der mitteleuropäischen
Stadt zu lösen.
Damit soll die Notwendigkeit, diesen
Fragen nachzugehen, nicht bestritten
werden. Allerdings berühren die genann-
ten Einwände nicht unser zentrales Ar-
gument: Jede Verbesserung der Woh-
nungsversorgung in der Kernstadt ist un-
trennbar verknüpft mit einer Verringe-
rung der Einwohnerdichte. Wenn also
die Wohnsituation gerade der besonders
schlecht versorgten Gruppen verbessert
werden soll, so bedeutet das unweiger-
lich Neubau im Umland. Ein effektiver
Stopp der Randwanderung, gleich ob po-
litisch gewollt, oder, was sehr viel reali-
stischer ist, durch steigende Boden—
und Baupreise erzwungen, müßte die
Verteilungsproblematik verschärfen.
Eine Situation wie ge-
genwärtig in München, wo bedingt durch
die Baulandpreise nur noch die obersten
10 Prozent der Einkommenspyramide
sich Abwanderung leisten können, bedeu-
tet, daß der Überdruck im Kessel des
Wohnungsmarktes durch Gewichte auf
dem Deckel niedergehalten wird, was
schärfere Verteilungskämpfe, d.h. noch
schnellere Verschlechterung der Situa-
tion einkommensschwacher Gruppen
zur Folge haben muß.
Deshalb sind sozial gerechtere Strategien
unweigerlich mit raumstrukturellen Kon-
Sequenzen verbunden, denen mit dem
Konzept der Dezentralisierung lediglich
eine geplante Form gegeben werden soll:
Veränderung der Raumstruktur allein
führt — so wurde richtig eingewandt —
nicht als solche zu einer sozialorientier-
ten Alternative. Die Dezentralisie-
rung der Siedlungsstruktur ist sicher
nicht das entscheidende Vehikel zu ei-
ner verteilungspolitisch gerechteren
Stadtentwicklungspolitik. Dazu gehört
u.a. auch die Sicherung innerstädti-
schen preisgünstigen Wohnraums. Aber
Ohne eine geplante Dezentralisierung
gibt es keine Verbesserung der Wohnver-
Sorgung, es sei denn, man griffe zur rei-
nen Umverteilung im Bestand, ver-
schlechtere also die Wohnsituation der
gut versorgten Gruppen, eine Politik
allerdings, deren Reichweite nicht all-
Zu groß einzuschätzen wäre (ganz abge-
schen von der Durchsetzungsproblema-
tik). Oder man betriebe eine Politik
forcierter baulicher Verdichtung, wo-
IF:
mit allerdings die Wohnfläche pro Kopf




kein politischer Träger angegeben wird.
der sie durchsetzen könnte. Üblicher-
weise wird an dieser Stelle auf ‚Demo-
kratisierung’ verwiesen und eine recht
vage Aufzählung von Gruppen angehängt,
die Teile der Gewerkschaft, der Partei-
en, die Bürgerinitiativen und neuerdings
die Ökologie-Bewegung umfaßt. Die
Vagheit dieser Aufzählungen ist Hinweis
darauf, daß es gegenwärtig offensicht-
lich keinen ernstzunehmenden Träger
für eine alternative Stadtpolitik gibt.
Mit dem abstrakten Demokratisierungs-
postulat wird das Fehlen einer organi-
sierten gesellschaftlichen Basis für die
aufgestellten Konzepte bloß überdeckt.
Das entbindet aber natürlich nicht von
der Aufgabe, „„‚die möglichen politi-
schen Träger der Alternativen und mög-
liche Formen der Bündnispolitik aus
einer sozialstrukturellen Analyse genau-
er zu bestimmen” ( Durth/Teschner,
S. 52). Dabei wäre auch aufdie spezi-
fischen Bedingungen einzugehen, die
sich im Verlauf von Stadtentwicklungs-
prozessen für die Entfaltung politi-
schen Handlungspotentials herausbilden.
Aussagen über distributive Wirkungen
bedürfen natürlich präziser Definition
der Gruppen, auf die hin die Verteilungs-
wirkungen festgestellt werden können;
d.h. für die Diskussion der Fragen nach
den Verteilungswirkungen der gegenwär-
tigen Stadtentwicklungspolitik und
nach dem politischen Träger einer alter-
nativen Politik ist eine auch empirisch
bewährte Theorie der Sozialstruktur Vor-
aussetzung. Ein begriffliches Instrumen-
tarium zur gültigen Beschreibung der So-
zialstruktur der BRD gibt es unserer
Meinung nach bislang nicht, wenn man
verlangt, daß eine solche Theorie hin-
sichtlich der hier angesprochenen Pro-
blematik, insbesondere der Frage nach
dem möglichen politischen Träger alter-
nativer Strategien, Antwort geben muß
auf:
|. die Frage nach der Relevanz unter-
schiedlicher Reproduktionsbedin-
gungen für die Konstitution poli-
tisch handlungsfähiger sozialer Grup-
pierungen;
die Frage nach dem relativen Gewicht
des Reproduktionsbereichs im Ver-
gleich zur Produktionssphäre für
die politische Orientierung von Indi-
viduen.
Das Fehlen eines solchen Kategorien-
systems ist sicherlich ein entscheidender
Mangel in der sozialwissenschaftlichen
Diskussion und damit auch unserer Ana-
|yse. Wir sehen darin aber auch einen
Anknüpfungspunkt, um die Diskussion
über Stadt und Stadtentwicklungspoli-
tik wieder enger mit zentralen Fragen
der sozialwissenschaftlichen Diskussion
zu verbinden. Die Frage nach dem poli-
tischen Träger alternativer Politiken
ist allerdings weniger eine an die theo-
retische Analyse als an die reale gesell-
schaftliche Entwicklung.
Bleibt schließlich die grundsätzliche
Frage, inwieweit es seitens einer unter
solchen Bedingungen notwendigerweise
abgehobenen Intelligenz überhaupt sinn-
voll sein kann, alternative Konzeptionen
zu formulieren. Bodenschatz/Harlander er
klären es zur Funktion des realen politi-
schen Prozesses, in dessen Verlauf Al-
ternativen zugleich mit ihrem politischen
Träger und durch diesen sich entwik-
keln. Von Einem et al. halten für vor-
rangig, innerhalb des gegebenen Hand-
lungsspielraums Reformalternativen
(die im übrigen längst formuliert seien)
durchzusetzen. Beide Positionen. schei-
nen uns das Dilemma akademischer In-
telligenz zu markieren in einer Situa-
tion, die (worauf Th. Krämer—Badoni
hingewiesen hat) nur zwei Möglichkei-
ten offen läßt: Entweder eine Kritik der
offiziellen Politik zu betreiben, die nur
dann praktisch wirksam wird, wenn sie
Vorschläge wiederum an die offizielle
Politik richtet, da ein politischer Trä-
ger, der mit Aussicht auf Erfolg die Rah-
menbedingungen des status quo thema-
tisieren könnte, fehlt; oder aber der
Rückzug auf bloß analysierende Kriti-
sche Reflexion. Dieses Dilemma aufzu-
lösen, ist nicht allein Sache der Reflexion
sondern der realen gesellschaftlichen
Entwicklung. Wenn wir es trotzdem für
sinnvoll halten, mögliche Perspektiven
und Alternativvorschläge zu entwickeln.
dann unter drei Aspekten:
I Um die Kritik an der administrativen
Problemperzeption dahingehend zu
präzisieren, welche anderen und mög-
licherweise besseren Strategien da-
mit von vornherein aus der Diskus-
sion ausgeschlossen werden.
Um deutlich zu machen, daß eine
Politik, die auf Umverteilung von
Wohnungschancen zugunsten der
unteren Einkommensgruppen setzt
notwendig mit den gegebenen Rah-
menbedingungen politischen Han-
delns in Konflikt gerät. Hierin liegt
auch eine wesentliche Differenz zur
Position von v. Einem et al., wenn sie
schreiben, die Diskussion solle statt
an alternativen Zielen „vielmehr an
den Durchsetzungsmöglichkeiten”
ansetzen (S. 49). Was dann als die
Handlungsdilemmata, denen man
sich als sozial engagierter Planer zu
stellen habe, von ihnen genannt wird,
sind Dilemmata, die sich so nur unter
den Bedingungen des politischen und
ökonomischen status quo stellen. Si-
cherlich beansprucht die gegenwärtige
Modernisierungsstrategie, soweit es
ihr gelingt, privates Kapital zu mobi-
lisieren, die (knappen) öffentlichen
Mittel weniger als eine Politik der
Bestandssicherung oder gar Situations-
verbesserung für einkommensschwa-
che Gruppen. Aber unsere Argumen-
tation zielt gerade darauf, daß die ent
scheidenden Verteilungseffekte in sol-
chen Rahmenbedingungen wie dem
Zwang, privates Kapital zu mobilisie-
ren, institutionalisiert sind. Von Ei-
nem et al. zeigen sich eingangs darübe
erstaunt. weshalb wir ..die allgemein
gesellschaftlichen, ökonomischen wie
politischen Determinanten”” kaum
ansprächen (S. 49). Am Schluß ihres
Beitrags plädieren sie mit der entsa-
gungsvollen Geste des Praktikers jedoch
für solche Forschung und Planung, die
Restriktionen wie das Mietrecht und
die Misere der öffentlichen Finanzen
und damit eben die Rahmenbedingun-
gen akzeptieren, die negative Umver-
teilungseffekte zur notwendigen Folge
haben.
Wir haben eine alternative Konzep-
tion formuliert, um eine sozialwissen-
schaftliche Fragestellung, die nicht
die administrative Perspektive über-
nimmt, über die Kritik der offiziel-
len Problemperzeption hinaus bis hin
zu konzeptionellen Überlegungen zu
konkretisieren, und um damit eine
mögliche stadtentwicklungspolitische
Alternative zur Diskussion zu stellen.
„In diesem Sinne kann es sicherlich
nicht schon um die Diskussion in sich
abgeschlossener Konzepte gehen, son-
dern eher um das Anregen und Verbrei-
tern einer alternativen Logik’” (Bo-
denschatz/Harlander, S. 51). Eben
das verstehen auch wir als das gemeinsa-
me Anliegen aller Diskussionsbeiträge.
Anmerkungen
1) In den Kritiken werden hierzu unter-
schiedliche Positionen vertreten,
Während Durth/Teschner von „Hierar-
chisierung”” in mindestens drei Stufen
bei gleichzeitigen „internen sozialen
Polarisierungen”” (S. 51) sprechen,
sehen Bodenschatz/Harlander eine
Tendenz zur anscheinend zweipoligen
„Dichotomisierung (Slumbildung und
gleichzeitig Verbürgerlichung)” (S. 51).
Erzwungene Seßhaftigkeit und erzwunge-
ne Mobilität sind zunächst einmal unter-
schiedliche Erscheinungsformen einer
nach objektiven Merkmalen sehr ähnlichen




Columbus in Ohio ist wohl eine der un-
interessantesten Städte in den USA. Die
Bevölkerungsstruktur der Stadt repräsen-
tiert den Durchschnitt des gesamten
Landes, was Alter, Einkommen und
Hautfarbe anbetrifft. Columbus wird
bevorzugt als Testmarkt für neue Pro-
dukte benutzt
Zwei Computer, einige Fernsehstudios,
Redaktion und Verwaltung. Qube, der
Name hat keine Bedeutung, ist das er-
ste kommerzielle Zweiwegkabelfernse-
hsystem der USA. Der Qube-Werbe-
film:
„Das Zeitalter des passiven Fernseh-
zuschauers ist vorbei. Durch eine revo-
lutionäre Vermählung von Kabel—- und
Computertechnologie ist es den Qube—
Abonnenten möglich, von ihrem Fern-
sehgerät aus das Programm mitzugestal
ten. Durch das Drücken eines der fünf
Antwortknöpfe können die Qube—
Abonnenten ihre Meinung sagen, Spie-
le spielen, Fertigkeiten erlernen, einen
Hochschulkurs mitmachen, Auskünfte
einholen, und sie können auch wirklich
KABELSTADT COLUMBUS
Der Taxifahrer, der uns in die Kennear-
Road bringen soll, muß erst nachden-
ken, wo diese Straße liegt. Alle Straßen
sehen ziemlich gleich aus, ein Häuschen
neben dem anderen. Die zweieinhalb
Millionen Einwohner der über eine rie-














Die Qube-Konsole: „Drück den Knopf. Tritt ein in die wundervollen Welten von Qube”
der Stahlerzeugung, Feinmechanik,
dem Hubschrauberbau und natürlich
Corn — Mais. Columbus liegt im Corn
belt.
Als wir schon eine Weile auf der
Kennear—- Road fahren, fragt der Taxi-
fahrer: „Haben Sie schon mal was von
Qube gehört? ” Ja, da wollten wir ja
hin. „Das hätten Sie gleich sagen sol-
len, dann wäre ich einen kürzeren Weg
gefahren. Dann sind Sie wohl Reporter
von ‘ner Zeitung oder so? ” Ja, so ähn-
lich. „Ich hab‘ schon viele von Ihren
Kollegen da hingefahren, das ist ja
auch das Größte, was wir hier haben. Ich
find’s toll.” ,
„Das Größte”, Kennear—- Road 930,
ist in einem Flachbau untergebracht:
den Verlauf des Programms ändern, an
dem sie teilnehmen.”
Für 19 Dollar 95 cent legt die War-
ner—Cable—Corporation, eine Tochter-
gesellschaft des Warner-Communication-
Konzerns, der Spielfilme, Fernsehpro-
gramme, Bücher, Schallplatten und Spiel-
automaten herstellt und eine Fußball-
mannschaft sowie Qube sein eigen nennt,
für 19 Dollar 95 cent legt die Gesellschaft
dem Abonnenten ein Fernsehkabel über
die Telefonmasten ins Haus. Von einer
Verteilerdose aus Wird dann der Fern-
seher angeschlossen und die Qube-Kon-
sole, ein pralinenschachtelgroßes Kunst-
stoffgehäuse mit 18 Knöpfen und neun
Lämpchen. Damit kann der Abonnent,
wenn er die 10 Dollar 95 cent monatl-
che Grundgebühr bezahlt hat, dreißig
Programme sehen. Es gibt drei Programm-
leisten mit jeweils zehn Programmen.
Auf der ersten Programmleiste werden
neueste und auch alte erfolgreiche Spiel-
filme gezeigt, Sport, Oper, Ballett,
Spiele, bei denen es Sachpreise zu gewin-
nen gibt, Hochschulkurse und Porno-
filme. Auf dieser Leiste müssen alle
Programme bezahlt werden. Der Com-
puter registriert, wann und welches
Programm man eingeschaltet hat, und
druckt schließlich eine monatliche Rech
nung für die bezogenen Programme aus.
Den Preis der Progranme können die
Abonnenten aus einem Programmheft
entnehmen, das ihnen monatliche zuge-
schickt wird. Francois Truffauts „Der
Mann, der Frauen liebte”, Spielfilm 119
Minuten, kostet zwei Dollar. „Cavalle-
ria Rusticana””, dirigiert von Herbert
von Karajan, kostet 2 Dollar 50 und
„Verbotene Freuden”, die Geschichte
eines todkranken Millionärs, der seine
letzten Tage so aufregend wie möglich
gestalten will, kostet 3 Dollar und 50
cents. Alle Filme dieser Programmleiste
werden nicht von Werbung unterbrochen
— ein in den USA seltenes Vergnügen!
Die Community-Channels, die Ge-
meinde-Kanäle, kosten nichts. Hier
gibt es „Columbus Alive”, das eigent-
liche Regionalprogramm, einen Kanal,
der nur Kirchensendungen bringt, einen
Kanal für Vorschulkinder, einen Bild-
schirmtext für Börsenkurse, einen für
Preisvergleiche der lokalen Supermärkte
einen für politische Nachrichten, einen
für Sportnachrichten und einen für das
Wetter. Schließlich gibt es noch einen
Kanal für ausgewählte Zuschauergrup-
pen, zum Beispiel Ärzte, die hier Phar-
ma—Werbung und -Information em-
pfangen können. Die dritte Programm-
leiste, auch kostenlos, bringt die Pro-
grammübersicht, acht kommerzielle
Fernsehkanäle und einen Kanal mit öf-
fentlichem Zugang; hier können sich
Gruppen und Interessenverbände selbst
darstellen. Soweit das erweiterte Fern-
sehangebot von Qube.
Das Neue ist die Möglichkeit, durch
einen Knopfdruck auf der Konsole et-
was zum Programm beizutragen, wenn
die Zuschauer dazu aufgefordert wer-
den.
Die Vorentscheidungen für die Miss:
Amerika—Wahlen brachten eine hohe
Zuschauerbeteiligung. Es wurde zum
Mitmachen bei der Wahl aufgefordert
Die Zuschauer konnten die ihnen ge-
stellten Fragen, etwa „Gefällt Ihnen
dieses Mädchen im Badeanzug? ” mit
Ja oder Nein beantworten. Bei Bildungs:
Programmen zum Beispiel hat der Zu-
Schauer auch die Möglichkeit, durch
Knopfdruck den Lehrer zum Wieder-
holen des gerade Gesagten aufzufor-
dern. Sind genügend Meldungen einge-
gangen, wird der Lehrer im Studio den
Stoff während derselben Sendung noch
einmal wiederholen. Auch Prüfungen
können über das Fernsehen durchgeführt
werden. Hierbei gibt es dann die Möglich-
keit des ‚multiple choice’— Verfahrens,
das heißt, es werden fünf mögliche Ant-
worten zu einer Frage angegeben, unter
denen der Teilnehmer die richtige heraus:
zufinden hat. Der Computer speichert
dann die Antworten. Der Teilnehmer
kann sich später telefonisch über das
Ergebnis der Prüfung Auskunft geben
lassen. Allerdings nehmen Bildungspro-
zramme nur einen sehr geringen Anteil
vom Gesamtprogramm ein.
Für James Fisner, den für Qube ver-
antwortlichen Manager des Warner—-Kon-
zerns, ist das System in erster Linie der
Versuch, das Kabelfernsehen in den
städtischen Märkten der USA durchzuset-
zen, wo ohnehin ein vielfältiges Pro-
zrammangebot besteht. Die Strategie
ist, zusätzliche kabelspezifische Ange-
bote zu schaffen, so zum Beispiel ein-
mal die Möglichkeit, Minoritätenpro-
aramme zu produzieren, die schonallein
auf der Basis von Werbeeinnahmen nicht
produziert werden könnten, und zum
anderen zusätzliche Dienste durch die
Benutzung des Rückkanals in Verbin-
dung mit einem Computer anzubieten.
Einkaufen über‘s Fernsehen ist schon
heute in Columbus möglich. Da wird zum
Beispiel in einer Talk-Show ein Autor
vorgestellt, es wird über sein Buch ge-
sprochen, und anschließend sagt der Mo-
derator, „Wenn Sie nun dieses Buch ha-
ben wollen, das kostet soundsoviel, dann
drücken Sie Knopf Nummer fünf. Wir
rufen Sie dann wieder an, damit Sie
Ihre Bestellung bestätigen können.”
Ein personalintensiver und teurer
Anruf zuviel. In Zukunft wird der Com-
puter der Kabelfernsehgesellschaft mit
den Computern der Banken zusammen-
geschaltet werden. Der Abonnent drückt
dann einen Knopf, mit dem er seine
Kaufbereitschaft mitteilt, dann drückt
er den Code seiner Bank. Der Computer
der Kabelfernsehgesellschaft setzt sich
mit dem Computer der betreffenden
Bank in Verbindung und überprüft, ob
das Konto gedeckt ist. Wenn dies der
Fall ist, wird eine Überweisung zugun-
sten der Kabelfernsehgesellschaft oder
gleich eines Dritten, des Anbieters des
Produkts, veranlaßt. Am Ende dieser
Transaktion druckt ein dem Fernseh-
gerät angeschlossenes Kopiergerät die
Quittung für den Kauf aus. Nach fünf
Sekunden ist der Abonnent rechtmäßi-
ger Eigentümer der gekauften Ware, was
er mit der Quittung belegen kann. Wie er
nun in den Besitz der von ihm gekauf-
ten Ware kommt, ist sein Problem.
„Schutz für Ihren wertvollsten Be-
sitz, Ihre Familie und Ihr Heim”, ver-
spricht die Werbung von Qube. Gegen
zusätzlich Gebühren kann ein Sicher-
heitssystem installiert werden, das über
Lichtschranken, Hitze— und Rauchsen-
soren seine Daten über die Kabelfern-
sehleitung dem zentralen Qube-Com-
puter mitteilt. Sollte ein Feuer ausbre-
chen oder ein Dieb durch das Fenster
einsteigen, wird das der Computer dem
zuständigen Feuerwehr— oder Polizei-
revier melden.
„Brave new world, Heil Columburs”,
schrieb das Nachrichtenmagazin „„‚ Time’
1978, als es über den „Prototyp des
elektronischen Dorfes” berichtete.
Aber wer kontrolliert das eigentlich?
„Letztlich ist es der Kunde”, meint
James Fisher. „Das Programm, das wir
anbieten, ist doch das Programmange-
bot, das sich aus der Bereitschaft der
Zuschauer ergibt, ein Programm zu kau-
fen oder nicht. Wir werden uns den Kun-
denbedürfnissen anpassen.”
Die Ultima Ratio des Gebrauchs die-
ses elektronischen Systems, so wie es
vom Warner—-Konzern propagiert wird,
soll in der Möglichkeit der demokrati-
schen Entscheidung durch die Benutzer
des Systems liegen. Während des schwe-
ren Winters 1977/78 fragte der Bürger-
meister von Columbus/Ohio die Abon-
nenten des Qube—-Systems, ob sie be-
reit wären, für die Schneebeseitigung
mehr Steuern zu zahlen. Die politische
Entscheidung fiel einige Tage nach der
Sendung gemäß den Wünschen der Zu-
schauer, es mußten keine höheren Steu-
ern bezahlt werden, es wurden keine zu-
sätzlichen Maschinen und kein zusätzli-
ches Personal für die Schneebeseitigung
eingesetzt. Es war allerdings nicht zu
ermitteln, ob und wie viele Bürger auf-
grund dieser Entscheidung einen Scha-
den erlitten haben, weil sie ihre Häuser
wegen der Schneemassen nicht verlas-
sen konnten und auch nicht von außen
versorgt werden konnten. Bürgermei-
ster und Kabelfernsehgesellschaft schwei-
gen sich darüber aus.
COMPUTER IM DORF
50 Kilometer nördlich von Manhattan
liegt Armonk. Die Landschaft ist hüge-
lig und mit alten Eichen und Buchen be-
wachsen. Armonk hat etwa hundert
Häuser, viele auf einem Fundament aus
Feldsteinen aus Holz gebaut, weiß ange-
strichen. Das Städtchen Armonk hat
auch ein Postamt und natürlich eine Kir-
che. Von der Kirche führt eine Straße, die
die Zubringerstraße nach New York City
kreuzt, direkt auf einen Hügel, auf dem
bis 1964 Apfelbäume wuchsen. Jetzt
steht dort ein dreistöckiger, nüchterner
Neubau. Vor dem Eingang wehen an ei-
nem Fahnenmast die Stars and Stripes.
Mit diesem Gebäude im Apfelgarten
wurde das idyllische Städtchen Armonk
zu einem Ort, an dem jährlich soviel
Geld umgesetzt wird wie etwa die Staats-
haushalte von Dänemark und noch eini-
gen anderen kleinen Staaten zusammen
ausmachen. Die Firma, die hier ihre
Zentrale hat, nennt sich „International
Business Machines”, kurz IBM.
„Es sollte eigentlich das Atomzeital-
ter werden: Es wurde das Computer-
zeitalter”, stellt dieser Multinationale
Konzern in einer Werbebroschüre fest.
Nachdem dreißig Jahre lang die Innen-
städte mit ihren Bürohäusern die Haupt
absatzgebiete dieses Konzerns gewesen
sind. erkennt nun John Ranking. einer
der Direktoren von IBM, die Möglich-
keiten der Dezentralisierung: „So wie
sich der Computer entwickelt hat, wenn
er auch Kommunikationskanäle mitbe-
nutzt, ist es heute in vieler Hinsicht un-
wichtig, wo der Computer und das Da-
tenmaterial einer Firma untergebracht
sind.” Und daß es mit der Elektronisie-
rung gerade erst bescheiden angefangen
hat, meint auch Rich Lurie, der bei
IBM neue Büromaschinen entwirft.
Allein in den letzten zehn Jahren sei
die Produktivität von Fabrikarbeitern
durch Automation um 80 bis 90 Pro-
zent erhöht worden. In jenem Zeitraum
sei pro Fabrikarbeitsplatz 25 000 Dol-
lar investiert worden. Die durchschnitt-
lichen Investitionskosten für einen Büro-
arbeitsplatz würden aber nur etwas we-
niger als 2 000 Dollar betragen. „Und es
gibt Studien, die zeigen, daß die Pro-
duktivität der Büroarbeiter sich im sel-
ben Zehnjahreszeitraum nur um etwa
vier Prozent erhöht hat.”
Im Rennen um die Märkte der Zu-
kunft sind aber nicht nur die großen Bü-
romaschinenhersteller, sondern auch
verhältnismäßig kleine Firmen mit eini-
gen hundert Angestellten wie etwa
„Vydec”, eine Tochtergesellschaft des
Öl-Multis EXXON. Seit den 60er Jah-
ren hat sich der Konzern bei etwa 25
kleineren Firmen eingekauft, die mit
dem Ölgeschäft überhaupt nichts zu
tun haben. Die kleinen Töchter müssen
sehr erfolgreich sein, wenn sie in der
Esso—Tigerfamilie bleiben wollen. Wer
nach einigen Jahren nicht mindestens
100 Millionen Dollar Umsatz macht,
wird wieder ausgestoßen. Die erfolg-
reichsten Töchter sind Daten— und Text-
verarbietungshersteller. Der Öl-Multi
plant für die Zeit, wenn es mit dem Öl
zu Ende geht. Verdient er jetzt noch an
den zentralistischen Strukturen, setzt
er auf die Zukunft der Dezentralisierung,
wo der Verkehr von heute durch elek-
tronische Kommunikation ersetzt wer-
den könnte. George Murray, einer der
Manager von Vydec leitet seine Zukunfts-
perspektive aus der Veränderung der ge-
schäftlichen Verkehrsformen ab:
„Die Notwendigkeit, Verbindungen
zu halten, bedingt doch das Zusammen-
rücken von allem, und ohne Elektronik
wäre das zu entfernt und zu abstrakt.
Man reduziert das dann auf ein Stück Pa-
pier, das von einem Boten woanders hin-
gebracht wird, man ist nicht nur fünf
oder sechs Arbeitsschritte von dem ent-
fernt, mit dem man sich in Verbindung
setzen will, dazu kommt noch, daß die
Information, die man übermitteln will,
nur sehr begrenzten Umfang haben
kann. Und das wäre ja gar nicht prakti-
kabel. Das heißt also, daß man nahe
dran sein muß, daß man eben in einem
größeren Zentrum sein muß, wo es Bü-
ros gibt, in denen diese Kontakte statt-
finden. Die Elektronik erlaubt es nun,
daß man dabei ist, ohne körperlich dort
anwesend zu sein.
Die Anwendungsgebiete der Elektro-
nik werden weiter wachsen.” Für IBM-
Direktor John Ranking hat diese Zukunft
bereits begonnen, die Grundlagen für ei-
ne tiefgreifende Veränderung der Gesell-
AC
OCTOBER ON QWUBE die tausend Dollar, zahllose Fach— undpopulär aufgemachte Computerzeit-schriften heizen den Trend an.
‘“DEZENTRALISIERUNG’ ODER: DIE
NEUE ORDNUNG DER STÄDTISCHEN
HIERARCHIE
Aus dem Oktoberprogramm von Qube
schaft seien gegeben, weil „eine ganze
Generation von Kindern heranwächst, de-
nen das Arbeiten mit dem Computer
schon von der Schule und der Universi-
tät her vertraut ist. Und auch die Erwach-
senen werden durch den Gebrauch von
Taschenrechnern und programmierbaren
Rechnern immer mehr daran gewöhnt,
einen Computer zu benutzen. Zu Hause
sind ja durch das Vorhandensein des
Fernsehers und des Telefons die grund-
legenden Voraussetzungen dafür gege-
ben, sich mit einem Computer in Ver-
bindung zu setzen. Also, ich stelle mir
eine Gesellschaft vor. die im großen Um-
z
fang den Computer für alle möglichen An-
gelegenheiten benutzt, auch zu Hause.
Zum Beispiel, um an Dienste heranzukom-
men, mit denen man die Erziehung der
Kinder planen kann, um einen Kuchen
zu backen oder um das aktuelle Ange-
bot eines Ladens zu erfahren oder zur
Nachfrage in Katalogen und Enzyklopä-
dien. Das wird mehr und mehr zu Hause
passieren, indem man den Fernsehschirm
und das Telefon in Verbindung mit einem
Computer benutzt.”
Vom Sinn oder Unsinn der Elektroni-
sierung der privaten Haushalte wird nicht
geredet. ein Heimcomputer kostet um
Los Angeles aus dem Flugzeug betrachtet,
ist „spread-city”, die „Brotaufstrich-
stadt”, entstanden durch ungehemmtes
Wachstum in die Wüstenregion entlang
des Pazifik. Zweihundert mal siebzig Ki-
lometer ein Häuschen mit Swimming-
pool am anderen, das Wasser wird von
jenseits der Berge gepumpt. Bis voreini-
gen Jahren war der Bau von Hochhäusern
im erdbebengefährdeten L.A. verboten.
Dann die riesigen Stadtautobahnen für
acht bis zehn Millionen Autos der Zehn
Millionen Los Angelenos, die im soge-
nannten Landkreis, „„countv of Los Ange-
les” leben.
Bei der Landung wird es dunkler, ob-
wohl der Himmel wolkenlos ist. Am Bo-
den kann man in die Sonne sehen, ohne
daß die Augen schmerzen, die Sonne hat
eine geblich—-braune Farbe. Übelkeit
und Reizhusten schon nach wenigen Mi-
nuten, das ist der Los-Angeles-Smog.
Allein die Autos verpesten die Luft,
große Industrie gibt es nicht. Wer das
Geld dazu hat, zieht jetzt ins San Fer-
nando Valley in die Wüste, da ist die
Luft besser. So wächst die Stadt weiter
Anruf vom Flughafen aus ins Hotel.
„Ist es weit bis zu Ihnen? ”, „Eine
halbe Stunde, manchmal auch eine
Stunde”, die Maßeinheit der Autogesell-
schaft.
Am nächsten Morgen, nach etlichen
„halben Stunden” auf überfüllten Au-
tobahnen, Besuch bei Hank Koehn, Lei-
ter der Abteilung Zukunftsforschung
der „Security Pacific National Bank”.
Der Bankmanager sorgt sich um die
Entwicklung seiner Stadt, die einmal
die „Heimat der Zukunft” genannt wur-
de. Gar nicht denken mag er an das Pro-
blem mit dem Öl; nicht jeder kann es
sich leisten, mit dem Auto täglich zwei-
hundert Kilometer zur Arbeit und zu-
rück zu fahren, wenn die Benzinpreise
weiter steigen. Wenn es regnet oder
wenn die Benzinpreise gerade wieder
erhöht wurden, setzt die Bank den Com-
puter ein: er vermittelt Fahrgemein-
schaften unter den Angestellten. Andere
Firmen und auch die Stadtverwaltung
arbeiten nur noch an vier Tagen in der
Woche. Der Arbeitstag dauert zehn Stun-
den.
Trotz allem ist der Optimismus unge-
bunden. „Ich möchte nur hier in Süd—
Kalifornien leben”, sagt Hank Koehn,
den die „New York Times“ als einen
der führenden Zukunftsdenker des Big
Business ausweist, „nur hier haben sie
den Raum, um ein ‚gediegenes’ Leben
zu führen”, Natürlich würde das durch
Entfernungen erkauft, erkennt Koehn,
aber „solang wird das Geld für das Ben-
zin haben...”
Am nächsten Tag Besuch bei Burt
Nanus, Direktor des Instituts für Zu-
kunftsforschung an der Universität von
Süd-Kalifornien in Los Angeles. Das
zn
Institut wird von der Wirtschaft finan-
ziert, auf dem Campus residiert es im
selben Gebäude mit der Management —
School. Nanus über die Möglichkeiten
zur Lösung der Krisen der von Ölpreiser
höhung und Klimaänderung bedrohten
Stadt mittels eines Konzepts zur. Dezen-
tralisierung:
„Wir haben eine Studie für die Natio-
nal Science Foundation über eine große
Versicherungsgesellschaft im Zentrum
von Los Angeles gemacht, um zu zeigen
wie man das aufsehr vorsichtige und
systematische Art und Weise tun kann
und ob das wirtschaftlich vertretbar ist
Und wir fanden heraus, daß selbst auf
der Grundlage der aktuellen wirtschaft-
lichen Gegebenheiten es für die Firma,
die heute noch in einem sehr großen
Bürogebäude untergebracht ist, es sehr
sinnvoll wäre, sich auf 18 bis 20 verschie
dene Orte zu verteilen und diese Filia-
len durch Telekommunikationssysteme
und ein Kabelfernsehsystem zu verbin-
den. Das fängt mit dem Telefon an, abe"
man kann das Telefon mit sehr speziel-
len Einrichtungen verbinden, und über
das Fernsehsystem kann z.B. ein Faksi-
simile Transfer für Schriftstücke einge-
richtet werden.” „Wer würde denn in
diesen Filialen arbeiten? ”
„Die Hauptidee dabei ist, daß man
die Arbeit zu den Leuten bringt und
nicht die Leute zur Arbeit. So sucht
man erstmal nach Gebieten, in denen ei-
ne große Zahl von Angestellten leben
und dann richtet man dort kleine Büro-
gebäude ein, vielleicht zwei, drei Stock-
werke hoch für 100 bis 120 Angestellte.
Die stehen dann im Mittelpunkt eines
Kreises mit einem Radius von zwei,
drei Meilen, in dem die Angestellten woh-
nen. In erster Linie würden dort dann
die geringer bezahlten Angestellten ar-
beiten, die die Büroarbeiten machen, die
ja im Dienstleistungsbereich die größte
Gruppe von Arbeitern darstellen. Die
Chefs, also wirklich die Spitzen der Fir-
ma, die zum Beispiel mit den Banken zu
verhandeln haben, die bleiben im Stadt-
zentrum. Bei einer Firma mit 2 500 An-
gestellten sind das vielleicht nur zwei-
hundert. Nach unserer Studie verringern
sich dadurch die Kosten für die Firma
ganz entscheidend. Es kostet eben viel
Geld, wenn die Leute erst eine weite
Reise machen müssen, um ins Büro zu
kommen. Die Energiekosten sind sehr
hoch, egal ob das der einzelne bezahlen
muß oder die Firma, aber irgendwo
muß das Geld dafür herkommen.Dann
ist die Bürofläche im Zentrum sehr teu-
er verglichen mit Flächen irgendwo an-
ders. Die Nahrungsversorgung während
des Arbeitstages ist sehr teuer im Stadt-
zentrum, die Restaurants hier haben ho-
he Preise beziehungsweise die Firma
versorgt die Leute selbst, aber das ko-
stet viel Geld. Es gibt viele Kosten, die
mit der Lage im Stadtzentrum verbun-
den sind, die in entfernten Filialen nicht
entstehen würden. So eine Firma könnte
da also sehr viel Geld einsparen.” ‚Was
würde diese Dezentralisierung denn für
die Struktur der Stadt bedeuten? ””
„Die Hauptveränderung für die Stadt
bestünde darin, daß eine große Zahl von
Der quarter-inch chip von IBM speichert 1000 Wörter
kleinen Dörfern entstehen würde, in
den Grenzen der Stadt. Da würden sich
Gemeinden rund um Einkaufszentren
und Ansammlungen von kleinen Büro-
gebäuden bilden. Und die Leute haben
die Möglichkeit, ganz in der Nähe ihres
Arbeitsplatzes zu wohnen und gleichzei-
tig aber nicht die Vorteile zu verlieren,
die ihnen eine große Stadt bietet. Sie
sind in der Lage, ins Konzert zu gehen
oder zum Ballett, in die Oper, ins Muse-
um oder in gute Restaurants, die Einrich-
tungen, die nur eine große Stadt bieten
kann.
Was das Stadtzentrum anbetrifft, glau-
be ich, daß es langfristig gesehen mit dem
Bau der hohen Häuser aufhört. Ich weiß
nicht, was mit den existierenden Gebäu-
den passiert, ich bin sicher, daß sich da-
für immer eine Verwendung finden las-
sen wird, aber langfristig werden die gro-
ßen Investitionen für das dezentrale Sche-
ma ausgegeben werden und nicht für das
zentrale Schema.”
Nachdem das Tonbandgerät ausge-
schaltet ist, erläutert Burt Nanus einen
weiteren, für die Unternehmen sehr in-
teressanten Vorteil der Dezentralisie-
rung. Das Konzept erweise sich für die
Firmen auch deshalb als kostensenkend,
weil in den Innenstädten die Löhne für
die unteren Angestellten in der Regel hö-
her seien. Wenn eine Sekretärin in der
Firma ‚A‘ 100 Dollar in der Woche ver-
dient und sie beim Mittagessen in einem
Restaurant eine Mitarbeiterin der Firma
‚B’ trifft, die 105 Dollar in der Woche
verdient, werde auch sie bald entweder
mehr Lohn fordern oder gleich in die
Firma ‚B’ überwechseln. Dieses Problem
sei mit der dezentralen Firmenstruktur
weitgehend gelöst.
Das Arbeitsleben erhält in der dezen-
tralen Filiale der Firma den Charakter
einer geschlossenen Gemeinschaft. Vom
Arbeitsplatz geht es nach Arbeitsschluß
vielleicht mit einem kurzen Umweg über
den Supermarkt direkt nach Hause zum
Rasenmähen. Auch der Nachbar, mit
dem man sich vielleicht über die Hecke
hinweg unterhält, arbeitet möglicherwei-
se für dieselbe Firma.
Die Vorstellung, daß dezentrale Syste-
me nur in einer sozialistischen Gesell-
schaft sinnvolle Anwendung finden könn-
ten, war falsch; ging man doch von der
Vorstellung aus, daß ein kapitalistisches
System, das im ökonomischen Bereich
zu Konzentrationen neigt, weil es auf
wirtschaftliches Wachstum angewiesen
ist, sich auch baulich—-räumlich als Zen-
tralen manifestieren würde. Doch wäh-
rend als antikapitalistische Strategie das
System der Dezentralisierung noch disku-
tiert wurde, hatte die andere Seite ihre
Exposes zur Dezentralisierung bereits
verfaßt. Schon 1973 schlug das Zentrum
für Zukunftsforschung in Los Angeles
seinen Finanziers aus Industrie, Versiche-
rungs— und Bankwesen Scenarios für
die Zukunft vor, in denen die elektroni-
schen Möglichkeiten zur Lösung der
Kommunikationsprobleme beschrieben
wurden. Das Arbeiten zu Hause am Bild-
schirm, Kongresse ohne Kongreßzentren,
Firmenkonferenzen in mehreren Städten
ohne Reisen und die Möglichkeit eines
verstärkten Einsatzes von Teilzeitarbeits-
kräften werden propagiert, wenn etwa
Hausfrauen oder Oberschüler zu „leich-
ten Bildschirmarbeiten in der Nähe ihres
Wohnortes” herangezogen werden sollen
Die mächtigen multinationalen Kon-
zerne haben sich der Entwicklung auf
dem Sektor der elektronischen Kommu-
nikation bemächtigt. Sie bieten Geräte
an, die die städtischen Probleme zwar
nicht lösen können, aber als ein Ausweg
erscheinen mögen. Sicherheit und Schutz
zum Beispiel, einer der ursprünglichen
Beweggründe für Menschen, zusammen-
zusiedeln und Städte zu bilden, soll nun
gegen eine monatliche Gebühr den Abon-
nenten des Oube-—Svstems in Columbus/
+ |
Ohio garantiert werden, wie es die Wer-
bung verspricht. Nicht mehr Nachbar-
schaftshilfe soll diesen Vorteil ermögli-
chen, sondern der Dialog zwischen Sen-
soren und einem Computer.
Die Siedlungsweise im elektronischen
Zeitalter wird dörflich sein, das heißt,
wenige Häuser werden um ein kleines
Zentrum angeordnet sein. Von diesem
Zentrum aus werden städtische Funk-
tionen erfüllt, wobei die Stadt als Ort
gar nicht mehr interessant ist. Inner-
halb dieser elektronischen Informa-
tionssysteme werden die Menschen,
die mit ihnen arbeiten, geschlossene
Gemeinschaften bilden, einmal in der
lokalen Isolation des Dorfes und zum
anderen in der Isolation des Informa-
tionssystems, mit dem sie arbeiten.
Zusätzliche kulturelle Angebote über
elektronische Medien wie das Kabelfern-
sehen können, auch wenn sie eine ge-
wisse Teilnahme am Programmverlauf
gestatten, die kulturellen Funktionen
der Stadt nicht ersetzen. In der Stadt
ist die Möglichkeit der zufälligen Begeg-
nung von Menschen gegeben. Das elek-
tronische System aber ist programmiert,
und ein Programm beinhaltet eben auch
seine Spezialisierung und Beschränkung.
Der Walktreet District auf der Süd-
spitze von Manhattan weist die Charak-
terzüge eines monofunktionalen Dorfes
auf. Es geht hier ums Geld und um
nichts anderes. Die Banken haben ihren
Betrieb seit jeher stark rationalisiert. So
ist dieser Bezirk heute die Landschaft
mit der höchsten Computerdichte auf
der Welt. Banken verlegten bereits ganze
Abteilungen von hier irgendwohin aufs
Land. Die meisten Kontakte werden
auf elektronischem Wege erledigt. Im
District geblieben sind vorerst die Bank-
bosse. Doch viele sehen auch schon
nicht mehr ein, warum sie unbedingt
jeden Tag die Reise aus den Villengettos
in New Jersey oder im Staate New York
machen sollen.
Außerdem seien die persönlichen
Kontakte für das Berufsleben gar nicht
so wichtig. Es gilt die Regel, daß ein
Händedruck und ein persönliches Ge-
spräche mit Kunden nur einmal alle 12
bis 18 Monate stattzufinden braucht.
Viele der kleinen Restaurants im Wall-
street—District haben in den letzten Jah-
ren ihren Herd für immer abgestellt. Es
finden weniger Geschäftsessen statt. Im-
mer häufiger sieht man Schilder hinter
halbblinden Schaufenstern: „Zu vermie-
ten”. Zu vermieten ist auch jede Menge
Büroraum auf der Fifth Avenue und
gleich dreißigstöckige Bürohäuser auf
der Sixth Avenue. Die Menschen, die hier
einmal beschäftigt waren, sind von halb-
wegs intelligenten Bürocomputern weg-
rationalisiert worden.
In einer Hochglanzbroschüre preist
New Yorks Bürgermeister Edward Koch
die wirtschaftlichen Vorzüge seiner Stadt
und belegt das mit 15 Firmen, die in
den letzten Jahren nach New York Ci-
ty gekommen sind. Das Eigenartige da-
bei ist, daß von diesen 15 Firmen sich
allein sieben direkt mit der Nahrungsmit-
telindustrie beschäftigen. Yoghurt aus
der Milch glücklicher Kühe mit gartenfri-
schen Erdbeeren oder eine Flasche Lö-
wenbräu, hergestellt und abgefüllt im ur-
banen New York City.
Trotz eines hohen Rationalisierungs-
grades ist die Nahrungsmittelproduktion
noch immer sehr lohnintensiv. In New
York kann man auf Heerscharen billi-
ger Arbeitsloser zurückgreifen, und
sternförmig breiten sich von hier gute
Verkehrsverbindungen aus, über die
dann auch der Bankdirektor auf dem
Lande mit seinem Yoghurt zum Früh-
stück beliefert werden kann.
Derweil beginnt eine neue Wande-
rungsbewegung in die Stadt, die zwar
in der Bevölkerungsstatistik kaum ins
Gewicht fallen dürfte, aber vielleicht
einen Trend auslösen könnte. Junge
Leute, die einige Zeit in Landkommunen
gelebt haben, lassen sich zum Beispiel in
der Lower East Side Manhattans nieder,
in einem Viertel, in dem ein Drittel der
Wohnhäuser ausgebrannt und verlassen
ist. In dieser Gegend, die bisher für Wei-
ße als Tabu galt, werden die Häuser in
Zusammenarbeit mit Schwarzen und
Puertoricanern wiederaufgebaut und wer-
den neue, allerdings „alternative” Ar-
beitsplätze geschaffen. Tomatenfelder,
Sonnenkollektoren und Windmühlen
auf den Dächern der Wohnhäuser, die
fünf Autominuten vom Wallstreet —Di-
strict entfernt stehen, sind die sinnfäl-





Suburbia electronica - z.B. The Woodlands
Fährt man im Staate Texas von der zu-
künftigen Doppelstadt Dallas—-Fort
Worth auf der Interstate 45 in Rich-
tung Golf von Mexico, so kommt man,
in Erwartung der Skyline von Down-
town—Houston, an der Ausfahrt
„Woodlands”” vorbei. The Woodlands
— eine der 16 New Towns in den USA,
die im Zuge des „Urban Growth and
New Community Development Act’
von 1970 in verschiedenen Staaten ge-
baut werden — liegt 25 Meilen nördlich
von Houston.
Nach Verlassen der Interstate 45
kommt man in eines der wenigen —
heute nicht mehr — unangetasteten
Waldgebiete im Einzugsbereich von
Houston. Das Woodland Informations
zentrum ist gut ausgeschildert und auf-




verstehen den fragenden Blick richtig:
was steckt hinter dem Zauberwort
„a new hometown”? und erläutern
bereitwillig die Intention dieser neuen
Stadt (siehe Kasten). Die Develop-
ment Corporation will — gestützt mit
einem 50 Millionen Dollar—-Darlehen
aus Washington — eine Stadt bauen, die
gleichzeitig sowohl vorwärts, als auch
zurück orientiert ist; von beidem nur
das Beste. Von der Vergangenheit ent-
leiht man sich die Kleinräumigkeit und
Direktheit einer Dorfgemeinde und für
die Zukunft steht das Familienleben in
einer Freizeitgesellschaft.
Was ist daran so überraschend? Sicher-
lich nicht, daß dabei tief in die Metho-
denkiste der Produktwerbung gegriffen
wird. Wenn es ums Verkaufen geht, dann
findet eben die werbepsychologische
Mlusionierung mit Häusern oder einer
ganzen Stadt in gleicher Weise Anwen-
dung, wie sie bei Seife, Zigaretten,
Whisky und anderen Produkten schon
längst alltäglich geworden ist.
Es überrascht schon eher, daß The
Woodlands Teil eines Stadtentwicklungs-
programms ist, das aufgrund der Förde-
rung durch das Department of Housing
and Urban Development (HUD) in
Washington auch zur Lösung der Wohn-
probleme der mittleren und unteren Ein-
kommensgruppen beitragen soll.
Von den 16 seit 1970 geförderten
New Towns sind deren drei in Texas im
Bau. Das Ziel für alle Neuplanungen zu-
sammen ist ca. 900.000 Einwohner; für
die drei texanischen alleine 300.000, wo-
bei The Woodlands (Houston), geplant
für 150.000, das größte Vorhaben aller
ist, mit einer geschätzten Investitions-
summe von 3 Milliarden Dollar.
Die gesamte Stadt ist in 7 Dörfern
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GetmoreoutofTV than just television
WCATV is a 31-channel system that gives
you all six Houston channels, a pay TV
channel and currently adds four of
The Woodlands’ own 24-hour-a-day
channels,
One channel gives you the local weather
conditions, forecasts direct from the
National Weather Service, plus important
hometown messages.
Another displays continuous returns
irom the New York Stock Exchange
and general financial news. An hour after
-he market closes, you'll get the latest
sports news.
There's a national/international news
*hannel from the Reuters News Agency
And a fourth channel for local, state,
‘egional and national news from the
Associated Press.
A pay TV channel provides first-run
novies and other features unavailable on
segular television channels.
WCATV provides television studio and
production facilities so that you or your
organization can produce and present
non-commercial messages to residents of
The Woodlands (the first 5 minutes of
production time are free.)
And soon, you can shop, enjoy blacked-
out sports events, even get college credit
and participate in Village Association meet
ngs...all in your own home.
All on The Woodlands’ own cable TV
What morecould you want from a cable
system?
TOCOM provides emergencyfire, police,
and medical alarm communications for your
protection.
WCATV provides protection from the dulls
It's a total communications system as
affordable as it is reliable. You can’t buy
this much protection anywhere else in the
country for three times the price.
It includes an early warning ionization
and smoke detector, Two medical call
stations. Two police call stations. Two TV
outlets. Every home now being built at
The Woodlands is required to be pre-wired
with this minimum system.
A one-time charge of $300 buys The
Home Terminal Unit that connects you
into the TOCOM system. You may have it
included in your mortgage or pay for it over
a ten-month period. Regular maintenance
of the terminal and sensors is free as long as
you use the service.
Many homes include much more—
burglar alarm systems, extra smoke and
heat sensors, extra TV outlets and
alarm stations.
The monthly charge for WCATV is $7.00,
The monthly charge for TOCOM is $5.00.
See TOCOM and WCATV in action at
The Woodlands Information Center. You
can arrange for a free, no-obligation consul
‚ation or custom security plan for your
home by calling 367-2286
The Woodlands
geplant, wobei „The village of Grogan‘s
Mill” mit besagtem Informationszentrum
im Moment gebaut wird. Unterschied-
lich große Grundstücke liegen für
middle— oder upperclass— Familien
fix und fertig erschlossen bereit.
Ebenso vorbereitet ist die eigentli-
che Überraschung, die neue Nachbar-
lichkeit, dank TOCOM und CATY
{siehe Kasten).
Früher und heute zeichnet sich eine
„hometown”” dadurch aus, daß freund-
liche Nachbarn ab und zu ein Auge
auf dein eigen Haus und Hofwerfen,
während dunicht zuhause bist und dir
gerne helfen, falls du in Not bist, einen
Arzt rufen oder die Feuerwehr alar-
mieren, meint der TOCOM—Werbe-
text. Diese Art von Gemeinschaft sei
aber heute kaum noch zu finden. Aber
es gäbe in Woodlands etwas noch besse-
res als Nachbarn, nämlich: TOCOM.’
„TOCOM ist das umfassendste, an-
spruchsvollste Sicherheitssystem für
Wohngebiete in ganz USA. Dein Heim
wird dabei rund um die Uhr auf dem
Monitor kontrolliert und alle 6 Sekun-
den computergeprüft, ob irgendeine
Hilfe nötig ist.”
Innerhalb eines Systems von 31 Kanälen
bietet das Kabel-TV, ebenfalls rund
um die Uhr, den Bewohnern von Wood-
lands 4 Kanäle mit einem Fernsehstu-
dio zur lokalen Produktion von Sendun-
gen. Außer dem Angebot: Education,
Entertainment, Communication kann
man auch elektronisch shopping gehen
und an den Sitzungen des Dorfrats
teilnehmen...., ohne den Sessel im ei-
genen Haus zu verlassen.
Wer wird in The Woodlands, wenn
es einmal ca. 1/10 der Einwohnerzahl
von Houston hat, zukünftig wohnen?
Es werden Familien und Personen mit
überdurchschnittlich hohem Einkommen
sein. Hausbesitz und Wohnungseigen-
‘Single Family Homes’ in “The Woodlands’
Der erste Spatenstich
tum erzwingen eine „natürliche” Selek-
tion. Es werden soziale Aufsteiger sein,
die in den Suburbs von Houston kein
statusgemäßes Wohnangebot finden. Es
werden diejenigen sein, die „law and
order” als besondere Lebensqualität für
sich einschätzen und mit allen (techni-
schen) Mitteln gesichert wissen wollen.
Es werden die Familien qualifizierter
Arbeitskräfte aus dem Nordosten der
USA sein, die als Folge einer Art inne-
rer Kolonisation nach Texas einwandern.
Es könnten zunehmend jene sein, die
in einer neuen Art von Heimarbeit ih-
ren Job am elektronischen Arbeitsplatz
zuhause ableisten.
The Woodlands könnte vermehrt die
Zuflucht derjenigen werden, denen
der „melting pot of people” schon
längst zu heiß geworden ist und die
aus Furcht vor den Folgen ungelöster
gesellschaftlicher Probleme in den
Staaten versuchen, näher zusammen-
zurücken. Die Sehnsucht nach Körper
wärme und das aufgesetzte Bedürfnis
nach Sicherheit wird in Woodlands un:
ter ihresgleichen elektronisch befrie-
digt werden.
Die Qualität sozialer Beziehungen
im Stile des „american way of life”
scheint — bei aller Vorsicht — beson-
ders dafür geeignet, funktionalisie rt
zu werden. Die Amputation sozialer
Beziehungen durch Fernsehaugen und
—telefon, durch 31 TV-Kanäle und
durch ein computer—-gesteuertes—zwei-
SE US MIR NONASVETEr wirdvtl. überhaupt nicht als schmerzhaft
empfunden, denn die Prothese in Form
dieser elektronischen Medien ersetzt
in beruhigender Abgeschiedenheit die
soziale Wirklichkeit.
In welche indirekte, sprachlose, kör-
perlose, unpersönliche Dimension müs-
sen sich soziale Verhaltensweisen und
Kommunikationsformen entwickelt ha-
ben, daß sie sich mittels elektronischer
Apparate transformieren lassen? „It’s
a modern version of hometown neigh-
bours helping each other”, ist die Mei-
nung der Development Corporation.
The Woodlands ist ein Kind des Fort-
schritts, ein Schritt nämlich, fort aus
der Großstadt mit ihren sichtbaren ge-
sellschaftlichen Widersprüchen in eine
konstruierte, selbstgewollte Isolierung
einer heilen Welt. Dies wird die Welt
einer parasitären Freizeitgemeinde wer-
den, auf Kosten anderer und zum Vor-





Liebe Kolleginnen und Kollegen.
zu einem Leserbrief in ARCH* Nr. 42
(H.—P. Ko hlhaas, D. Spiegel, S. Spie-
gel: Zum Wettbewerb Witten—-Vorm-
holz) möchte ich Euch einen verspäte-
ten Kommentar schicken. Ich hatte die
sen Leserbrief zunächst für einen Hin-
weis darauf gehalten, daß ARCHT sich
des Wettbewerbs Witten—-Vormholz
und der damit verbundenen Probleme
in einem Bericht annehmen würde, zu-
mal die eine Briefschreiberin, Sybille
Spiegel, als Redaktionsmitarbeiterin
aufgeführt ist. Da der erhoffte Bericht
nun ausblieb, ist auch die anfängliche
Freude über den Leserbrief bei mir ver-
flogen, besonders nachdem ich die
Wettbewerbsarbeit der Leserbriefschrei-
ber gesehen habe.
Worum geht es? Die Stadt Witten
{am Südrand des Ruhrgebietes gelegen)
hat im Sommer 1978 einen Wettbewerb
für ein rund 50 ha großes Planungsge-
biet ausgeschrieben mit der Fragestel-
lung: „Wie soll eine Siedlung künftig
gebaut werden, daß sie den Bewohnern
von Anfang an Heimat wird? ” Es würde
zu weit führen, Vorgeschichte und Be-
gleiterscheinungen dieses Vorhabens
hier darzustellen. Deshalb zur Erinne-
rung nur einige Punkte aus dem genann-
ten Leserbrief: Das Projekt der Bebau-
ung in Witten—,, Vormholz—Süd” wird
in Kenntnis der Situation richtig als
„Raubbau stadtnaher Landschaft da,
wo sie am schönsten ist” charakterisiert
und kritisiert. Als Ziel des Vorhabens
wird festgestellt: ‚,‚Haus und Heimat
des pendelnden Mittelstandes” zu schaf-
fen, als Begleiterscheinung: „Verkehrs-
lärm, Abgas und Verfall für die Zurück-
gebliebenen in den ‚Belastungsgebie-
ten‘, Die Briefschreiber wollen diesem
Vorgang nicht nur als kritische Zaungä-
ste beiwohnen, sondern sich einmi-
schen. „Der Wettbewerb ist eine Chan-
ce, den Konflikt” (zwischen wem? )
„aus dem Rat in die Öffentlichkeit zu
tragen”. Noch sei „„,nicht abgemacht,
wer denn den ‚subventionierten’ Kom-
munalboden dort besiedelt”. Sie neh-
men sich vor zu „zeigen, was läuft”.
Auf welche Weise denn? Die Antwort:
„Wenn schon die Besiedlung nicht zu
verhindern ist, dann könnte die ‚Kat-
tenjagd’, sozial gewendet, zu einer Mo-
dellsiedlung werden. Für genossenschaft-
liches Planen, Bauen und Verwalten, für
genossenschaftliche Formen des Zusam-
menlebens von Eigentümern und Mie-
tern, von Alten und Jungen, von ‚För-
derungsberechtigten’ und Leuten von
ganz oben auf der Liste des Wohnungs-
amtes.’”’ Was bedeutet nun die Floskel
„Sozial gewendet’? Wer wendet hier
wen, oder steckt dahinter eine schlaue
Wendung der Briefschreiber von Kriti-
kern einer „Siedlung im Grünen” zu Be-
fürwortern? Ist die folgende launige
Formulierung „Kumpels, die SPD will
Euch mit ein Häusken in der ‚Katten-
jagd’ versorgen!” noch ironisch zu ver-
stehen?
Die Wettbewerbsarbeit von H.—P.
Kohlhaas, D. Spiegel und S. Spiegel,
von der Stadt Witten angekauft als be-
sonders interessanter Vorschlag zur
Verwirklichung des Siedlungsvorhabens
kann Antwort auf diese Fragen geben.
Es wird dort — sehr werbewirksam und
damit ganz im Sinne des Auslobers
ein „Wittener Modell” vorgeschlagen
und in einer Reihe von „Stichworten”
erläutert. Unter dem Stichwort „„Grup-
pe” heißt es u.a.: „Bestimmendes Ele-
ment für Planung, Bau und Nutzung
eines Wohngebietes nach dem ‚Witte-
ner Modell’ ist die Gruppe. Sie entwik-
kelt sich im Verlauf des kommunikati-
ven Planungsprozesses von einzelnen
kooperationsbereiten Wohnungsbewer-
bern unterschiedlicher Herkunft, Alter,
Beruf, Interessen zu einer Solidarge-
meinschaft. Aus informellen Initiativ-
gruppen entwickelt sich ein Siedlungs-
verband ‚Vormholz-Süd’ mit Teilgrup-
pen in der Rechtsform der Genossen-
schaft...” Der Auslober griff diese
Idylle der Solidargemeinschaft und
des freien und harmonischen Wirkens
von Initiativgruppen nicht ungern auf,
vielleicht etwas überrascht und erhei-
tert, waren doch bisher in der hiesigen
Kritik — noch nciht „sozial gewendet”
— Viel härtere Worte gebraucht worden
Bei der mit sehr gemischten Gefühlen
erwarteten Beteiligung der Öffentlich-
keit in Vorbereitung des Bebauungs-
planes war es dann möglich, der dort
auftretenden Bürgerinitiative „Rettet
die Vormholzer Wiesen” auf ihre Kritik
an den zu erwartenden negativen sozia-
len Auswirkungen des Zersiedlungspro-
jektes zu antworten, da habe doch eine
Aachener Gruppe einen sehr interessan-
ten Wettbewerbsvorschlag gemacht. mit
genossenschaftlichen Wohnformen und
Chancen für jeden, der mitmachen wol-
le, gleich welcher Herkunft und wel-
chen Geldbeutels, eben nicht nur für
Ärzte, Professoren, Lehrer und Archi-
tekten, nein, in „Vormholz—Süd”
biete sich — dan „Wittener Modell’”” —
die vielleicht einmalige Chance, endlich
alles besser zu machen. Zum Problem
der Erschwinglichkeit von Baukosten
ist im Wettbewerbsankauf unter dem
Stichwort „Kostengünstiges Bauen” u.a
zu lesen: ‚,... aus Gründen des Wohn-
wertniveaus sind Billig-Bauweisen ab-
zulehnen (Mehrgeschoßbau mit Spän-
nertypen in geschlossener Bauweise,
Flach— oder geneigtes Dach)...” Na al-
so! Nicht, daß einer von den „koopera-
tionsbereiten Wohnungsbewerbern” —
wenn er schon keine billige Mietwoh-
nung kriegen kann — glaubt, er könne auf
das „subventionierte”” Kleingrundstück
dann eine billige Kiste setzen! Ein biß-
chen Steildach und Kupferdachrinne müs
müssen schon sein. Kollegen, wenn das
ein Witz sein soll, tut es mir leid, Fuch
sagen zu müssen: wir sind hier zu blöd
dazu, Sowas zu raffen. Stichwort ‚„„Land-
schaft”: „Ein Entwurf nach dem ‚Prinzip
der Gruppe’ interpretiert ‚Landschaft’
primär sozialökologisch. Der mittelalter-
liche Produktionsverband von Bauern,
Werkzeugmachern (Schmieden), Berg-
leuten usw. hat seinen baulichen Aus-
druck in Gebäudeagglomeraten (‚Höfen’)
gefunden. In der Arbeitersiedlung des
19. und 20. Jahrhunderts sind Gruppen
(Nachbarschaften) nur soziologisch nach:
weisbar; die räumliche Organisation der
Siedlung ist Kaserne und Militiärlager,
die Gebäudegestalt englischen Vorbil-
dern entlehnt. Das Wettbewerbsziel
‚Landschaftsbezogenes Bauen’ wird zu-
nächst als Entwurfeiner ‚sozialen Land-
schaft’ für die zur Besiedlung der ‚Kat-
tenjagd’ vorgesehene Bevölkerung mit
den Merkmalen der ‚Kleinfamilie’, ‚Be-
rufspendler’ verstanden...” Auch hier
wird es sich sicherlich um eine Ironisie-
rung (oder „soziale Wendung”? ) des
heimatstilenden Ausschreibungstextes
handeln, in dem Landschaft, schöne bau-
liche Gestaltung, Heimat und Nachbar-
schaft mit einem Blick zurück in die
‚„„bessere Vergangenheit’ zu einemBild
von stillem Glück verbunden werden.
Noch ein „Scherz”’ unter dem Stich-
wort „politische Verantwortung”: Die
Verwirklichung des „„Wittener Modells”
„würde bedeuten, daß auch einmal Kol-
legen aus Betrieben und Büros, ihre Frau-
en und Kinder sich Heimat in einem
landschaftlich reizvollen Gebiet aneig-
nen können...’” Ein Wittener Verantwort-
licher soll dagegen durchaus humorlos
gesagt haben: „Aber (— das „aber”” be-
zog sich auf die Absicht, Grundstücke
im Wettbewerbsgebiet vorzugsweise für
„Sozial Schwache” zur Verfügung zu
stellen —) wir sind uns doch wohl klar
darüber, daß dort oben nurbesser ver-
dienende Leute zum Zuge kommen.”
Und das soll ja wohl am besten dem
städtischen Geldsack dienen...
Also: ich kann, obwohl verwirrt
durch ihren Leserbrief, den Kollegen
Kohlhaas, D. und S. Spiegel nicht glau-
ben, daß ihr Wettbewerbsbeitrag ernst
gemeint war. Ich hatte erwartet, daß
ihre Kritik den hiesigen Kritikern nüt-
zen und nicht gegen sie gewendet wer-
den kann. Aber die Ironie war zu fein,
der Witz war unnütz. außer daß er den
als landwirtschaftliche Nutzfläche und
Erholungszone erhalten und trotzdem an
anderer Stelle Wohnquartiere schaffen
könne, die „den Bewohnern von Anfang
an Heimat” werden könnten, weil sie
nicht nur ansehnlich gestaltet sind, gute
Versorgungs— und soziale Einrichtun-
gen und eine ausreichende Dichte für
Sozialkontakte aufweisen, in der Nähe
von Arbeitsplätzen liegen und trotzdem
Naherholungsmöglichkeiten bieten. Bei
Änderung der augenblicklichen Politik
der Wohnungsbauförderung und Anwen-
dung von Blligbauweisen („„Mehrgeschoß-
bau mit Spännertypen in geschlossener
Bauweise. Flach— oderflachgeneigtes
Verfassern — vielleicht weil er nicht ver-
standen wurde — ein bißchen Geld ge-
bracht hat. Soweit ich weiß, sind man-
che Wettbewerbsteilnehmer nach anfäng-
lichem Interesse an der Aufgabe dann
doch abgesprungen, weil sie sahen, wo-
hin der Hase läuft, und nicht mitlaufen
wollten. Ein einziger Teilnehmer hat eine
anschauliche Gegenkonzeption für einen
anderen Wittener Stadtteil entwickelt
(Büro S.E. Goerner, Köln), mit dem die
Kritiker von „Vormholz-Süd” arbeiten
konnten. Er ging bei der Preisverleihung
leer aus (vielleicht, weil man ihn besser
verstehen konnte). Er hatte deutlich ge-
macht, daß man die Vormholzer Wiesen
Dach”) könnten dort sogar billige Miet-
wohnungen gebaut werden. Darum
müßte meiner Meinung nach in erster
Linie die Auseinandersetzung geführt
werden. Die Bemühung um landschafts-
bezogenes Bauen, um einen neuen „Hei-
matstil”, gar in Verbindung mit dem
Stadthaus— Feuerwerk, das landauf-
landab gezündet wird, führt dabei in die
falsche Richtung (wie Durth/Hamacher
im Stadthaus-Aufsatz im gleichen Arch"




Anmerkungen zum Heft 47
Ich habe mit großem Interesse Ihr
letztes Heft gelesen. Für einen Planer
im öffentlichen Dienst, dem ich als
Stadtplanerin angehöre, ist es wichtig,
sich auf öffentlich diskutierte Argu-
mente stützen zu können. Daher wün-
sche ich mir: daß es gelingen möge,
auf der Basis der in Ihrem Heft dar-
gestellten breiten Bandbreite an Ver-
kehrsberuhigungsproblemen eine eben-
so breite Diskussion zu entfachen.
Vor dem Hintergrund meiner kom-
munalpolitischen Erfahrungen interes-
siert mich an dem Thema ‚, Verkehrs-
beruhigung” besonders der Gesichts-
punkt „Demokratie und Städtebau”,
der mir in Ihrem Heft nicht so ausführ-
lich behandelt zu sein scheint, da eher
mehr von Mitgestaltung die Rede ist.
Ich bin ein Befürworter der ‚,Misch-
nutzung”, d.h. der Gleichberechtigung
aller Verkehrsteilnehmer in einer ver-
kehrsberuhigten Wohnstraße. Das ist
allerdings wohl auch das Anliegen Ihrer
Verfasser. Nur, ich finde nirgendwo
erwähnt, daß ohne Mischnutzung Par-
tizipation nicht möglich ist. Verkehrs-
beruhigung als „räumliche Alphabeti-
sierungskampagne”” mit Hilfe von Simu-
lationsinstrumentarien kann meiner
Meinung nicht alles sein. Es geht doch
nicht nur um gestalterische Mitbestim-
mung, sondern vielmehr um Partizipa-
tion am kommunalen Gemeinwesen
innerhalb der kleinsten Gemeinschaft,
nämlich der eines Quartiers oder einer
Anliegerstraße.
Angesichts des Zustandes unserer
Stadterneuerungsviertel verstehe ich
unter Partizipation das Fertigwerden
mit einer Mangelsituation auf der
Grundlage des Sich—-Vertragens:
Wenn nur eine Fläche für mehrere
Nutzer da ist, dann kann man diese
Fläche nur „,vervielfältigen”, wenn die-
se Fläche Jedem gehört, allerdings mit
der Einschränkung der Rücksichtnah-
me auf den Anderen. Die Voraussetzung
für dieses Modell der Verträglichkeit
ist allerdings die Einführung der Misch-
nutzung für Wohnbereichsstraßen in
die Straßenverkehrsordnung. Durch die
Einführung der Mischnutzung würde
die Verkehrssicherungspflicht entfal-
len, die verlangt, daß jedem Verkehrs-
teilnehmer, nämlich dem Autofahrer
und dem Fußgänger, ein „gesicherter”
Raum zur Verfügung gestellt wird. Die
Anforderungen an die Sicherung wie-
derum erfordern die Beibehaltung der
Bordsteintrennung zwischen Fahrbahn
und Fußweg, die die Mischnutzung aus:
schließt.
In Nordrhein—-Westfalen hat sich die
Beratungsstelle für Schadensverhütung
des HUK—Verbandes der Verkehrsbe-
ruhigung angenommen. Die Intentionen
des HUK— Verbandes als einer Versiche-
rungsgesellschaft liegen naturgemäß
auf dem Feld einer sozialorientierten
Umfeldverbesserung.
Die Vorrangstellung der Sicherheit
hat Folgen, die einmal benannt werden
müssen:
1) Die Sicherungspflicht schränkt die
Zahl der Benutzer ein. Es gibt nur
noch Fußgänger und Kraftfahrer; da-
für keine spielenden Kinder, keine
alten Leute, die auf Bänken sitzend
am Quartiersleben teilnehmen, keine
Erholung suchenden Erwachsenen,
die keinen Balkon besitzen und
abends vor der Haustür sitzen möch-
ten.
2) Die Ausbauplanung wird sicherheits-
orientierten Richtlinien unterworfen.
die jeden gestalterischen Spielraum
und damit jede gestalterische Mitbe-
stimmung auffressen.
3) Die Sicherheitsvorschriften beruhen
auf einem durchschnittlichen Benut-
zerverhalten, d.h. Autofahrerverhal-
ten, das nur ein anonymes Verhalten
sein kann, da es auf repräsentativer
Verhaltensforschung basiert.
Dies bedeutet, daß über den Eingang
von Sicherungspflicht das Benutzer-
verhalten hoheitlich gesteuert wird.
Im Gegensatz zu dieser letzten Feststel-
lung soll, der Meinung eines Artikels
Ihres Heftes gemäß, die „„‚Beziehungs-
qualität” zwischen den Bewohnern ver-
bessert werden. Ich verstehe darunter,
daß an Stelle eines anonymen Benutzer-
verhaltens die sich bestimmten (selbst-
gewählten) Umgangsformen verpflich-
tende Gemeinschaft tritt.
Die echte Verkehrsberuhigung, die
Fremdnutzer aus der Wohnbereichsstra-
ße verbannt, stellt die Voraussetzung
für die Bildung von Anliegergemeinschaf
ten in diesem Sinne dar, sofern die Ein-








Dietrich Sperling, Parlamentarischer Staatsse-
kretär im Bundesministerium für Raumordnung ,
Bauwesen und Städtebau. Postfach 20 50 01.
5300 Bonn 2
Arbeitskreis Verkehr im Bundesverband Bürger-
initiativen Umweltschutz e. V., Kontaktadresse:
Bürgerinitiative Westtangente e.V. Berlin (West).
Cheruskerstraße 10. 1000 Berlin 62
Klaus Duntze, Pfarrer, geboren 1935, von 1966
1977 Gemeindepfarrer in Berlin SO 36, jetzt
Studienleiter an der Evangelischen Akademie
Berlin (West); Arbeitsgebiet: Stadtpolitik,
Demokratisierung des Wohn- und Freizeit-
bereiches, Kirche und Großstadt. Anschrift:
Glogauer Str. 22. 1000 Berlin 36
Richard Laufner, geb. 1953, lebt von einem
Promotionsstipendium und arbeitet in diesem
Zusammenhang über „Kultur und Verstädte-
rung”; daneben Mitarbeit in einem autonomen
Kulturladen und der örtlichen alternativen
Stadtzeitung; Anschrift: Weidenhäuser Str. 73
3550 Marburg
Oskar Holl, geb. 1938, Dr. phil., Sekretär des
Münchner Forums (Münchner Forum für Ent-
wicklungsfragen) e.V. Anschrift: Herzogstr. 48
8000 München 40
Florian Straus, geb. 1952, arbeitet als Dipl.-
Soziologie an einem Forschungsprojekt über
den Zusammenhang von Erziehung und Wohn-
umwelt (in Münchens Trabantenstadt Neu-
perlach); Lehrbeauftragter für ‘Medienpädago-
gik’ und ‘Gestaltendes Spiel’ in der Ausbildung
von Heimerziehern; ‘neben’beruflich seit 1978
Mitarbeiter der Sendlinger Kulturschmiede;
Anschrift: Innere Wienerstr. 28. 8000 Mün-
chen 80
Dieter Frowein, geb. 1938, arbeitet freiberuf-
lich als Architekt in Berlin; ständige Arbeits-
gemeinschaft mit Spangebung; Arbeitsschwer-
punkte: Bausystemplanung, Programmplanung,
Modernisierung, Wohnungsbau; div. Veröffent-
lichungen in Fachzeitschriften
Gerhard Spangenberg, geb. 1940; als freiberuf-
lich tätiger Architekt in ständiger Arbeitsgemein-
schaft mit Frowein; Veröffentlichung zur
Nutzungs- und Programmplanung für Kinder-
tagesstätten (Wiesbaden /Berlin); Schinkel-An-
erkennungspreis 1975; seit 1978 Gastprofessur
an der Hochschule der Künste Berlin.
Gemeinsame Anschrift: Ahornstraße 4
1000 Berlin 30
Paul Hofmann, be. 1950, Sozialwissenschaftler.
arbeitet im Ruhrgebiet als Photograph und un-
terrichtet an der VHS Duisburg über Themen
zur Lokalen Sozialgeschichte; Anschrift: Sieg-
str. 25.4100 Duisburg 1
Traudel und Hans-Georg Tomshöfer, Mitglieder
des Arbeitskreises der Bürgerinitiative „Flöz
Dickebank und Umgebung” in Gelsenkirchen
Uckendorf, Mitglieder des Vereins „„Mieterhaus
Flöz Dickebank und Umgebung e. V.”,
Anschrift: Flöz Dickebank 13.4650 Gelsen-
kirchen
Arbeitsgemeinschaft der Arbeitersiedlungsini-
tiativen im Ruhrgebiet, Kontaktadresse:
Grete Damberg, Brunostraße 39, 4650 Gelsen-
kirchen
Adalbert Evers, geb. 1948, Dipl.-Ing., Dr. rer.
pol. Assistent am Lehrstuhl für Planungstheorie
der RWTH Aachen; Arbeitsgebiet: soziale
(städtische) Bewegungen, kommunale und re-
gionale Politik; aktuell Mitarbeit an zwei For
schungsprojekten zur Bürgerbeteiligung und
Lokalen Politik; Anschrift: Elsaßstr. 55a
5100 Aachen
Dr. Hartmut Häußermann, geb. 1943, arbeitet
am Fachbereich Sozialwissenschaften im
Schwerpunkt Stadt- und Regionalplanung der
Universität Bremen; Arbeitsschwerpunkte: Zu-
sammenhang von Wohnen und Stadtentwicklung
Wohnverhältnisse von Arbeitern; Anschrift-
Bremer Str. 14. 2800 Bremen 1
Dr. Walter Siebel, geb. 1938, Soziologie mit
Schwerpunkt Stadt- und Regionalsoziologie,
FB Gesellschaftswissenschaften Universität
Oldenburg; Arbeitsschwerpunkte: Gesellschat
liche Bedingungen städtischer Entwicklung,
Wohnverhalten, Wohnbedürfnisse und gesell-
schaftliche Orientierung. Stadtentwicklungs-
politik
Rainer Milzkott, geb. 1953, Redakteur, arbeitet
als Rundfunkjournalist für SFB und WDR zu
den Themen Stadtplanung und Stadtenwick-
lung: Anschrift: Eschenallee 14. 1000 Berlin 19
Jörg C. Kirschenmann, geb. 1940, Prof. an der
Hochschule für gestaltende Kunst und Musik
in Bremen; Lehrgebiet: Umweltanalyse/Urba-
nistik; Arbeitsschwerpunkte: Wohnungsbau
und Stadtentwicklung, soziale Dimension der
Wohnung und Wohnumgebung; Forschung:
Arbeiterwohnungsbau in Bremen; Anschrift:
Schüsselkorh 12a. 2800 Bremen 1
Vergessene Reformstrategien
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Aus dem Inhalt von Heft 45
„Vergessene Reformstrategien zur Wohnungs-
frage“
G. Uhlig: Sozialisierung und Rationalisierung im
„Neuen Bauen“ - K. Novy: Der Wiener Gemeinde-
wohnungsbau: „Sozialisierung von unten“ - G
Uhlig: Kolektivmodell „Einküchenhaus“ - J
Wolf: Stadterneuerung durch Bewohnergenos-
senschaften - K. Dubois/G. Wulf, M. Müller, J
Posener- Was heißt Kultur heute? - E.v.Einem, M
Konukiewitz, W. Tessin, H. Bodenschatz, T. Har-
lander, W. Durth, M. Teschner: Drei Kritiken zu
Häusermann/Siebel: „Krise der Stadt - Krise der
Stadt?“ - Berichte und Rezensionen von F
Gschwind. D. Henckel u.a
2. Auflage Februar 1980
AARCHT*
Julius Posener: Vorlesungen zur
Geschichte der neuen Architektur
ARCH}Sondernummerzum7%GeburtstagvonJuliusDe=
Aus dem Inhalt von Heft 48
„Julius Posener: Vorlesungen zur Geschichte der
neuen Architektur“
13 Vorlesungen zur Geschichte der modernen






für Ihre päd. Passibilität
3 Fragen an unsere Lehrkräfte:
1. Wie heißt dieser unser Staat?
a) Bundesrepublik Deutschland
b) BRD
c) Heiliges Römisches Reich, deutscher Portion
a) 0 Punkte, b) 2 Punkte, c) 4 Punkte
2. Gibt es Berufsverbote n diesem
unserem Staat?
a) Ja. als Begriff
b) Ich warte auf meine Einstellung und
möchte mich ncht dazu äußern
c) Ich warne davor, leichtfertig über unsere
freiheitlich demokratische Grundordnung
zu spotten
a) 0 Punkte, b) 2 Punkte, c) 5 Punkte
3. Wie oft lassen Sie m Unterricht unsere
Nationalhymne erschallen?
a) Kaum, bevorzuge die Stones
b) Jeden Sonntag
c) Eigentlich täglich, dann snd de Blagen
wenigstens ruhig
a) 0 Punkte, b) 2 Punkte, c) 8 Punkte
Hier hört sich alles auf:
0-3 Punkte: Ihr pragmatsches Alltagsdenken
kann Se unversehens n raffinierte Fallen trapsen
lassen. Wappnen Sie sich! Für Sie st das
päd. extra-Probierpaket (4 Ausgaben von pad.
extra, dazu das sowieso unentbehrliche
päd. extra-Lexikon (ohne Karteikasten) und das
für DM 18,-) ein guter Anfang!
4 - 8 Punkte: Hervorragend! Sie sind eigentlich
der typische päd. extra-Leser. Se brauchen ken
Probierpaket, sondern greifen ohne Umweg
zum Jahresabo. Postkarte an den Verlag
genügt.
Mehr als 9 Punkte: Sehr geschickt! Wer seine
tatsächliche Meinung So verbirgt, muß selbst
entscheiden: will er das päd. extra-Probierpaket
Oder das pad. extra sozialarbeit-Probierpaket:
4 Hefte der sozialarbet plus das oben erwähnte
Lexikon?






RAUMTYPEN, KULTURELLE MODELLE UND WOHNWEISEN
a Wege aus der Sackgasse des modernen Städtebaus: Fortschritt durch
Rückgriff auf Raumtypologien der „guten, alten Zeit“ (Block, Straße,
Platz ...)? - Und was bleibt vom Fortschritt des „schlechten“ N°uen
der Moderne?
Wird „Architektur“ wieder möglich? Zum Typusverständnis der Ratio-
nalisten: Rüuckbesinnung auf formale „Archetypen‘ und klassische
Entwurfsregeln (Reihung, Achse, Symmetrie ...) oder auf die sozialen
Inhalte der Raumtypen?
Raumtypen, kulturelle Modelle und Wohnweisen: eine historisch über-
holte Beziehung oder Ansatzpunkt für „neues Bauen“? Was sind die
Voraussetzungen für gebrauchsfähige Architektur heute?
51 ARCH +
JULIUS POSENER: VORLESUNGEN ZUR GESCHICHTE DER NEUEN
ARCHITEKTUR Il. DAS ZEITALTER DER REFORM IN DER MODER-
NEN ARCHITEKTUR
9 Vorlesungen zur Geschichte der Architektur von 1880 bis 1914
Ausschneiden und einsenden än
pädex Verlag, Postfach 295, 6140 Bensheim
Ich erzielte soeben ___________ Punkte und erbtte daher
schnellstmoglch
U] 1 Probierpaket päd extra zu DM 18,-
[11 Probierpaket päd. extra sozialarbeit zu DM 18,-
Ich bn damt einverstanden, daß ch nach Ablauf des Probe
abos zum normalen Preis" weterbeliefert werde, falls ch ncht
spatestens nach Erhalt des drtten Heftes etwa‘ zegenteiliges
mittelle.
Den Preis fur das Probierpaket entrichte ch (zutref. ankreuzen!
DJ mit beilegendem V-Scheck






* Preise: Jahresabo pad. extra DM 72,-*, Studentenpreis
DM 56,-" (Vorlage Studenbescheinigung). Jahresabo pad
extra sozialarbet DM 56,-", abzgl. DM 3.- be Abbuchung
52 ARCH:
ÖKOLOGIEBEWEGUNG UND STADTBAU
es Ökologiebewegung und bauliche Umwelt: „Autonome Häuser“,
„sanfte Technologie“, „natürliche Baustoffe‘, „vom Lande lernen”
und nicht mehr?
„Gesunder bauen?‘“: Wie haben Architekten und Städtebauer die
ökologische Bewegung wahrgenommen? Welche Ziele wollen sie
sich zu eigen, machen, welche sind falsch oder nicht verstanden
worden?
Grüne und Bunte in Kommunalparlamenten: Gibt es ein alternatives
EEE Leitbild für unsere Städte? Was ist eine „grüne“ Stadt-politik?
Ökologische Belange in der Stadt- und Regierungspolitik: Was haben
Abstandserlasse, Immissionsschutzgesetz, Gewerbeaufsicht u.a. mit
einem stadtbezogenen Umweltschutz zu tun?
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